
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Anlage zur Vorlage Nr. 61/83/2011 

B e g r ü n d u n g 

Teil A - Städtebauliche Aspekte 

zum Bebauungsplan-Entwurf Nr. 5777/056 

- Schlüterstraße / Hohenzollern – (2 Blätter) 

Stadtbezirk 2 Stadtteil Flingern-Nord 

1. 	Örtliche Verhältnisse 

1.1 	Lage, Geltungsbereich 

Das Plangebiet wird im Norden durch die Dinnendahlstraße sowie durch die Metro­

straße begrenzt. Die östliche Abgrenzung verläuft entlang von Dauerkleingärten und 

der Wohnsiedlung “Märchenland“. Die südliche Abgrenzung verläuft entlang der be­

stehenden Einfamilienhausbebauung nördlich der Eythstraße und der Realschule an 

der Schlüterstraße. Die westliche Abgrenzung bildet die Hans-Günther-Sohl-Straße 

sowie Teile des ehemaligen Güterbahnhofs Grafenberg.  

Der Geltungsbereich umfasst im Wesentlichen die ehemaligen Flächen des Hohen­

zollernwerkes, eines schwerindustriellen Unternehmens, das auf dem Gelände Lo­

komotiven gebaut hat, sowie Teilflächen des ehemaligen Güterbahnhofs Grafenberg. 

1.2 	Bestand 

Die Erschließung des Plangebiets erfolgt derzeit über die ehemalige Werksstraße. 

Sie ist über die Neumannstraße im Westen und eine Ausfahrtmöglichkeit im Nordos­

ten im Knotenpunkt Walter-Eucken-Straße / Metrostraße an das öffentliche Straßen­

netz angebunden.  
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Das Plangebiet ist durch brachliegende Flächen und ehemalige, aufgegebene Indust­

riehallen geprägt, die teilweise mit Zwischennutzungen belegt sind. Im Südosten um­

fasst der Geltungsbereich weitere Teilflächen eines aufgegebenen Gewerbebetriebes 

(ehemalige Fa. Dillinger).  

Zwischen der Dinnendahlstraße und der Daelenstraße befinden sich im Nordwesten 

des Plangebietes einige ehemalige Werkswohnungsgebäude („Meisterhäuser“), die 

auch heute noch Wohnzwecken dienen. 

Die Flächen des Güterbahnhofs (ehemaliges Bahnhofsgebäude und ein Flächen-

streifen entlang der Schlüterstraße) wurden mit Bescheiden des Eisenbahnbundes­

amtes zum 15.10.2010 und zum 18.08.2011 von Bahnbetriebszwecken freigestellt. 

Der Bereich ist vollständig von Bahnanlagen geräumt. 

Südlich der „Meisterhäuser“, im Dreieck zwischen Daelenstraße und Neumannstraße 

und südlich der denkmalgeschützten Gebäude des ehemaligen Hohenzollernwerkes 

bestehen Grünstrukturen. 

1.3 	Umgebung 

Der Bereich nördlich des Bebauungsplangebiets wird im Wesentlichen durch den 

Großhandelsbetrieb der Metro und deren Hauptverwaltung geprägt. Entlang der 

Schlüterstraße befinden sich sechsgeschossige Bürogebäude, an der Metrostraße 

fünf- und sechsgeschossige Verwaltungsgebäude. Am Knotenpunkt zur Grafenber­

ger Allee befindet sich ein größerer Lebensmittelmarkt. Am östlichen Ende der Met­

rostraße ist ein Elektronik-Fachmarkt entstanden. 

Direkt östlich an das Plangebiet grenzen Kleingärten und ein Wohngebiet sowie die 

Güterzugstrecke der Deutschen Bahn AG an. Die Wohngebiete sowie der Ostpark, 

die sich östlich der Güterzugstrecke befinden, können per Pkw über den Hellweg o­

der die Grafenberger Allee erreicht werden, fußläufig sind diese auf Höhe der Sulz­

bachstraße durch einen Tunnel an das Plangebiet angebunden. 

Südlich an das Plangebiet angrenzend befinden sich Wohnsiedlungen aus den 30er 

und den 50er Jahren (Eythstraße), ein Kindergarten und eine Realschule. 
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Entlang der Grafenberger Allee und westlich des ehemaligen Güterbahnhofes Gra­

fenberg sind in den letzten Jahren neue Bürogebäude entstanden. Westlich der Ein­

mündung Schlüterstraße sind drei zehngeschossige Bürogebäude errichtet worden.  

2. 	Gegenwärtiges Planungsrecht 

2.1 	Flächennutzungsplan (FNP) 

Der Flächennutzungsplan stellt für den Bereich nördlich der Hohenzollernallee Ge­

werbegebiete dar. Der Bereich der „Meisterhäuser“ ist als Wohnbaufläche dargestellt. 

Südlich der Hohenzollernallee und östlich der Walter-Eucken-Straße ist Kerngebiet 

ausgewiesen, südlich daran anschließend Wohnbauflächen. Die Walter-Eucken-

Straße ist als Hauptverkehrsstraße dargestellt. 

Die geplante Anbindung der Schlüterstraße an den Hellweg über die Hans-Günther­

Sohl-Straße, die im Bebauungsplan als öffentliche Verkehrsfläche festgesetzt werden 

soll, ist im FNP als Fläche für Bahnanlagen dargestellt. Die Gleisanlagen des ehema­

ligen Güterbahnhofs sind bereits als öffentliche Grünfläche mit der Zweckbestim­

mung Parkanlage dargestellt. 

Für das Bebauungs- und Nutzungskonzept ist im Bereich des Plangebiets eine Flä­

chennutzungsplanänderung erforderlich, da der Bebauungsplan aus dem FNP zu 

entwickeln ist. Die Änderung Nr. 142 südlich Hohenzollernallee wird im Parallelver­

fahren zu diesem Bebauungsplanverfahren durchgeführt. 

2.2 	Gültige Bebauungspläne 

Der aufzustellende Bebauungsplan überlagert teilweise die Flächen des rechtsver­

bindlichen Bebauungsplans Nr. 5778/19 und des gültigen Text-Bebauungsplans GI 5 

für den Stadtbezirk 2. Die Pläne setzen Industriegebiet mit Dichtewerten von 0,7 

(Nr. 5778/19) und  0,8 (GI 5) als Grundflächenzahl (GRZ) und 9,0 als Baumassen­

zahl (BMZ) fest. 

Weiterhin überlagert er auf einer kleineren Fläche den angrenzenden Bebauungsplan 

Nr. 5778/35. Der Plan setzt für diese Fläche Kerngebiet und ein Gehrecht und Fahr-

recht für Radfahrer jeweils zugunsten der Allgemeinheit fest.  
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Die Fläche erstreckt sich auf zwei aneinandergrenzende Kerngebiete. Im Bereich 

östlich der Hans-Günther-Sohl-Straße und nördlich des Hellwegs überlagert der auf­

zustellende Bebauungsplan den gültigen Bebauungsplan Nr. 5778/35, der neben öf­

fentlicher Verkehrsfläche Kerngebiete und eine öffentliche Grünfläche festsetzt. Im 

Bereich der Realschule an der Schlüterstraße überlagert der neue Plan einen Teil 

des im Bebauungsplan Nr. 5777/35 festgesetzten Schulgrundstücks mit einer Ver­

kehrsfläche für eine Wendeanlage. 

Der östliche Fortsatz des Gebiets überplant teilweise die im Bebauungsplan Nr. 

5779/30 festgesetzten Dauerkleingärten mit einer öffentlichen Grünfläche (Parkanla­

ge mit Fuß- und Radweg). Weiterhin werden die Bebauungspläne Nr. 5877/21 und 

5878/17 sowie die Fluchtlinienpläne Nr. 5777/016 und Nr. 5778/009 auf kleineren 

Flächen überplant. 

Im Südosten des Plangebietes gilt im Moment der am 05.07.1986 rechtsverbindlich 

gewordene Bebauungsplan Nr. 5877/21, der die Entwicklung einer damals hier an­

sässigen Firma steuern sollte.  

2.3 	 Planfeststellung Güterbahnhof Grafenberg 

Der Bescheid über die Freistellung der letzten Teilflächen des ehemaligen Güter­

bahnhofs Grafenberg von betriebsnotwendigen Bahnanlagen ist im August 2011 er­

folgt. 

3. Anlass, Ziel und Zweck des Bebauungsplans 

3.1 	Planungsanlass 

Die vormalig industrielle Nutzung ist aufgegeben. Es bietet sich deshalb hier die 

Chance, die angrenzenden Stadtteile miteinander zu verbinden und das gesamte in­

nenstadtnahe Stadtquartier durch die Entwicklung von hochwertigen Nutzungen auf­

zuwerten und eine Fläche, die derzeit untergenutzt ist, zu reaktivieren. Auf Grund der 

grundsätzlich guten Lagegunst des Standortes hat die Stadt Düsseldorf bereits in der 

Vergangenheit das Ziel verfolgt, eine angemessene, d. h. innerstädtisch geprägte 

bauliche Verdichtung anzustreben.  
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Die vorliegende Planung verfolgt die städtische Zielsetzung, auf urbanen, innen­

stadtnahen Flächen den Standorten angemessene Dichten anzustreben, um eine 

Baulandaktivierung, Schaffung von neuem Wohnraum und effektive Nutzung städti­

scher Infrastruktur zu erreichen. Mit dem letzten von insgesamt drei Bebauungsplä­

nen soll mit diesem Bebauungsplan Nr. 5777/056 – Schlüterstraße/Hohenzollern die 

in 1991 begonnene Rahmenplanung auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung 

zum Abschluss gebracht werden. 

Die jetzt geplanten Nutzungen sind innerhalb der geltenden Festsetzungen nicht um­

zusetzen. Daher soll der Bebauungsplan Nr. 5777/056 - Schlüterstraße/Hohen­

zollern - in seinem Geltungsbereich mit seiner Rechtswirksamkeit das geltende Pla­

nungsrecht überlagern. 

3.2 	 Generelle Ziele (Stadtentwicklungskonzept Düsseldorf 2020+ - STEK) 

Die Bevölkerung der Landeshauptstadt Düsseldorf ist in der ersten Hälfte dieses 

Jahrzehnts um über 10.000 Einwohner auf ca. 577.000 angewachsen. Die Wachs­

tumstendenzen (ca. 4,2 %) bestehen weiter, so dass bis zum Jahr 2020 von einer 

Bevölkerungszunahme auf über 600.000 Einwohner und einem zusätzlichen Woh­

nungsneubaubedarf von ca. 28.000 Wohneinheiten auszugehen ist. Diese positive 

Bevölkerungsprognose bedingt auch zusätzlichen Wohnraumbedarf. Um die prog­

nostizierte Zuwanderung im Stadtgebiet mit Wohnraum abdecken zu können, ist er­

hebliches Volumen an Neubau notwendig. Bereits heute weist die Wohnraumbe­

darfsanalyse einen Wohnungsbedarf von jährlich gut 2.200 neuen Wohneinheiten im 

Stadtgebiet auf. Bis zum Jahr 2020 wird für den Geschosswohnungsbau ein Bedarf 

von insgesamt ca. 23.500 Wohneinheiten prognostiziert. Allein für den Stadtbezirk 2 

liegt der Bedarf bei ca. 2.500 Wohneinheiten. Die gegebenen Baulandpotenziale 

(vorhandene und geplante Baugebiete und Baulücken) liegen dagegen nur bei ca. 

550 Wohneinheiten. 

Die Landeshauptstadt gehört damit zu den wenigen deutschen Städten mit Bevölke­

rungswachstum. Voraussetzung für diesen positiven Trend ist eine weiterhin starke 

wirtschaftliche Entwicklung sowie eine konsequente Weiterentwicklung des Woh­

nungsbestandes. Beide Aspekte wurden von der Landeshauptstadt als wesentliche 

Handlungsfelder erkannt und stellen zentrale Säulen innerhalb des Stadtentwick­

lungskonzeptes „Düsseldorf 2020+ - Wachstum fördern, Zukunft gestalten“ dar.  
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Das Stadtentwicklungskonzept wurde am 30.04.2009 vom Düsseldorfer Stadtrat be­

schlossen. 

Wesentliches Ziel der Stadtplanung ist es daher, das Bevölkerungswachstum der 

Stadt zu ördern. Hierzu ist es insbesondere im Bereich des Wohnungsbaus erforder­

lich, vorhandene und neue Baulandpotenziale zu aktivieren. So kann neuer Wohn­

raum geschaffen werden, um dem zu erwartenden steigenden Nachfrageniveau auf 

dem Wohnungsmarkt gerecht zu werden.  

Durch den deutlichen Bevölkerungszuwachs und einer zunehmenden Zahl an Ar­

beitsplätzen ist der Innenbereich (Innenstadt und Innenstadtrand) der Stadt Düssel­

dorf einem hohen Entwicklungsdruck und einem erhöhten Anspruch nach effizienter 

Bodennutzung ausgesetzt. Auch für den Außenbereich (Stadtrand) werden erhöhte 

Flächenansprüche erkannt. Als räumliches Leitbild definiert das Stadtentwicklungs­

konzept die Innen- vor der Außenentwicklung: Der Außenbereich soll insbesondere 

für den Naturschutz, die Trinkwassergewinnung, die Landwirtschaft und als Erho­

lungsraum vorgehalten werden, die bauliche Struktur des innerstädtischen Bereichs 

soll erhalten und weiterentwickelt werden. Hierbei ist darauf hinzuweisen, dass es für 

die Landeshauptstadt Düsseldorf in der Vergangenheit keinen Flächenzuwachs wie 

für andere Kommunen gegeben hat. Die begrenzte Flächenverfügbarkeit erfordert 

daher zukünftig eine deutlich effektivere Nutzung der zur Verfügung stehenden Flä­

chen. Für den Wohnungsbau soll deshalb insbesondere eine Aktivierung innerstäd­

tisch und innenstadtnah gelegener Standorte in angemessener baulicher Dichte er­

folgen. 

Das Stadtentwicklungskonzept erkennt die sogenannten Umstrukturierungsgebiete 

als wesentliche Potenzialflächen für die weitere Entwicklung der Stadt. Das Plange­

biet stellt tatsächlich die derzeit einzige größere und zusammenhängende Fläche für 

die kurzfristige Entwicklung von neuem Baulandpotenzial im Stadtteil Flingern und 

eine der wenigen aktivierbaren größeren Flächen in der Stadt Düsseldorf dar. Vor 

dem Hintergrund des skizzierten Wohnraumbedarfs und der Flächenknappheit der 

Landeshauptstadt ist eine effektive Nutzung dieser Flächenressource notwendig und 

richtig. 
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3.3 	Rahmenplan Einzelhandel 

Der Rahmenplan Einzelhandel wurde als städtebauliches Entwicklungskonzept ge­

mäß § 1 Abs. 6 Nr. 11 BauGB im Herbst 2007 vom Rat der Stadt beschlossen. Der 

Rahmenplan Einzelhandel ist somit bei der Aufstellung von Bauleitplänen zu berück­

sichtigen.  

Der Rahmenplan Einzelhandel definiert folgende Zentrenkategorien: Stadtzentrum, 

Stadtbereichszentrum, großes Stadtteilzentrum, kleines Stadtteilzentrum, Nachbar­

schaftszentrum. Er beinhaltet drei Konzeptbausteine: Zentrenkonzept, Nahversor­

gungskonzept und Fachmarktkonzept. Das Zentrenkonzept verfolgt das Ziel, die 

Stadtteilzentren als Versorgungsschwerpunkte zu stärken.  

Gleichzeitig hat das Nahversorgungskonzept die Aufgabe, die flächendeckende Nah­

versorgung zu sichern. 

Laut Rahmenplan Einzelhandel liegt der westliche Teil des Plangebietes im Einzugs­

bereich des Nachbarschaftszentrums Bruchstraße / Flurstraße und des kleinen 

Stadtteilzentrums Grafenberger Allee. Für die Wohnnutzung, die südöstlich an das 

Plangebiet angrenzt (Bereich um den Flinger Richtweg), besteht laut Nahversor­

gungskonzept eine Versorgungslücke, weil der nächste Lebensmittelmarkt mehr als 

500 m entfernt liegt. 

3.4 	Rahmenplan Schlüterstraße 

Die Planung basiert in Teilbereichen auf dem Rahmenplan Schlüterstraße, der in den 

Jahren 1991 bis 1993 für die Flächen aufgegebener Industriebetriebe im Norden des 

Stadtteils Flingern und des Güterbahnhofs Grafenberg aufgestellt und durch die poli­

tischen Gremien beschlossen worden ist. Das Rahmenplangebiet umfasst die Berei­

che zwischen der Güterbahnstrecke im Osten, dem Hellweg im Süden, der Hans­

Günther-Sohl-Straße und dem Areal des Güterbahnhofs Grafenberg im Westen so­

wie der Grafenberger Allee und der Altenbergstraße im Norden. 

Der Stadtteil Düsseldorf-Flingern ist ein von der ehemaligen Schwerindustrie stark 

geprägter Standort. Auf Grund des allgemeinen Strukturwandels der Wirtschaft hin 

zum tertiären Sektor war der Stadtteil in den 80er und 90er Jahren des letzen Jahr­

hunderts durch besondere städtebauliche Probleme gekennzeichnet.  
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Mit dem Rahmenplan Schlüterstraße / Hohenzollern von 1993 konnte eine erfolgrei­

che Umstrukturierung für diesen Bereich des Stadtteils initiiert werden, die in Teilen 

bereits abgeschlossen ist.  

Für die Aufstellung der Rahmenplanung und ihre Umsetzung in der verbindlichen 

Bauleitplanung wurden folgende besondere städtebauliche Gründe angeführt, die 

auch heute noch gelten:

 Sozialstruktur 

Der Stadtteil Flingern-Nord gehört mit ca. 21.000 Einwohnern zu den großen Stadt­

teilen mit hoher Bevölkerungsdichte. Ein hoher Anteil ausländischer Einwohner geht 

einher mit einer hohen Erwerbslosenquote und einem relativ hohen Arbeiter-Anteil, 

außerdem mit einem ca. 53 %-Anteil an Einpersonenhaushalten. In verschiedenen 

Quartieren des Stadtteils lebt ein überdurchschnittlicher Anteil von Personen in Pri­

vathaushalten überwiegend von Arbeitslosengeld, -hilfe und Sozialhilfe.

 Arbeitsplätze 

Mit der Umstrukturierung des Bereiches südlich der Grafenberger Allee konnte die 

Zahl der Arbeitsplätze im tertiären Bereich im Stadtteil deutlich angehoben werden. 

Der Ausgleich für die ehemals vorhandenen Arbeitsplätze im Bereich des Stahl-, Ma­

schinen- und Fahrzeugbaus konnte jedoch noch nicht erreicht werden. Für die weite­

re Stabilisierung der Entwicklung der Sozial- und Arbeitsplatzstruktur und für die 

Fortsetzung des Strukturwandels sind der Neubau einer größeren Zahl von Wohnun­

gen und Maßnahmen zur Ansiedlung neuer Arbeitsplätze erforderlich.  

Verkehr 

Das Umfeld des Plangebiets ist durch verschiedene Straßenbahnlinien (703, 712, 

709, 713 und 719), mehrere Buslinien (725, 733, 737 und 738) sowie durch die Gra­

fenberger Allee und die Simrockstraße (L 392) gut an das öffentliche Verkehrsnetz 

und das überörtliche Straßennetz angebunden.  

Der Rahmenplan stellt die zukünftige Erschließung des Gebietes, die Zuordnung 

neuer baulicher Nutzungen sowie ein Netz grüner Verbindungen durch das Gebiet 

und Verknüpfungen mit den angrenzenden Stadtbereichen dar.  
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In seinen nördlichen und westlichen Bereichen wurde der Rahmenplan durch die 43. 

und 85. Änderung des Flächennutzungsplans sowie durch die Bebauungspläne Nr. 

5778/ 029 - östlich Schlüterstraße - und Nr. 5778/035 bereits umgesetzt.  

Die planerische Zielstellung für das Plangebiet, insbesondere für die Schaffung von 

Arbeitsplätzen und die Ausweisung und Sicherung von Wohngebieten, besteht fort. 

3.5 	 Mehrfachbeauftragung für einen städtebaulichen Entwurf 

Im Dezember 2009 wurde eine Mehrfachbeauftragung für einen städtebaulichen Ent­

wurf für das Gebiet des Hohenzollernwerkes unter fünf renommierten Architektur- 

und Stadtplanungsbüros ausgelobt. Vorgabe war, dass auf dem innenstadtnah und 

verkehrsgünstig zur Kernstadt gelegenen Standort die Ansiedlung einer Vielzahl von 

Dienstleistungsarbeitsplätzen und die Entwicklung eines neuen, innerstädtisch ge­

prägten Wohnquartiers erfolgen soll. Der Wohnungsbauanteil wurde gegenüber der 

ehemaligen Rahmenplanung deutlich von ca. 20.000 qm auf ca. 120.000 qm Ge­

schossfläche angehoben, der gewerbliche Anteil von ca. 220.000 qm auf ca. 

120.000 qm reduziert. Das Ziel, überwiegend verdichtete Wohnformen zu entwickeln, 

wurde beibehalten. 

Über das Gutachterverfahren sollte auch die städtebauliche Grundordnung für einen 

Bereich gefunden werden, der durch ein heterogenes städtebauliches Umfeld und 

eine eher isolierte Lage gekennzeichnet ist. Zentrales Ziel ist die Ansiedlung von Ar­

beitsplätzen sowie die Schaffung von Wohnraum in einer dem Standort angemesse­

nen Dichte, ergänzenden Nutzungen und Freiflächen in ausgewogenem Verhältnis. 

Die unterschiedlichen Nutzungen waren so anzuordnen, dass eine Anknüpfung an 

die umliegenden Nutzungen aber auch die Integration der im Plangebiet vorhande­

nen Bestandsgebäude erfolgt. Weiterhin sollte gezeigt werden, wie die Vorgabe der 

Rahmenplanung, auf urbanen, innenstadtnahen Flächen städtebaulich qualitativ 

hochwertig höhere bauliche Dichten zu realisieren angestrebt werden kann.  

Mit dem Siegerentwurf (Entwurfsverfasser: bg5-Architekten, Düsseldorf) wurde eine 

Lösung gefunden, die Baumassen so zu verteilen, dass eine verträgliche Anknüpfung 

an die umliegende Bestandsnutzung gewährleistet ist. Zugleich wurde eine Anord­

nung für die Gewerbe- und Wohnnutzung sowie Freiflächen gefunden, die die ange­

strebte innerstädtische Dichte qualitativ hochwertig zulässt.  
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Städtebauliches Konzept für das Hohenzollernwerk-Gelände 

Der Siegerentwurf sieht eine Trennung von Wohn- und Arbeitsbereichen und ver­

schiedene Leitbilder für diese Bereiche vor:  

Leitbild für den Entwurf des Bürostandortes ist das Haus im Garten: Die einzelnen 

Bürogebäude sollen als relativ kleine Volumen in den fließenden Freiraum platziert 

werden. Die Dimensionen der Bürogebäude sollen zwischen den großmaßstäblichen 

Bebauungen im Anschluss nach Norden (Metro) und der Wohnbebauung im Süden 

vermitteln. Die Gestaltung der Freibereiche soll zwischen den Bürogebäuden mit 

Vorbereichen, Grünräumen und Erholungszonen bei einer einfachen Erschließungs­

art eindeutige Adressen schaffen.  

Im Gegensatz zum Leitbild des fließenden Raumes beim Bürobereich orientiert sich 

das Wohngebiet am gefassten Freiraum. Themengärten bilden geschützte Bereiche 

zur Anlage von Gärten, Terrassen und Funktionen für Hausgemeinschaften. Um die 

Themengärten gruppieren sich verschiedene Wohntypen in Bezug auf die jeweiligen 

Randbedingungen. Für den Wohnungsbau im Kern des Plangebiets soll eine strenge 

orthogonale Gebäudeanordnung erfolgen. Eine so genannte Gartenpromenade bildet 

als Gemeinschaftsfläche das Rückgrat des Wohngebietes. Für den Bereich am Quar­

tierseingang im Westen sieht der Entwurf eine Blockstruktur vor, die die spezifische 

Grundstückssituation berücksichtigt. Im Bereich der bestehenden denkmalgeschütz­

ten Gebäude soll die Ausbildung einer Quartiersmitte in Nord-Süd-Ausrichtung mit 

zwei unterschiedlich genutzten Platzbereichen erfolgen. 

Das Ergebnis der Mehrfachbeauftragung und der überarbeitete Siegerentwurf wur­

den der Bezirksvertretung 2 und dem Ausschuss für Planung und Stadtentwicklung 

vorgestellt und von den Gremien als Grundlage des weiteren Bebauungsplanverfah­

rens beschlossen. Mit Beschluss des Ausschuss für Planung und Stadtentwicklung 

vom 23.06.2010 zur Aufstellung dieses Bebauungsplans erfolgte auch die Fort­

schreibung des Rahmenplans Schlüterstraße (Rahmenplan Schlüterstraße – Hohen­

zollernwerk 2010). Die vorliegende Planung stellt den letzten, noch fehlenden Bau­

stein für die Umsetzung der Rahmenplanung dar. 

Geplante bauliche Nutzung
 

Das Plangebiet gliedert sich in unterschiedliche Bereiche: 
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- Gewerbliche Nutzung 

Nördlich der Haupterschließung (Planstraße Hohenzollernallee) und östlich der Quar­

tiersmitte sowie östlich der Walter-Eucken-Straße soll eine verdichtete Bebauung aus 

dem Büro- und Dienstleistungssektor entstehen (ca. 120.000 qm Geschossfläche). 

Mit einer Vielzahl frei stehender Gebäude mit einem begrünten Umfeld soll das Prin­

zip „Haus im Garten“ umgesetzt werden. Dabei sollen im Vergleich zu marktüblichen 

Gebäudegrößen keine großmaßstäblichen Gebäude oder Gebäudekomplexe son­

dern eine hohe Zahl von Einzelgebäuden errichtet werden, die das campusartige Er­

scheinungsbild des Gebiets stärken sollen.  

- Wohnnutzung 

Östlich der bestehenden „Meisterhäuser“ und südlich der Haupterschließung soll bis 

angrenzend an die vorhandene Wohnbebauung Wohnnutzung entstehen: Angren­

zend an den Wohnungsbestand nördlich der Eythstraße verdichteter Einfamilien­

hausbau in Form von Reihenhäusern, die übrigen Flächen sollen als Geschosswoh­

nungsbau realisiert werden. Insgesamt soll Wohnungsbau mit ca. 120.000 qm Ge­

schossfläche entstehen. 

Mit einer nach Süden geöffneten Blockrandbebauung sollen zum einen private, ge­

schützte und ruhige Innenhöfe entstehen. Zum anderen soll in der Mitte eines jeden 

Wohnhofes eine Bewegungs- und Aufenthaltsfläche als halböffentlicher Raum (Gar­

tenpromenade) entwickelt werden, die insbesondere den Bewohnern der einzelnen 

Wohnhöfe dienen soll. Die ausreichende Abgrenzung der privaten Innenhöfe zur 

Gartenpromenade soll durch eine Abstufung der Geländehöhen erreicht werden. Die 

U-förmige Blockrandbebauung bildet den Kern des neuen Wohnquartiers. 

- Gartenpromenade 

Innerhalb der Gartenpromenade soll eine Abfolge von Spiel- und Aufenthaltsberei­

chen (Pocket-Parks) entwickelt werden. Während die Spielbereiche in ihrer Gestal­

tung eher einen nach außen orientierten, offenen Charakter besitzen sollen, ist für 

die Pocket-Parks eine eher introvertierte Gestaltung mit grünem Rand vorgesehen. 
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Die bis zu 30 m breite Gartenpromenade soll hochwertig gestaltet als Band die ein­

zelnen Wohnhöfe miteinander verbinden und auch die Möglichkeit bieten, die zentra­

le Quartiersmitte fußläufig auf direktem Wege erreichen zu können. 

- Quartiersmitte 

In der Umgebung der beiden denkmalgeschützten Gebäude (ehemalige Kraftwerks-

zentrale und südliches Gebäude des ehemaligen Werkseingangs, so genanntes Tor-

haus, des Hohenzollernwerkes) soll die dem Gebiet Identität gebende Quartiersmitte 

mit entsprechenden Funktionen, aufgereiht entlang einer Nord-Süd-Verbindung, ent­

wickelt werden. Neben den beiden Baudenkmälern umfasst die Quartiersmitte die 

Baugebiete Allgemeines Wohngebiet WA 9, eingeschränktes Gewerbegebiet GEe 5 

und Allgemeines Wohngebiet WA 3 und hier insbesondere die an das östliche Bau­

denkmal (ehemalige Energiezentrale) nördlich und südlich angrenzenden Freiflächen 

sowie einen nördlich angrenzenden städtischen Platz innerhalb des Allgemeinen 

Wohngebietes WA 9.  

- Quartierseingang (nördlich Allgemeines Wohngebiet WA 2) 

An der Neumannstraße soll der westliche Quartierseingang geschaffen werden. Hier­

für soll das ehemalige und heute denkmalgeschützte Torhaus (eingeschränktes Ge­

werbegebiet GEe 5) freigestellt werden und entlang der Neumannstraße eine ge­

schlossene Bebauung errichtet werden, die der Straßenführung folgend in das neue 

Quartier hineinführt. Der Innenbereich des Baublocks soll so auch vor dem Verkehrs-

lärm geschützt werden. Nach Süden soll die Bebauung auch zur Schlüterstraße ori­

entiert ausgerichtet werden, so dass dem Baufeld eine städtebaulich vermittelnde 

Funktion zwischen Bestand und Neubau zufällt. 

- Öffentliche Grünflächen 

Auf Teilflächen des ehemaligen Güterbahnhofs Grafenberg im Westen des Plange­

bietes soll ein Grünzug als Ausgleich für die teilweise hoch verdichteten Baugebiete 

im Umfeld und zur Vernetzung der umliegenden Freiraumstrukturen entstehen.  

Südlich der Röpkestraße zwischen dem Allgemeinen Wohngebiet WA 2 und dem 

Allgemeinen Wohngebiet WA 8 soll eine öffentliche Grünfläche mit Spielflächen ent­

wickelt werden. 
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- „Meisterhäuser“ 


Eine besondere Einheit stellen die „Meisterhäuser“ zwischen Dinnendahl- und Neu­

mannstraße dar. Sie sind insbesondere durch eine gleichartige Bauweise und den
 

sie umgebenden Freiraum gekennzeichnet. Jedes Gebäude verfügt über eine größe­

re ursprünglich freie Grundstücksfläche. Das Erscheinungsbild der „Meisterhäuser“ 


soll im Wesentlichen erhalten werden.  


- Fläche für Gemeinbedarf (F.f.G.) 


Zwischen dem Allgemeinen Wohngebiet WA 9 und der gewerblichen Nutzung im 


eingeschränkten Gewerbegebiet GEe1 soll eine Fläche für den Gemeinbedarf (Kin­

dertagesstätte) entwickelt werden. Die Fläche grenzt an den nördlich an der Metro­

straße genehmigten privaten Kindergarten an. 


- Ehemaliger Bahnhof Grafenberg 


Die bauordnungsrechtlich genehmigte Nutzung „Gastronomie“ soll planungsrechtlich
 

nachvollzogen werden. 


Die Erschließung des Plangebietes soll über zwei Nord-Süd-Achsen, die Schlüter­

straße und die Walter-Eucken-Straße erfolgen. Die Anbindungen beider Straßen 

nach Norden zur Grafenberger Allee sind bereits ausgebaut. Die heutige Anbindung 

der Schlüterstraße Richtung Süden an den Hellweg kann die Erschließungsaufgaben 

für die geplante Wohn- und Gewerbebebauung nicht mehr leisten. Um die von diesen 

Nutzungen ausgelösten Verkehre abwickeln zu können, ist eine neue Südanbindung 

der Schlüterstraße über das ehemalige Güterbahnhofgelände zur Hans-Günther­

Sohl-Straße und an den Hellweg erforderlich.  

Aus den in den Kapiteln 3.2, 3.4 und 3.5 benannten besonderen städtebaulichen 

Gründen ist vorgesehen das Plangebiet insgesamt in einer baulichen Dichte zu ent­

wickeln, die einer Geschossflächenzahl (GFZ) im Sinne der BauNVO über das ge­

samte Plangebiet von ca. 1,9 entspricht. Das prämierte städtebauliche Konzept dient 

als Grundlage für den Bebauungsplan. 
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4. 	 Inhalt des Bebauungsplans 

4.1 	 Art der baulichen Nutzung 

Der Bebauungsplan unterscheidet folgende Baugebiete: 

-	 Allgemeine Wohngebiete (WA 1 bis WA 9) 

-	 eingeschränkte Gewerbegebiete (GEe 1 bis GEe 5) 

-	 Sondergebiet    (SO Gastronomie) 

-	 Fläche für Gemeinbedarf (Kindertagesstätte) 

4.1.1 	 Allgemeine Wohngebiete (WA 1 bis WA 9) 

Die ehemaligen Werkswohngebäude im Allgemeinen Wohngebiet WA 1, die „Meis­

terhäuser“, sollen erhalten und in ihrer Charakteristik gesichert werden. Das in jünge­

rer Vergangenheit durch Umnutzung eines Gebäudes entstandene eingeschossige 

Wohngebäude im Westen soll ebenfalls planungsrechtlich gesichert werden. Es wird 

aufgrund der prägenden tatsächlichen und historischen Nutzung ein Allgemeines 

Wohngebiet gemäß § 4 BauNVO festgesetzt, obwohl bereits im Bestand kein ausrei­

chender Immissionsschutz für Wohngebiete gewährleistet ist (siehe auch Kapitel 

4.10 Festsetzungen zum Immissionsschutz). Die Gebäude werden einerseits zum 

Erhalt der bestehenden Wohnnutzung, andererseits zum Erhalt der charakteristi­

schen Situation gesichert.  

Ziel für die übrigen Wohnbauflächen ist es, überwiegend Wohnnutzung zu entwi­

ckeln. 

Die Baugebiete WA 2 bis WA 9 werden deshalb als Allgemeine Wohngebiete gemäß 

§ 4 BauNVO festgesetzt. Die Zulässigkeit der Nutzungen wird nach den Möglichkei­

ten des § 1 BauNVO differenziert. 

Zulässig in den Allgemeinen Wohngebieten WA 1 bis WA 9 sind gemäß § 4 BauNVO 

Wohngebäude, nicht störende Handwerksbetriebe sowie Anlagen für kirchliche, kul­

turelle, soziale und gesundheitliche Zwecke. 

Schank- und Speisewirtschaften sollen nur im Allgemeinen Wohngebiet WA 3 und im 

Allgemeinen Wohngebiet WA 9 allgemein zulässig sein, da diese Nutzungen zur Be­

lebung und zur Sicherung der Funktionalität der Quartiersmitte beitragen können und 

deshalb hier möglich sein und konzentriert werden sollen.  
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Aus diesen Gründen sollen auch ausschließlich innerhalb des Allgemeinen Wohnge­

bietes WA 9 Betriebe des Beherbergungsgewerbes, sonstige nicht störende Gewer­

bebetriebe und die der Versorgung des Gebietes dienenden Läden zulässig sein. In 

den anderen Baugebieten können diese Nutzungen zu unerwünschten Störungen 

führen bzw. widersprächen dem Ziel hier Wohnraum zu schaffen. 

Läden werden in den Allgemeinen Wohngebieten WA 1 bis WA 8 ausgeschlossen, 

weil von diesen Nutzungen Störungen durch den Anlieferverkehr und die Kundenfre­

quenzen für die Wohnnutzungen ausgehen können. Die Nahversorgung der Bewoh­

ner soll innerhalb der Quartiersmitte durch Nachbarschaftsläden (im eingeschränkten 

Gewerbegebiet GEe 5) und durch die im Allgemeinen Wohngebiet WA 9 zulässigen 

der Versorgung des Gebietes dienenden Läden erfolgen. Die Versorgung kann zu­

dem insbesondere durch die Zentren „Grafenberger Allee“ und „Bruchstra­

ße/Flurstraße“ sichergestellt werden. 

Anlagen für Verwaltungen und sportliche Zwecke sowie Tankstellen und Gartenbau-

betriebe sind in den Allgemeinen Wohngebieten WA 1 bis WA 9 generell nicht zuläs­

sig. Schank- und Speisewirtschaften werden in den Allgemeinen Wohngebieten 

WA 1, WA 2, WA 4 bis WA 8 ausgeschlossen, weil sie in der Quartiersmitte vorgehal­

ten werden sollen (Allgemeines Wohngebiet WA 3 und Allgemeines Wohngebiet WA 

9). Tankstellen und Gartenbaubetriebe sind nicht zulässig, da sie auf Grund einer ex­

tensiven Flächennutzung nicht mit den stadträumlichen Zielen und der beabsichtigten 

städtebaulichen Struktur vereinbar sind. Tankstellen würden nicht verträgliche Ver­

kehrsströme in den Wohngebieten auslösen. Betriebe des Beherbergungsgewerbes, 

Anlagen für Verwaltungen und sonstige nicht störende Gewerbebetriebe werden in 

den Allgemeinen Wohngebieten WA 1 bis WA 8 ausgeschlossen, da die Wohngebie­

te überwiegend für Wohnzwecke gesichert werden sollen. Für Verwaltungen stehen 

ausreichend Flächen in den eingeschränkten Gewerbegebieten zur Verfügung. Anla­

gen für sportliche Zwecke werden ausgeschlossen, da ihr extensiver Flächenbedarf 

nicht mit der angestrebten Sicherung von Flächen für Wohnzwecke einhergeht. Der 

Ausschluss ist auch vertretbar, da diese Nutzungen in den umliegenden einge­

schränkten Gewerbegebieten untergebracht werden können. 
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4.1.2 	 Eingeschränkte Gewerbegebiete (GEe 1 bis GEe 5) 

Für das Plangebiet ist die Ansiedlung gewerblicher Nutzungen aus dem Büro- und 

Dienstleistungssektor vorgesehen. Für den nördlichen und östlichen Teil des Plange­

bietes sowie für die denkmalgeschützten Bestandsgebäude und einen vor einigen 

Jahren errichteten Bürobau werden deshalb Gewerbegebiete gemäß § 8 Baunut­

zungsverordnung (BauNVO) festgesetzt. 

Die Zulässigkeit der Nutzungen in den Gewerbegebieten wird nach den Möglichkei­

ten des § 1 BauNVO (Gliederung nach der Art der Nutzungen, Ausschluss einzelner 

Nutzungsarten) eingeschränkt, um die Grundlage zur Entwicklung eines modernen 

und mit der angrenzenden Wohnnutzung verträglichen Büro- und Dienstleistungs­

standortes zu sichern. So sollen nur solche Gewerbebetriebe und öffentliche Betriebe 

zulässig sein, die das Wohnen nicht wesentlich stören. Mit Rücksicht auf die benach­

barte und geplante Wohnbebauung und auf die im Plangebiet Beschäftigten werden 

deshalb die gewerblichen Nutzungen auf solche beschränkt, die auch in einem 

Mischgebiet zulässig wären. Somit soll ausgeschlossen werden, dass Betriebe und 

Anlagen gebaut werden, deren Emissionsverhalten zu unzumutbaren Beeinträchti­

gungen der Wohnnutzung und der Arbeitsbedingungen führen können. 

Zulässig sind Geschäfts-, Büro- und Verwaltungsgebäude sowie – mit Ausnahme für 

das eingeschränkte Gewerbegebiet GEe 4 - Schank- und Speisewirtschaften, da sie 

dem Planungsziel der Entwicklung eines modernen, hochwertigen Büro-, Verwal­

tungs- und Dienstleistungsstandorts entsprechen. Im eingeschränkten Gewerbege­

biet GEe 4 sollen keine Schank- und Speisewirtschaften zugelassen werden, da mit 

dieser Nutzung Störungen für die angrenzende Wohnnutzung verbunden sein kön­

nen. 

Mit der Entwicklung der Quartiersmitte soll ein öffentlich nutzbarer Raum mit hoher 

Aufenthaltsqualität entstehen. Es wird das städtebauliche Ziel verfolgt, einen für das 

gesamte Gebiet Identität stiftenden Raum auszubilden. Belebende Nutzungen wie 

Nahversorgung (z. B. Nachbarschaftsläden, Kioske), Gastronomie (Schank- und 

Speisewirtschaften, Café, Eisdiele o. a.), Dienstleistung und soziale Nutzungen (Kin­

dertagesstätte) sollen im Bereich der Quartiersmitte gebündelt werden, da sie we­

sentlich zu der gewünschten Adressbildung und zu einer langfristigen Funktionsfä­

higkeit des Stadtquartiers beitragen. 
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Mit der Bündelung der genannten Nutzungen soll jedoch kein neues Versorgungszent­

rum geschaffen werden. Denn dies könnte negative Auswirkungen auf das in der Um­

gebung des Plangebiets liegende kleine Stadtteilzentrum „Grafenberger Allee“ oder 

das Nachbarschaftszentrum „Bruchstraße/Flurstraße“ zur Folge haben. Auch um dies 

auszuschließen erfolgt eine Beschränkung der Einzelhandelsnutzungen auf bestimmte 

Bereiche und auf solche Betriebstypen, die nicht zentrenschädigend sind. Daher sind 

im Allgemeinen Wohngebiet WA 9 nur die der Versorgung des Gebietes dienenden 

Läden und nur innerhalb des eingeschränkten Gewerbegebietes GEe 5 am Quartiers-

Platz in den Erdgeschossen Nachbarschaftsläden (Convenience Stores) bis max. 400 

qm Verkaufsfläche, Kioske (bis zu max. 50 m² Verkaufsfläche) sowie Einzelhandelsbe­

triebe, die nur mit nicht zentrenrelevanten Sortimenten gemäß der Düsseldorfer Sorti­

mentsliste handeln (Nr. 3 und Nr. 7) zulässig. 

Bei Nachbarschaftsläden und Kiosken handelt es sich um sogenannte Unterarten bau­

licher Nutzungen gemäß § 1 Abs. 9 BauNVO, die nach der Typenlehre der Baunut­

zungsverordnung festsetzungsfähig sind, sofern es sie in der ökonomischen und sozia­

len Realität gibt. Dies ist wie nachfolgend dargelegt in Düsseldorf der Fall. 

Nachbarschaftsläden bieten Waren des täglichen Bedarfs häufig gekoppelt mit Dienst­

leistungen meist wohnungsnah oder in der Nähe von Frequenzbringern (z. B. Bahnhof) 

an. Nicht selten verfügen sie über weitgehende Ladenöffnungszeiten. Überwiegend 

werden nahversorgungsrelevante Sortimente gemäß Nr. 1 der Düsseldorfer Sorti­

mentsliste verkauft. Das Kernsortiment eines Nachbarschaftsladens umfasst z. B. Nah­

rungs- und Genussmittel, Zeitungen und Zeitschriften, Schnittblumen sowie Drogerie-

waren. 

Zu den Nachbarschaftsläden gehören in Düsseldorf ca. 50 % der Einzelhandelsge­

schäfte mit der Hauptwarengruppe Lebensmittel (Quelle: Einzelhandelsvollerhebung 

2009 durch die Firma BBE Retail Experts im Auftrag der Stadt Düsseldorf). Sie verfü­

gen typischerweise über 50 qm bis zu 400 qm Verkaufsfläche. Sie besitzen einen en­

gen Einzugsbereich und verfügen vielfach nicht über eigene Stellplätze. Im Falle von 

Tankstellenshops und  Läden an Bahnhöfen ist der Einzugsbereich größer, da der La­

den auch an ein Verkehrsmittel gebunden ist. Nachbarschaftsläden stellen somit einen 

wichtigen Pfeiler der fußläufigen Grundversorgung dar. 
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Ca. 20 % der Nachbarschaftsläden gehören zu den bekannten Lebensmittelketten, die 

sich in den letzten Jahren allerdings immer mehr aus den kleineren Ladenlokalen zu­

rückgezogen haben und an autofreundlichere Standorte gezogen sind. Die Nachnut­

zung dieser Ladenlokale erfolgt teilweise durch Betreiber ausländischer Herkunft, die 

neben landestypischen Sortimenten oft auch ein Grundsortiment an Lebensmitteln an­

bieten. Zu den Nachbarschaftsläden werden in Düsseldorf aber auch größere Tank­

stellenshops (> 50 qm), Lebensmittelfachgeschäfte und ggf. Bäckereien gezählt, wenn 

ihr Sortiment der Grundversorgung dient. 

Obwohl der sogenannte Convenience (Convenience = Bequemlichkeit, Verbraucher­

freundlichkeit) Store sprachlich nicht mit dem Nachbarschaftsladen deckungsgleich ist, 

wird er hier mit dem Begriff Nachbarschaftsladen gleichgesetzt.  

Ursprünglich verfügen die Convenience Stores über ein sehr spezialisiertes Warenan­

gebot (verzehrfertige Waren und Speisen), das bequem und einfach zu konsumieren 

ist. Hierzu gehören z. B. die o.g. Tankstellenshops.  

Kioske unterscheiden sich von Nachbarschaftsläden dadurch, dass sie in der Regel 

nur bis zu 50 qm Verkaufsfläche besitzen und meist ein sehr schmales Warensorti­

ment (Zeitungen, Zeitschriften, Getränke, Tabak, einige Nahrungs- und Genussmittel) 

anbieten. Einige Kioske sind so klein, dass sie nicht von Kunden betreten werden kön­

nen und der Verkauf durch ein kleines Schaufenster abgewickelt wird. Im gesamten 

Stadtgebiet gibt es ca. 580 Kioske (Quelle: Einzelhandelsvollerhebung 2009 durch die 

Firma BBE Retail Experts im Auftrag der Stadt Düsseldorf), die im allgemeinen 

Sprachgebrauch auch oft als Trinkhalle oder Büdchen bezeichnet werden. Trotz der 

hohen Anzahl und großen Beliebtheit können Kioske wegen ihres geringen Waren­

spektrums lediglich eine ergänzende Nahversorgungsfunktion übernehmen. 

Mit den Festsetzungen zum Einzelhandel wird den Vorgaben des Rahmenplans Ein­

zelhandel Folge geleistet. Die Zulässigkeit kleinerer Einzelhandelsbetriebe ergibt sich 

aus dem Bedarf im Plangebiet (Beschäftigte und Bewohner) und der im Einzugsbe­

reich (500 m Radius) wohnenden Bevölkerung. Die gezielte Verortung dieser Nutzun­

gen erfolgt aus städtebaulichen Gründen, um hier eine funktionierende Quartiersmitte 

zu gestalten und zu erhalten.  
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In den übrigen Bereichen wird der Einzelhandel ausgeschlossen, um diese Flächen für 

die hochwertigen gewerblichen Nutzungen zu sichern. 

Schank- und Speisewirtschaften sollen in den eingeschränkten Gewerbegebieten 

GEe 1 bis GEe 3 und GEe 5 zulässig sein. Sie sollen zum einen konzentriert im Be­

reich des Quartiers-Platzes im Allgemeinen Wohngebiet WA 9 und eingeschränktem 

Gewerbegebiet GEe 5 vorgehalten werden können. Zum anderen sollen sie in dem 

eingeschränkten Gewerbegebiet GEe 2 und dem eingeschränkten Gewerbegebiet 

GEe 3 möglich sein, um eine Belebung auch dort zu ermöglichen. Im eingeschränkten 

Gewerbegebiet GEe 4 sollen sie nicht zulässig sein, da mit diesen Nutzungen Störun­

gen der Wohnruhe verbunden sein können. Dies soll vermieden werden. 

Ausnahmsweise zulässig bleiben Wohnungen für Aufsichts- und Bereitschaftsperso­

nen sowie für Betriebsinhaber und Betriebsleiter, da sie der städtebaulichen Zielset­

zung eines hochwertigen Büro- und Dienstleistungsstandortes nicht widersprechen. 

Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke sollen 

ausnahmsweise zulässig bleiben, sofern sie auf Grund ihrer Größe in die Struktur des 

geplanten Büro- und Dienstleistungsstandortes passen.  

Vergnügungsstätten und Einzelhandelsbetriebe, die Waren und Dienstleistungen zur 

Befriedigung sexueller Bedürfnisse anbieten sowie Bordelle und bordellartige Betriebe 

sind ausgeschlossen, da sie sich städtebaulich sinnvoller in den Stadtbezirken anbie­

ten, in denen die Infrastruktur (Verkehrserschließung, Stellplätze) und ein vorhandenes 

Umfeld (keine sensiblen Nutzungen) eine Integration solcher Nutzungen besser er­

möglichen. Diese Voraussetzungen sind im Plangebiet nach der planerischen Zielset­

zung nicht gegeben. Weiterhin sind diese Nutzungen insbesondere mit der geplanten 

Wohnnutzung (u. a. durch die Gefahr nächtlicher Ruhestörungen) und mit dem ange­

strebten hochwertigen Bürostandort (hohe Arbeitsplatzdichte) nicht vereinbar. Für das 

Plangebiet wären bei Ansiedlung derartiger Nutzungen städtebaulich negative Entwick­

lungen zu befürchten, die ggf. sogar einen sogenannten „trading-down Effekt“ hervor­

rufen könnten. Eine solche Entwicklung soll vermieden werden. 
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Nicht zulässig sind Tankstellen, Lagerplätze und Lagerhäuser, weil sie auf Grund ihres 

hohen Flächenbedarfs nicht mit dem angestrebten Gebietscharakter vereinbar sind 

und damit der planerischen Zielstellung widersprechen.  

4.1.3 	 Sondergebiet - Zweckbestimmung Gastronomie 

Für den innerhalb der Grünfläche gelegenen Bereich von Teilen des alten Güter­

bahnhofes (Lagerhalle, Verwaltungsgebäude, Laderampe) wird ein Sondergebiet mit 

der Zweckbestimmung Gastronomie festgesetzt. Hier sollen Gastronomiebetriebe mit 

untergeordneten Veranstaltungsräumen und / oder untergeordneten, zum selben Be­

trieb gehörenden Büro- und Konferenzräumen zulässig sein. Die Festsetzung folgt 

der bereits erteilten Baugenehmigung zur Umnutzung des ehemaligen Bahnhofsge­

bäudes. 

Die Ausweisung einer anderen Baugebietsart ist planungsrechtlich nicht möglich. Je­

ne Baugebiete, die planungsrechtlich geeignet wären (Gewerbegebiet, Wohngebiete, 

Kerngebiete) können nicht ohne weiteres auf die angestrebte Gastronomienutzung 

(Gaststätte, Café oder Gastronomie mit untergeordneten Veranstaltungsräumen) 

eingeschränkt werden, ohne die wesentlichen Merkmale des jeweiligen Baugebietes 

zu verlieren. Auch wenn es sich um eine grundstückbezogene Ausweisung eines 

Baugebietes handelt, soll diese hier erfolgen, da das Grundstück in Zusammenhang 

mit den umliegenden Baugebieten bewertet werden muss und aus dem Funktionszu­

sammenhang seine spezifische Versorgungsfunktion definiert wird: 

Das Grundstück des ehemaligen Bahnhofes liegt innerhalb einer öffentlichen Grün­

fläche und unmittelbar an der Schlüterstraße. In der Umgebung bestehen zentrale 

Einrichtungen der Wirtschaft (MK-Gebiete). In bis zu zehngeschossigen Verwal­

tungsgebäuden ist eine Vielzahl von Arbeitsplätzen konzentriert. Die öffentliche 

Grünfläche ist die einzige größere und zentrale Freifläche, die für die Umgebung eine 

Erholungsfunktion übernehmen soll. 

Zwischen den einzelnen Baugebieten und Nutzungen ist bereits heute ein reger 

Fußgängerverkehr gegeben. Das Sondergebiet mit der Zweckbestimmung Gastro­

nomie soll eine ergänzende Funktion zu den umliegenden Baugebieten übernehmen.  
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Auf Grund der zentralen Lage soll mit einer gastronomischen Nutzung an geeigneter 

Stelle Raum für Erholung aber auch für die Freizeitgestaltung der Bevölkerung und 

der Beschäftigten geschaffen werden.  

Wegen der spezifischen Bestandssituation wird deshalb festgesetzt, dass lediglich 

Gastronomiebetriebe und Gastronomie mit untergeordneten Veranstaltungsräumen 

zulässig sein sollen. Die in diesem Zusammenhang erforderlichen untergeordneten 

Büro- und Konferenzräume werden ebenfalls als zulässig festgesetzt. Mit dieser Re­

gelung soll auch sichergestellt werden, dass auf dieser zentralen Fläche nicht eine 

Nutzung entsteht, die dem angestrebten Charakter der öffentlichen Grünfläche wi­

derspricht. Zu der Erholungsfunktion, die der Grünfläche zukommt, sind die ange­

strebten Nutzungen eine Ergänzung und passendes Gegenüber, da diese eher Syn­

ergieeffekte der Erholungsfunktion nutzen werden.  

Dies wäre bei Betriebsformen, die auf reinen Abverkauf und nicht auf Erholung und 

Aufenthaltsqualität ausgerichtet sind, nicht gegeben. Eine Schwächung der Quar­

tiersmitte und der dort vorgesehen entsprechenden gewerblichen Nutzungen ist nicht 

zu erwarten, da von einer ausreichend großen Nachfrage aus den Wohngebieten 

zum einen und aus den umliegenden verdichteten Gewerbebereichen zum anderen 

auszugehen ist.  

4.1.4 	 Kerngebiete (MK 1 und MK 2) 

Die Kerngebiete MK 1 und MK 2 wurden in den Geltungsbereich des Bebauungspla­

nes aufgenommen, um die Sicherung einer für das Baugebiet geplanten Fernwärme­

leitung zu gewährleisten. 

Für die Versorgung des Plangebietes mit Fernwärme ist die Erweiterung des beste­

henden Fernwärmenetzes erforderlich. Das Fernwärmenetz reicht bis in den südli­

chen Bereich der Hans-Günther-Sohl-Straße. Allerdings ist eine Anbindung an das 

Leitungsnetz im nördlichen Teil der Hans-Günther-Sohl-Straße erforderlich, da ledig­

lich dort noch der technisch erforderliche Rohrquerschnitt vorhanden ist. Der An­

schluss soll dort erfolgen, da sonst auf der Länge der Hans-Günther Sohl-Straße das 

Rohrnetz ausgetauscht werden müsste.  
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Dies würde einen unverhältnismäßigen Aufwand darstellen. Um einen Anschluss an 

die bestehende Fernwärmeleitung zu ermöglichen, wird festgelegt, dass die heute als 

Zufahrtsbereich zur Tiefgarage genutzte Fläche mit einem Geh- und Fahrrecht für 

Radfahrer zugunsten der Allgemeinheit und einem Geh-, Fahrrecht und Leitungs­

recht zugunsten der Versorgungsträger zu belasten ist. Diese Festsetzung überlagert 

die im angrenzenden Bebauungsplan Nr. 5778/35 bereits mit einem Geh- und Fahr­

echt für Radfahrer zugunsten der Allgemeinheit festgesetzten Flächen.  

Auf die weiteren Ausführungen zu „Geh-, Fahr- und Leitungsrechte“ wird verwiesen 

(Kapitel 4.7). 

4.2 	 Maß der baulichen Nutzung 

Das Maß der baulichen Nutzung für das Plangebiet orientiert sich an den Empfeh­

lungen des Gutachtergremiums vom 05.03.2010 und der Empfehlung des Ausschus­

ses für Planung und Stadtentwicklung vom 26.06.2010 zum überarbeiteten Sieger­

entwurf. 

Das Maß der baulichen Nutzung wird durch die Festsetzung der Grundflächenzahl 

(GRZ), der Geschossflächenzahl (GFZ) sowie der Festsetzung von Mindest- und 

Maximalwandhöhen in Kombination mit der Festsetzung der mindestens und maxi­

mal zu errichtenden Zahl der Geschosse sowie in Teilen mit der Definition der maxi­

malen Grundfläche (GR) und der maximal zulässigen Gebäudelänge bestimmt. 

Überschreitung der Obergrenzen nach § 17 BauNVO 

Mit der Planung ist für einen überwiegenden Teil der Baugebiete eine Überschreitung 

der Obergrenzen für das Maß der baulichen Nutzung gemäß BauNVO verbunden. 

Nachfolgend werden die Überschreitungen der Grundflächenzahl (GRZ) und der Ge­

schossflächenzahl (GFZ) im Überblick dargestellt. Im Anschluss daran werden die 

besonderen städtebaulichen Gründe für diese Planung dargelegt.  

Überschreitung der GRZ 

Auf Grund der umfassenden Unterbauungen der Grundstücke mit gemeinschaftli­

chen Tiefgaragen zum Nachweis der erforderlichen Stellplätze werden in den meis­

ten Baugebieten die Obergrenzen der GRZ der BauNVO auf Grund der Anrechnun­

gen gemäß § 19 BauNVO überschritten. Im Einzelnen: 
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Überschreitung der GRZ gemäß § 19(2) BauNVO (oberirdische Anlagen) 

Überschreitung 

WA 3 bis WA 7,  GRZ 0,5 für bauliche Anlagen 0,5 gegenüber 0,4 

WA 9 GRZ 0,8 für bauliche Anlagen 0,8 gegenüber 0,4 

SO Gastronomie GRZ 1,0 für bauliche Anlagen 1,0 gegenüber 0,8 

Überschreitung der GRZ gemäß § 19(4) BauNVO (unterirdische Anlagen)

 Überschreitung 

WA 3 GRZ 0,9 einschließlich baulicher 0,9 gegenüber 0,6 

Anlagen unterhalb der Gelände­

oberfläche 

WA 4 bis WA 7, GRZ 1,0 einschließlich baulicher 1,0 gegenüber 0,75 

GEe 4 Anlagen unterhalb der Gelände­ bzw. 0,8 

oberfläche 

WA 9 GRZ 0,9 einschließlich baulicher 0,9 gegenüber 0,8 

Anlagen unterhalb der Gelände­

oberfläche 

GEe 1 bis GEe 2 GRZ 0,9 einschließlich baulicher 0,9 gegenüber 0,8 

Anlagen unterhalb der Gelände­

oberfläche 

Bei einer Betrachtung allein der oberirdischen Bebauung gemäß § 19 Abs. 1 BauN-

VO werden die Vorgaben der BauNVO lediglich im Allgemeinen Wohngebiet WA 3 

bis Allgemeines Wohngebiet WA 7 geringfügig überschritten.  

Überschreitung der GFZ 

WA 2 GFZ 1,7 1,7 gegenüber 1,2 

WA 3 und WA 7 rechnerische GFZ von 2,2  2,2 gegenüber 1,2 

WA 4 und WA 6 rechnerische GFZ von 2,4  2,4 gegenüber 1,2 

WA 5 rechnerische GFZ von 2,6 2,6 gegenüber 1,2 

WA 9 GFZ 1,6 1,6 gegenüber 1,4 

GEe 1 und GEe 2 GFZ 2,6 2,6 gegenüber 2,4 
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Aus dem vorliegenden Konzept für die Bebauung ergeben sich in den Allgemeinen 

Wohngebieten WA 3 bis WA 7 und WA 9, den eingeschränkten Gewerbegebieten 

GEe 1, GEe 2 und GEe 4 auf Grund der Anforderungen für den Nachweis von erfor­

derlichen Stellplätzen in Tiefgaragen und des in Teilen besonderen Grundstückszu­

schnitts Überschreitungen für die GRZ, die unter Hinzurechnung der Flächen für 

Tiefgaragen und unterirdischen Gebäudeteilen, durch die das Baugrundstück ledig­

lich unterbaut wird, ermittelt werden müssen. Unter Hinzurechnung dieser Flächen 

soll die GRZ für die allgemeinen Wohngebiete WA 3 und WA 9 auf 0,9, für die Allge­

meinen Wohngebiete WA 4, WA 5, WA 6 und WA 7 und das eingeschränkte Gewer­

begebiet GEe 4 auf 1,0 und für die eingeschränkten Gewerbegebiete GEe 1 und 

GEe 2 auf 0,9 erhöht werden dürfen. Für die übrigen Baugebiete (Allgemeine Wohn­

gebiete WA 1 bis WA 2, WA 8 und das eingeschränkte Gewerbegebiet GEe 3) gilt 

die allgemeine Überhöhungsmöglichkeit der festgesetzten GRZ gemäß § 19 (4) 

BauNVO um 50%. 

Die GFZ in den eingeschränkten Gewerbegebieten GEe 1 und GEe 2 lehnt sich an 

die im nördlich angrenzenden Bebauungsplan Nr. 5778/29 – östlich Schlüterstraße - 

festgesetzte GFZ von 2,8 (eingeschränktes Gewerbegebiet GEe 1) an. Die Dichte 

des Dienstleistungsstandorts ist eher an den nordwestlich gelegenen Kerngebieten 

als an Gewerbegebieten für Handwerks- oder Produktionsbetriebe orientiert. Die vor­

gesehene Büronutzung ermöglicht höhere, der Dichte von Kerngebieten angenäherte 

Werte, ohne die gesunden Arbeitsverhältnisse oder die städtebauliche Ordnung zu 

gefährden. 

Der geplante Wohnungsbau ist durch eine optimierte Anordnung von Gebäude- und 

Freiflächen gekennzeichnet und unterscheidet sich von der gängigen Bauweise 

durch Gebäudestellung und innere Organisation, Hochparterre für einen ebenerdigen 

Ausgang zu den Wohnhöfen im Erdgeschoss, Entwicklung von privaten und halböf­

fentlichen Freiflächen für die Bewohner. Trotz eines geringen Garten- oder Hofanteils 

ist eine hohe Aufenthaltsqualität in den privaten Freibereichen gewährleistet. Es ist 

verdichteter Geschosswohnungsbau geplant, der in Teilen auf kleineren Grundstü­

cken als herkömmlich errichtet werden soll. Unter Einhaltung der erforderlichen Ab­

standflächen wird eine hohe bauliche Dichte erreicht, ohne die gesunden Wohnver­

hältnisse zu gefährden. Auf die Ausführungen zu Kapitel 4.11 Verschattung wird ver­

wiesen. 
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Über die Festsetzung der zulässigen Wandhöhen in Kombination mit der Zahl der zu 

errichtenden Geschosse sowie einer engen Baukörperfestsetzung werden die Vor­

gaben zur Gebäudestellung des prämierten Entwurfs planungsrechtlich umgesetzt.  

Die Überschreitungen der GRZ nach § 19 (4) BauNVO und der GFZ nach § 17 

BauNVO ist nach den in Kapiteln 3.2, 3.4 und 3.5 benannten besonderen stadtstruk­

turellen und städtebaulichen Gründen geboten. Weiterhin erfordern folgende beson­

dere städtebauliche Gründe die stadträumliche Verdichtung: 

- Die Entwicklung des Plangebiets fügt sich in einen großräumigen Aufwer­

tungsprozess der nordöstlichen Innenstadtrandbereiche Düsseltal und Mörsenbroich 

ein. Das Plangebiet ist ein wesentlicher Baustein einer Stadtentwicklungsplanung, 

die in den 90er Jahren des letzten Jahrhunderts begonnen wurde. 

- Die Überhöhung ergibt sich aus der Zielsetzung einer innerstädtischen Ver­

dichtung im Sinne der Innen- vor Außenentwicklung, einer effektiven Bodennutzung 

und einer nachhaltigen Ressourcenpflege. 

- Die verkehrlich günstige Lage erfordert und rechtfertigt eine effektive Boden­

nutzung, die zugleich eine effektive Nutzung der städtischen Infrastruktur bedeutet.  

- Da das Plangebiet innenstadtnah liegt und Versorgungs-, Kultur-, Sozial- und 

Freizeiteinrichtungen sehr gut erreichbar oder unmittelbar angrenzend vorhanden 

sind, bestehen für den Standort auch hier besondere Lagevorteile, die eine erhöhte 

Ausnutzung rechtfertigen. 

- Durch die im Stadtteil Flingern historisch gewachsene Bevölkerungsdichte 

und die inzwischen (wieder) erreichte Konzentration von Arbeitsplätzen im angren­

zenden Siedlungsschwerpunkt sind Rahmenbedingungen gegeben, die eine effektive 

Bodennutzung an diesem Standort als sinnfällige, im Hinblick auf die Ziele des 

Stadtentwicklungskonzeptes folgerichtige und konsequente städtebauliche Maßnah­

me erscheinen lassen. 

- Der Dienstleistungs- und Bürostandort um die Grafenberger Allee wird ge­

stärkt. Es entstehen neue Arbeitsplätze. 

- Für das Grundstück wurde im Rahmen der Mehrfachbeauftragung ein städte­

baulicher Entwurf ermittelt, den es umzusetzen gilt. 

- Der Standort präsentiert sich heute überwiegend als Brachfläche, stellt somit 

einen städtebaulichen Missstand dar und muss eine städtebauliche Aufwertung er­

fahren. Eine effektive Bodennutzung des zur Verfügung stehenden Areals ist dabei 

das zentrale Element. 
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- In den eingeschränkten Gewerbegebieten (GEe) ist für die Büronutzung eine 

maximal zehngeschossige Bebauung in kleinteiligen Gebäudeeinheiten vorgesehen. 

Das Plangebiet ist einem Siedlungsschwerpunkt zugeordnet, in dem eine erhebliche 

Anzahl neuer Arbeitsplätze entstehen soll. Es ist eine tertiäre, überwiegend mono­

strukturelle Nutzung geplant, die in Kerngebietsdichte verträglich ist. Eine GEe-

Ausweisung ist einer MK-Ausweisung an dieser Stelle jedoch vorzuziehen, weil sich 

in dem Gebiet keine zentralen Nutzungen befinden. 

- Die kleinteilige Baustruktur bietet die Ausbildung marktgerechter Nutzungs­

einheiten, die auch in der Zukunft im besonderen Maße flexibel auf Marktänderungen 

reagieren können. Damit wird insbesondere eine langfristige Sicherung von Arbeits­

plätzen innerhalb der Stadt Düsseldorf ermöglicht. 

- Ein Nachweis der erforderlichen Stellplätze in Tiefgaragen wäre unter Einhaltung 

der Obergrenze der BauNVO für die GRZ auf Grund der gegebenen Dichten und in 

Teilen auf Grund eines besonderen Grundstückszuschnitts nur mit hohem techni­

schen Aufwand oder gar nicht möglich. 

- Mit der gewählten Baustruktur - insbesondere des Wohnbereiches - ist eine e­

nergetisch günstige Gebäudestellung gegeben. Durch eine geschlossene Bauweise 

können Wärmeverluste reduziert werden. Es wird eine Nutzung der natürlichen Son­

neneinstrahlung ermöglicht, die zu einer energiesparenden Nutzung beiträgt. 

Folgende Umstände und Maßnahmen sind geeignet, die Überschreitungen aus­

zugleichen, so dass die allgemeinen Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeits­

verhältnisse nicht beeinträchtigt, nachteilige Auswirkungen auf die Umwelt vermieden 

und die Bedürfnisse des Verkehrs befriedigt werden: 

- Es entsteht im Zusammenhang mit den vorhandenen und geplanten Nutzungen 

ein neues Stadtquartier mit einer hochwertigen Mischung (Wohnen, Arbeiten, Frei­

zeit, Nahversorgung), das im besonderen Maße Nachhaltigkeitskriterien (kurze We­

ge, Minimierung des Verkehrsaufkommens, energieeffiziente Gebäudestrukturen) 

genügt. Davon profitieren Bewohner, Besucher und Beschäftigte. 

- Durch die gute verkehrliche Anbindung an den Hellweg und die Grafenberger Al­

lee, eine gute ÖPNV-Anbindung und die Ausweitung des Fuß- und Radwegenetzes 

wird den Bedürfnissen des Verkehrs entsprochen. 
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- In der Umgebung befinden sich genügend Flächen, die der Naherholung und 

Freizeitbeschäftigung dienen (Nähe zum Grafenberger Wald im Norden des Plange­

bietes, südliche Kleingartenanlage am Hellweg, Flinger Broich, Sport- und Tennis­

plätze sowie Schwimmbad und der Ostpark im Osten). 

- Das Plangebiet war historisch nahezu zu 100 % versiegelt und deshalb fast voll­

ständig ohne Vegetation. Die Planung wird zu einer Verbesserung der Grünsituation, 

der lokal- und insbesondere der kleinklimatischen Verhältnisse aber auch zu einer 

Verbesserung des Lebensraums für Bodenorganismen beitragen. 

- Innerhalb der Quartiersmitte steht eine hochwertig gestaltete Freifläche mit hoher 

Aufenthaltsqualität, Erholungs- und Spielfunktion zur Verfügung.  

- Innerhalb des Wohnbereichs steht eine Freifläche als Gartenpromenade in einer 

Länge von ca. 300 m und einer Breite von bis zu 30 m zur Verfügung, die hochwertig 

speziell nach den Bedürfnissen der Bewohner gestaltet werden soll. 

- Mit der öffentlichen Grünfläche auf Teilflächen des ehemaligen Güterbahnhofs 

Grafenberg stehen öffentliche Freiflächen von ca. 2,2 ha zur Verfügung. 

- Mit der öffentlichen Grünfläche südlich der Röpkestraße steht eine weitere öffent­

liche Freifläche von ca. 2.300 qm zur Verfügung. 

- In dem Allgemeinen Wohngebiet WA 9 werden Platzflächen von ca. 1.400 qm 

für den gesamten Planbereich und begrünte Freiflächen von ca. 600 qm gesichert. 

Weiterhin werden in den eingeschränkten Gewerbegebieten GEe 1 und GEe 2 urba­

ne Stadtplätze und Flächen von ca. 8.000 qm entwickelt. Auch diese werden hoch­

wertig gestaltet und bieten Aufenthaltsqualität und Erholungsfunktion.  

- In den öffentlichen Straßen sind Baumpflanzungen zur Steigerung der Aufent­

haltsqualität für Fußgänger sowie zur Grünversorgung des Gebiets vorgesehen. 

- Die Grünfläche mit großen Bäumen vor den „Meisterhäusern“ (WA 1) wird als öf­

fentliche Verkehrsfläche festgesetzt, so dass der Baumbestand als straßenbeglei­

tendes Grün gesichert ist. 

- Ein Netz von Fußwegen stellt Verbindungen zu Freiflächen in der Umgebung her 

(Ostpark, Freiflächen entlang der nördlichen Düssel). 

- Durch die Anordnung von Stellplätzen in unterirdischen Anlagen auf den privaten 

Grundstücksflächen werden oberirdische Flächen freigehalten, die zur Begrünung 

oder zum Aufenthalt zur Verfügung gestellt werden können und zum hochwertigen 

und durchgrünten Erscheinungsbild des Standortes beitragen. Die privaten Stellplät­

ze sind immissionsschützend unterirdisch anzuordnen. 
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- Die Überschreitung der Nutzungsmaße in einzelnen Baugebieten steht dem Be­

lang der gesunden Wohn- und Arbeitsverhältnisse nicht entgegen. Im Baugenehmi­

gungsverfahren ist durch die Einhaltung der Abstandflächen und durch entsprechen­

de Grundrisspläne nachzuweisen, dass eine ausreichende Belichtung und Belüftung 

sichergestellt wird. 

- Im Rahmen des städtebaulichen Qualifizierungsverfahrens und auch bei den 

nachfolgenden Überarbeitungen wurden die erforderlichen Abstandflächen gemäß 

BauO NRW für das Konzept geprüft. Eine Überschreitung ist lediglich im Bereich des 

eingeschränkten Gewerbegebietes GEe 5 / Allgemeines Wohngebiet WA 3 gegeben, 

da hier lediglich ein Abstand von ca. 8 m zur Grundstücksgrenze gegeben ist. Zwi­

schen der Fassade des denkmalgeschützten Gebäudes und der geplanten Fassade 

des nächststehenden Wohngebäudes ist jedoch ein Abstand von ca. 20 m gegeben. 

Eine wesentliche Beeinträchtigung der gesunden Wohnverhältnisse ist daher nicht zu 

erwarten. Würde zwischen den Gebäuden eine öffentliche Fläche (z. B. Straße) lie­

gen, wäre ein Abstand von 16 m ausreichend. Der Abstand zwischen den Gebäuden 

ist im Vergleich dazu um ca. 25 % größer. Auf Grund der Gebäudeausrichtung und 

der vorgesehenen Nutzungen sind daher keine Beeinträchtigungen zu erwarten. 

- Es ist eine weitgehende Abtrennung von Gewerbeverkehren von der Wohnnut­

zung vorgesehen. Dem Schutzbedürfnis der Wohnnutzung wird bereits durch die ge­

plante Verkehrsverteilung Rechnung getragen. Weiterhin sind angrenzend keine we­

sentlich störenden gewerblichen Nutzungen vorgesehen.  

- Im Rahmen des Verfahrens wurden zahlreiche Studien zur Nutzungsanordnung 

erstellt. Das vorliegende Konzept stellt in Bezug auf die Anforderungen einzelner 

Nutzungen sowie die Anordnung dieser Nutzungen im städtebaulichen Kontext die 

beste Lösung dar. 

- Für das Plangebiet ist eine Ausweitung des ÖPNV-Angebotes vorgesehen 

Sonstige öffentliche Belange stehen dem Planvorhaben nicht entgegen: 

- Mit der Planung wird eine ehemals industriell genutzte Fläche wieder genutzt. In­

nerhalb des Plangebiets erfolgt eine klare städtebauliche Strukturierung. Die maximal 

vier baulichen Anlagen, die bis zu 10 Geschosse hoch sein können, sind im nördli­

chen Teil konzentriert. Die Höhenstaffelung der Gebäude im Plangebiet leitet von der 

dichten, im Norden angrenzenden gewerblichen Nutzung zu der weniger dichten 

Wohnnutzung im Süden über. Zu angrenzenden Freiflächen werden wirksame 

Raumkanten und Eingangsbereiche definiert.  
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Mit einem höheren Grünanteil, durchlässigen stadträumlichen Strukturen und der 

Beschränkung der Höhenentwicklung von Gebäuden auf maximal sechs bis zehn 

Geschosse im gewerblichen Bereich und maximal sechs Geschosse in den Wohn-

gebieten ist keine Beeinträchtigung des Orts- und Landschaftsbildes gegeben.  

- Bau- und Bodendenkmäler 

Die im Plangebiet bestehenden Baudenkmäler wurden in das städtebauliche Kon­

zept integriert. Bodendenkmäler sind nicht bekannt. 

- Klimaanalyse 

Laut Klimaanalyse gehört das Plangebiet zum Lastraum aus Industrie- und Gewerbe­

flächen. Mit den vorgesehenen intensiven Begrünungsmaßnahmen, die auch die 

Dachflächen mit einbeziehen, wird zu einer Verbesserung der klimatischen Situation 

beigetragen. Hier ist insbesondere die thermische Aufheizung des Gebietes zu nen­

nen, die sich deutlich verringern wird. 

- Bauschutzbereich 

Das Plangebiet liegt im Bauschutzbereich des Verkehrsflughafen Düsseldorf Interna­

tional. Bei den geplanten Bauhöhen sind jedoch keine Belange der Flugsicherung 

berührt. 

4.2.1 	 Allgemeines Wohngebiet WA 1 

Grund- und Geschossflächenzahl (GRZ und GFZ); Grundfläche 

Die „Meisterhäuser“ sollen in ihrer typischen Erscheinungsform als freistehende Häu­

ser in größeren, offenen begrünten Bereich erhalten werden. Deshalb wird die GFZ 

auf 0,8 begrenzt. Den Gebäuden sollen jeweils rückwärtig planungsrechtlich Erweite­

rungsmöglichkeiten eingeräumt werden, so dass insgesamt ca. 3.600 qm Geschoss­

fläche in diesem Bereich zulässig sein werden. Die Festsetzung der GRZ erfolgt 

deshalb in Anlehnung an die Obergrenzen der BauNVO. Somit kann die Nutzungs­

dichte in dem definierten geringen Umfang angehoben werden, um z. B. zeitgemäße 

Grundrisse umzusetzen. 

Für das eingeschossige Gebäude im Allgemeinen Wohngebiet WA 1 erfolgt eine 

Festsetzung der bestehenden Grundfläche als maximal zulässige Grundfläche. Die 

Obergrenzen der BauNVO für Allgemeine Wohngebiete für die GRZ werden inner­

halb des Allgemeinen Wohngebiets WA 1 im Durchschnitt deutlich unterschritten 

(0,24). 

Stand: 26.09.2011, Anlage zur Vorlage Nr. 61/83/2011 



 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

- 30 ­

Eine Gefährdung der gesunden Wohnverhältnisse ist durch die Überschreitung der 

Obergrenzen des § 17 BauNVO im Bereich des eingeschossigen Gebäudes nicht 

gegeben. 

Zahl der Vollgeschosse, Höhe baulicher Anlagen 

Im Allgemeinen Wohngebiet WA 1 sind max. zwei Geschosse zulässig, um den Be­

stand abzubilden und den Charakter der „Meisterhäuser“ zu wahren. Für das einge­

schossige Bestandsgebäude wird davon abweichend eine maximale Gebäudehöhe 

festgesetzt, um den genehmigten Bestand abzubilden, aber einen weiteren Ausbau 

der Wohnnutzung an dieser bezüglich der Verkehrsimmissionen problematischen 

Stelle zu verhindern. 

4.2.2 	 Allgemeines Wohngebiet WA 2 

Grund- und Geschossflächenzahl (GRZ und GFZ) 

Die festgesetzte Grundflächenzahl 0,4 entspricht der Obergrenze der BauNVO. Die 

GFZ wird mit 1,7 und damit oberhalb der Obergrenze von 1,2 der BauNVO festge­

setzt. Dieses Maß der baulichen Nutzung könnte im vorliegenden Fall auch mit einer 

Festsetzung der GFZ auf die Obergrenze von 1,2 in Verbindung mit dem § 21 a Abs. 

5 BauNVO ermöglicht werden. § 21a BauNVO erlaubt, die zulässige oberirdische 

Geschossfläche um die Flächen notwendiger Garagen oder Stellplätze, die unter der 

Geländeoberfläche erstellt werden, zu erhöhen. Dies wäre hier mit Blick auf die 

Grundstücksgröße und den unterirdischen Flächenbedarf ausreichend. Da zur Siche­

rung der oberirdischen Freiflächen und Grünanteile im Allgemeinen Wohngebiet 

WA 2 jedoch auch geregelt werden soll, dass die erforderlichen Stellplätze zwingend 

unterirdisch zu errichten sind, geht mit der Planung grundsätzlich eine Überhöhung 

der Obergrenzen gemäß BauNVO einher. Deshalb und auch vor dem Hintergrund 

der bereits aufgeführten besonderen städtebaulichen Gründe ist es richtig, diese Ü­

berhöhung auf Grundlage des § 17 Abs. 2 BauNVO zu regeln. Die Festsetzung ist 

weiterhin erforderlich, um die angestrebte bauliche Dichte zu gewährleisten Die all­

gemeinen Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse sind gewahrt. 

Zahl der Vollgeschosse, Wandhöhen 

Die Zahl der maximal zulässigen Vollgeschosse variiert zwischen drei im Anschluss 

an die bestehende zweigeschossige Wohnbebauung im Süden und fünf bis sechs 

entlang der Neumannstraße und vier bis fünf entlang der Röpkestraße.  
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Zur Neumannstraße hin wird eine Mindest- und Maximal-Wandhöhe kombiniert mit 

einer Mindest- und Maximal-Zahl der zu errichtenden Geschosse festgesetzt. Dies 

erfolgt, um hier zum einen am Quartierseingang eine Straßenrandbebauung von ge­

wissem städtebaulichem Gewicht zu sichern. Hier soll eine Raumkante ausgebildet 

werden, die in das Gebiet hineinführt und ein städtebauliches Gegenüber zu den 

westlich gelegenen bis zu 18 Geschossen hohen Gebäuden bildet. Zum andern soll 

innerhalb der Gebäudearchitektur des Allgemeinen Wohngebiet WA 2 eine Flexibilität 

in der Fassadensprache ermöglicht werden. Das einzelne Gebäude soll u. a. durch 

unterschiedliche Geschosshöhen und durch eine unterschiedliche Zahl der Geschos­

se ablesbar sein können. Die Konzeption sieht die Ausbildung einer überwiegend 

dreigeschossigen Bebauung zur Schlüterstraße vor. Durch die niedrige Bebauung 

wird ein passendes Gegenüber zu dem Schulgebäude definiert und zugleich eine im 

Vergleich zum Siegerentwurf optimierte Belichtungssituation für den Innenbereich 

des Allgemeinen Wohngebietes WA 2 gesichert. Lediglich die zur Schlüterstraße ori­

entierten Seiten der Blockränder und ein frei stehendes Gebäude sollen mit vier bzw. 

fünf Geschossen ausgebildet werden, um den Fassadenabschnitt dort zu gliedern. 

Für den Bereich des Blockrandes, der von der Röpkestraße heruntergeführt wird, 

kann auf eine Festsetzung der Wandhöhen verzichtet werden. Hier ist die Festset­

zung der Zahl der Geschosse ausreichend, um die städtebauliche Zielsetzung zu si­

chern. Für den Einzelbaukörper, der mit seiner Höhenentwicklung prägenden Cha­

rakter hat, wird die geplante Zahl der Geschosse festgeschrieben. Hier wird auch die 

Baugrenze, dem Entwurf folgend bis zur Straßenbegrenzungslinie gezogen, um den 

geplanten Vorsprung des Gebäudes und damit die städtebauliche Betonung des 

Baukörpers zu ermöglichen. Die Festsetzung von zwingenden Wandhöhen zur Si­

cherung der angestrebten Geschossflächen ist wegen der Regelungen der Zahl der 

Geschosse hier nicht erforderlich. 

4.2.3 	 Allgemeine Wohngebiete WA 3 bis WA 7 

Die Allgemeinen Wohngebiete WA 3 bis WA 7 bilden mit einer zur Planstraße Ho­

henzollernallee fünf- bis sechsgeschossigen Bebauung ein Gegenüber zum Gewerbe 

und mit der strengen orthogonalen Baustruktur, einer innen liegenden West-Ost aus­

gerichteten Gartenpromenade und einzelnen überhöhten Baukörpern mit ca. 80.000 

qm Geschossfläche den Kern des neuen Wohnquartiers.  
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Zur Sicherung des prämierten Entwurfes, der Konzeption des „Garten im Haus“ und 

zur Sicherung der angestrebten effektiven Bodennutzung soll für die Wohnblöcke ei­

ne Baukörperfestsetzung mit durchgehend geschlossener Bauweise für die im Zu­

sammenhang zu errichtenden Gebäude geregelt werden. Weiterhin soll eine Fest­

setzung der Mindest- und Maximal-Wandhöhen kombiniert mit der mindestens und 

maximal zu errichtenden Zahl der Geschosse erfolgen. Über diese Regelung soll der 

bereits beschriebene Gestaltungsspielraum für die Ausbildung einer abwechslungs­

reichen Fassaden- und Gebäudestruktur ermöglicht werden. 

Grund- und Geschossflächenzahl 

Die sich ergebende Grundflächenzahl übersteigt mit 0,5 die vorgegebene Obergren­

ze der BauNVO von 0,4. Die allgemeinen Anforderungen an gesunde Wohnverhält­

nisse sind durch die Überhöhung nicht beeinträchtigt.  

Die bauordnungsrechtlichen Abstandflächen werden trotz der hohen Dichte bis auf 

einen untergeordneten Bereich (östliche Seite des zweigeschossigen Bestandsge­

bäudes im eingeschränkten Gewerbegebiet GEe 5 / Allgemeines Wohngebiet WA 3 

siehe oben) eingehalten und somit werden auch die natürliche Belichtung und Belüf­

tung der Wohnungen sicher gestellt. Nachteilige Auswirkungen auf die Umwelt sind 

nicht zu erkennen. Die Bedürfnisse des Verkehrs sind befriedigt. Die erforderlichen 

privaten Stellplätze werden in Tiefgaragen vorgehalten, deren Zufahrten gebündelt 

werden. Die entstehenden oberirdischen Freiflächen stehen den Bewohnern zur Nut­

zung zur Verfügung. Öffentliche Belange stehen der Festsetzung nicht entgegen (s. 

a. Punkt 4.2).  

Geschossflächenzahlen werden in den Allgemeinen Wohngebieten WA 3 bis WA 7 

nicht festgesetzt, weil mit den gewählten Festsetzungen die Umsetzung des städte­

baulichen Konzeptes bereits hinreichend gesichert und das Maß der baulichen Nut­

zung definiert ist.  

Zahl der Vollgeschosse, Wandhöhen, Baulinie im Allgemeinen Wohngebiet WA 3 

Die Zahl der mindestens zu errichtenden Vollgeschosse liegt entlang der Hohenzol­

lernallee bei fünf Geschossen, maximal zulässig sind sechs Geschosse. 
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Im übrigen Bereich ist eine vier- bis fünfgeschossige Bebauung vorgesehen, die nur 

durch einzelne maximal sechsgeschossige Gebäude an der Wohnpromenade akzen­

tuiert werden soll. Weiterhin wird die Zahl der mindestens und maximal zu errichten­

den Vollgeschosse in Kombination mit der Festsetzung einer Mindest- und Maximal-

Wandhöhe geregelt. Durch die enge Baukörperfestsetzung wird die Gebäudestellung 

des prämierten Entwurfes gesichert. Zugleich werden jene Bereiche, die als Freiflä­

chen den Bewohnern zur Verfügung stehen sollen, von aufstehenden baulichen An­

lagen freigehalten. Durch die Regelung der Mindestwandhöhe in Kombination mit der 

Regelung der Zahl der Geschosse kann die angestrebte bauliche Dichte unter Wah­

rung gesunder Wohnverhältnisse sichergestellt werden.  

Die Ostseite der Quartiersmitte soll eine durchgehende, ausreichend hohe Raumkan­

te als Gebäuden erhalten. So soll der südliche Teil der Quartiersmitte und der dort 

verortete Platz städtebaulich gefasst werden. Zugleich soll eine Überleitung zum 

nördlichen und südlichen Platzbereich mit einer klaren durchgehenden Bauflucht 

(Allgemeine Wohngebiete WA 9 und WA 8) geschaffen werden. Die erwünschte 

Raumkante ist über die Regelungen von Baugrenzen in Kombination mit einer fest­

gesetzten Mindestwandhöhe im Allgemeinen Wohngebiet WA 3 bereits weitgehend 

gesichert. Im nördlichen Bereich des Allgemeinen Wohngebietes WA 3 ist diese Re­

gelung jedoch nicht ausreichend. Ein Abstandflächennachweis auf eigenem Grund­

stück wäre hier nicht möglich, ab dem zweiten Obergeschoss wäre ein Rücksprung 

für den gesamten Gebäudeschenkel erforderlich. Ein solcher Rücksprung im Gebäu­

de ist jedoch nicht das planerisches Ziel und soll auch nicht erfolgen. Deshalb soll für 

diesen Bereich eine Baulinie in Kombination mit der mindestens zu errichtenden 

Wandhöhe (Höhe 53,5 m ü. NN) festgesetzt werden, um eine geschlossene und aus­

reichend hohe Bebauung, d. h. mindestens viergeschossigen Bebauung zu sichern. 

Die Festsetzung der Baulinie erscheint aus folgenden Gründen auch hinnehmbar: 

- Die für einen Abstandflächennachweis relevanten Flächen sind aufgrund des 

festgesetzten Gehrechtes zugunsten der Allgemeinheit der Öffentlichkeit zugänglich. 

- Der geplante Gebäudeabstand wäre bei Vorliegen einer öffentlichen Verkehrsflä­

che auch im Sinne des Bauordnungsrechtes ausreichend, der Abstandflächennach­

weis könnte geführt werden, von gesunden Wohn- und Arbeitsverhältnisse kann da­

her ausgegangen werden.  

- Von der geplanten (Wohn-)Bebauung ist keine wesentliche Beeinträchtigung des 

denkmalgeschützten Gebäudes zu erwarten. 
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4.2.4 	 Allgemeines Wohngebiet WA 8 

Grund- und Geschossflächenzahl 

Die festgesetzten Grund- und Geschossflächenzahlen entsprechen den Obergrenzen 

der BauNVO. Die allgemeinen Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsver­

hältnisse sind damit gewahrt. 

Zahl der Vollgeschosse, Wandhöhen 

Die Zahl der maximal zulässigen Vollgeschosse variiert zwischen drei im Anschluss 

an die bestehende ein- bis zweigeschossige Wohnbebauung im Süden und vier ent­

lang der Röpkestraße. Somit wird ein Übergang zu den südlich angrenzenden 

Wohngebieten mit ein- bis zweigeschossigen Gebäuden erzielt und die vorgesehene 

dichtere Bebauung im Inneren des Wohnquartiers durch eine weniger verdichtete 

Wohnbebauung eingefasst. Für das Allgemeine Wohngebiet WA 8 ist eine Betonung 

der Gebäudehöhen in Form von vier viergeschossigen Gebäuden an der Röpkestra­

ße vorgesehen. Die höheren Gebäude sind dabei entlang der Röpkestraße und als 

Gegenüber zu der höheren Bebauung im Norden gleichmäßig verteilt. Um diese 

städtebauliche Figur zu sichern, wird für diese Bereiche eine Mindestwandhöhe von 

12 Meter festgesetzt, die üblicherweise bei einer Bebauung mit vier Geschossen er­

reicht werden kann. 

4.2.5 	 Allgemeines Wohngebiet WA 9 

Grund- und Geschossflächenzahl (GRZ und GFZ) 

Die festgesetzte Grundflächenzahl 0,8 entspricht der Obergrenze der BauNVO. Die 

GFZ wird mit 1,6 und damit oberhalb der Obergrenze von 1,2 der BauNVO festge­

setzt. Dieses Maß der baulichen Nutzung könnte im vorliegenden Fall auch mit einer 

Festsetzung der GFZ auf die Obergrenze von 1,2 in Verbindung mit dem § 21 a Abs. 

5 BauNVO ermöglicht werden. § 21a BauNVO erlaubt, die zulässige oberirdische 

Geschossfläche um die Flächen notwendiger Garagen oder Stellplätze, die unter der 

Geländeoberfläche erstellt werden, zu erhöhen. Dies wäre hier mit Blick auf die 

Grundstücksgröße und den unterirdischen Flächenbedarf ausreichend. Da zur Siche­

rung der oberirdischen Freiflächen, hier insbesondere dem nördlichen Platz der 

Quartiersmitte, im Allgemeinen Wohngebiet WA 9 jedoch auch geregelt werden soll, 

dass die erforderlichen Stellplätze zwingend unterirdisch zu errichten sind, geht mit 

der Planung grundsätzlich eine Überhöhung der Obergrenzen gemäß BauNVO ein­

her. 
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Deshalb und auch vor dem Hintergrund der bereits aufgeführten besonderen städte­

baulichen Gründe ist es richtig, diese Überhöhung auf Grundlage des § 17 Abs. 2 

BauNVO zu regeln. Die Festsetzung ist weiterhin erforderlich, um die angestrebte 

bauliche Dichte zu gewährleisten Die allgemeinen Anforderungen an gesunde Wohn- 

und Arbeitsverhältnisse sind gewahrt. 

Zahl der Vollgeschosse, Wandhöhen 

Die Zahl der maximal zulässigen Vollgeschosse variiert zwischen fünf im nördlichen 

Platzbereich und sechs Vollgeschossen an den Platzseiten. 

Es wird eine Mindest- und Maximal-Wandhöhe kombiniert mit der Zahl der mindest­

und maximal zu errichtenden Geschosse festgesetzt. Dies erfolgt, um die städtebau­

lichen Vorgaben des Entwurfes umsetzen zu können. Der Platz soll durch die höhe­

ren Gebäude an den Seiten und etwas niedrigeren Gebäuden auf der Nordseite ge­

fasst werden. Dies entspricht auch dem Zuschnitt der Platzfläche, der auf Grund des 

gegeben Flächenzuschnitts zu einer eher langen und schmalen Platzform führt. Des­

halb sollen an den Schmalseiten des Platzes höhere Gebäude zulässig sein. Durch 

die Festsetzung von Mindest- und Maximal-Wandhöhen kann zudem auch hier eine 

Flexibilität in der Fassadensprache ermöglicht werden. 

4.2.6 	 Eingeschränkte Gewerbegebiete GEe1 bis GEe 4 

In jenen Baugebieten, in denen keine zwingenden Regelungen erforderlich sind, um 

die wesentlichen Ziele des prämierten Entwurfs zu sichern, erfolgt eine entsprechend 

flexiblere Festsetzung. Dies gilt für die eingeschränkten Gewerbegebiete GEe 1 bis 

GEe 3. Dort soll die Ausweisung von überbaubaren Grundstücksflächen in Kombina­

tion mit der Festsetzung der Grundflächenzahl, der Geschossflächenzahl, der maxi­

mal zulässigen Grundfläche je oberirdischem Gebäude und der mindestens zu er­

richtenden und maximal zulässigen Zahl der Geschosse erfolgen. Dies ist ausrei­

chend um die wesentlichen Ziele des prämierten Entwurfs zu sichern. 

Eine Verortung von Baukörpern ist nicht erforderlich und soll auch nicht erfolgen, um 

eine flexible Entwicklung zu ermöglichen. Für das eingeschränkte Gewerbegebiet 

GEe 4 erfolgt dagegen eine Baukörperfestsetzung in Kombination mit mindestens 

und maximal zulässiger Zahl der Geschosse in Anlehnung an das Allgemeine Wohn­

gebiet WA 7. Die Festsetzungen sind aufgrund der verschiedenen Nutzungen inner­

halb eines Baublocks auch für das eingeschränkte Gewerbegebiet GEe 4 erforder­

lich, um die Vorgaben des städtebaulichen Entwurfes umzusetzen.  
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Das den Entwurf prägende Freiraumkonzept, das für die eingeschränkten Gewerbe­

gebiete adressbildende Plätze und verbindende Fußwege vorsieht, wird durch die 

Ausweisung nicht überbaubarer Grundstücksflächen gesichert. 

Grund- und Geschossflächenzahl, Grundfläche 

Die Grundflächenzahl (Flächenanteil der überbaut werden darf - oberirdisch) wird für 

die eingeschränkten Gewerbegebiete GEe 1 bis GEe 2 mit 0,8 festgesetzt und ent­

spricht damit den Vorgaben der BauNVO für Gewerbegebiete. Für das eingeschränk­

te Gewerbegebiet GEe 3 wird eine GRZ von 0,6 festgesetzt, um den Übergang zur 

südlich angrenzenden Wohnbebauung auch mit einem entsprechenden Grünanteil 

auf dem gewerblich genutzten Grundstück zu sichern.  

Für das eingeschränkte Gewerbegebiet GEe 4 wird – orientiert am Allgemeinen 

Wohngebiet WA 7 und dem Prinzip des Wohninnenhofes - eine GRZ von 0,6 festge­

setzt, um den Charakter eines begrünten Wohninnenhofes zu sichern. 

Zur Sicherung der Konzeption „Haus im Garten“ wird weiterhin festgesetzt, dass o­

berirdische Gebäude und Gebäudeteile in den eingeschränkten Gewerbegebieten 

GEe 1 und GEe 3 maximal eine Grundfläche von 1.500 qm erreichen dürfen. Auf 

diese Weise kann sichergestellt werden, dass in den eingeschränkten Gewerbege­

bieten GEe 1 und GEe 2 maximal Gebäude mit einer Geschossfläche von ca. 15.000 

qm, und im eingeschränkten Gewerbegebiet GEe 3 Gebäude mit maximal 6.000 qm 

Geschossfläche errichtet werden können. Die Geschossflächenzahl wird für die ein­

geschränkten Gewerbegebiete GE 1 und GEe 2 mit 2,6 und damit leicht oberhalb der 

Obergrenzen der Baunutzungsverordnung (BauNVO) festgesetzt, um die Vorgaben 

des städtebaulichen Entwurfs umzusetzen. Darüber hinaus wird durch textliche Fest­

setzung, wonach in den eingeschränkten Gewerbegebieten GEe 1 und GEe 2 die zu­

lässige Länge einer Gebäudeseite maximal 60 m betragen darf, sichergestellt, dass 

die zukünftigen Gewerbebauten in der Gebäudekubatur in etwa denen des städte­

baulichen Entwurfes entsprechen. 

Zahl der Vollgeschosse, Wandhöhen 

Gemäß dem Entwurf sollen orientiert zur Metrostraße und zur Walter-Eucken-Straße 

insgesamt vier Bereiche definiert werden, in denen Gebäude mit bis zu 10 Geschos­

sen als Hochpunkte zulässig sind. 
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Für die übrigen Bereiche sollen Gebäude von drei bis sieben Geschossen, in Rand­

bereichen mit z. B. angrenzender Wohnnutzung nur drei- bis sechsgeschossige Ge­

bäude zulässig sein. 

Zusätzlich werden die mindestens und höchstens zulässige Zahl der Vollgeschosse 

(eingeschränkte Gewerbegebiete GEe 1 bis GEe 2 und GEe 4) und die maximal zu­

lässige Zahl der Vollgeschosse (eingeschränktes Gewerbegebiet GEe 3) geregelt. 

Lediglich für das eingeschränkte Gewerbegebiet GEe 4 im Bereich an der Hohenzol­

lernallee wird eine fünf bis sechsgeschossige  Bebauung festgesetzt. Hier soll eine 

einheitliche Traufhöhe des nördlichen Blockrandes sichergestellt werden. Für das 

eingeschränkte Gewerbegebiet GEe 3 wird auf Grund seiner Lage angrenzend zur 

Wohnnutzung im Märchenland die Zahl der zulässigen Geschosse auf maximal vier, 

im südlichen Teil auf maximal drei beschränkt. Die Zahl der zulässigen Vollgeschos­

se folgt den Vorgaben des Entwurfes. 

Für die eingeschränkten Gewerbegebiete GEe 1 und GEe 2 werden ergänzend zu 

der Zahl der zulässigen Vollgeschosse auch maximale Wandhöhen festgesetzt. Mit 

diesen Regelungen können - in Kombination mit den zwingend nachzuweisenden 

Abstandflächen - eine gleichmäßige Bebauung des Areals sichergestellt und über­

mäßige Betonungen in Einzelbereichen vermieden werden.  

Die Festsetzungssystematik entspricht dem Konzeptgedanken des Entwurfes, der in 

bestimmtem Maße unterschiedliche Gebäudevolumina, jedoch eine gleichmäßige 

Verteilung der Massen und der Stellung der Gebäude vorsieht. 

In der Folge dieser Regelungssystematik und auf Grund der gleichzeitig zwingend 

nachzuweisenden Abstandflächen nach Bauordnungsrecht werden sich zusätzlich zu 

den bereits zeichnerisch definierten Freiräumen die planerisch erwünschten Freiräu­

me zwischen den Gebäuden ergeben und damit der Charakter des freien Raumes 

des Entwurfs („Haus im Garten“). 

Für das eingeschränkte Gewerbegebiet GEe 4 werden – analog zu den Festsetzun­

gen im Allgemeinen Wohngebiet WA 7 und ergänzend zu der Regelung der Zahl der 

zu errichtenden Geschosse - die Mindest- und Maximal-Wandhöhen festgesetzt.  
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Durch die Festsetzung kann erreicht werden, dass eine einheitliche Traufhöhe zur 

Hohenzollernallee ausgebildet wird, obwohl Wohnungsbau und Gewerbebau mit un­

terschiedlichen Geschosshöhen aneinandergrenzen. Nach Süden erfolgt eine Abstaf­

felung, um den städtebaulichen Übergang zum südlichen Bestand auch hier zu ge­

währleisten. 

4.2.7 	 Eingeschränktes Gewerbegebiet GEe 5 

Grund- und Geschossflächenzahl 

Die GRZ wird gemäß der Bestandsnutzung mit 0,8, die GFZ mit 1,5 festgesetzt. Die 

GFZ liegt unterhalb der Obergrenze der BauNVO von 2,4. Im eingeschränkten Ge­

werbegebiet GEe 5 soll eine geringere Dichte festgesetzt werden, da dort zum einen 

die Quartiersmitte mit den zentralen Freiflächen liegt und zum anderen zu den denk­

malgeschützten Gebäuden keine zu dichte Ergänzungsbebauung erfolgen soll. 

Zahl der Vollgeschosse 

Im eingeschränkten Gewerbegebiet GEe 5 wird die bestehende Bebauung (zwei 

denkmalgeschützte Gebäude, ein Bürogebäude) mit maximal zwei bis fünf Geschos­

sen planungsrechtlich gesichert. 

4.2.8 	SO Gastronomie 

Für den Bereich des Sondergebietes Gastronomie sind durch die Baugenehmigung 

vom 28.07.2010 große Teile des Grundstücks für Außengastronomie- und Stellplatz­

nutzungen vorgesehen. Die bestehenden Gebäude sollen umgenutzt und im Wesent­

lichen erhalten werden. Bauliche Erweiterungsmöglichkeiten sind nicht vorgesehen, 

da sie das Erscheinungsbild des ehemaligen Bahnhofsgebäudes wesentlich verän­

dern würden. Der hohe Versiegelungsgrad ist hier vertretbar, da das Grundstück be­

reits im Bestand fast vollständig versiegelt ist und unmittelbar an die öffentliche Grün­

fläche anschließt. Für den Bereich des Sondergebietes Gastronomie soll deshalb ei­

ne GRZ von 1,0 festgesetzt werden. Eine GFZ wird nicht festgesetzt, da diese auf 

Grund der engen Baufenster um die Bestandsgebäude und der festgesetzten Ge­

schossigkeiten nicht erforderlich ist. 

Für einen kleineren Teil wird auf Grund des Bestandes eine zweigeschossige Be­

bauung, für den übrigen Bereich eine Eingeschossigkeit vorgesehen. 
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4.3 	 Bauweise, überbaubare und nicht überbaubare Grundstücksflächen, Besonnung 

a) abweichende Bauweise 

Eine abweichende Bauweise als durchgehend geschlossene Bauweise wird entlang 

der Straßen Neumannstraße, Hohenzollernallee, Walter-Eucken-Straße in den All­

gemeinen Wohngebieten WA 2 bis WA 7 und dem eingeschränkten Gewerbegebiet 

GEe 4 festgesetzt, um eine geschlossene Randbebauung zu erhalten. Diese Fest­

setzung erfolgt zum einen aus städtebaulichen Gründen, zum anderen ist die Fest­

setzung aus Gründen des Lärmschutzes erforderlich, um ruhige Innenhöfe und damit 

private Freiflächen mit hoher Aufenthaltsqualität zu erhalten. 

In den Allgemeinen Wohngebieten WA 3 bis WA 7 und im eingeschränkten Gewer­

begebiet GEe 4 wird für jene Bereiche, in denen überbaubare Grundstücksflächen 

mit unterschiedlichen Geschosszahlen aneinandergrenzen und die baulichen Anla­

gen im Zusammenhang errichtet werden sollen, ebenfalls die geschlossene Bauwei­

se festgesetzt.  

Durch die Regelung der durchgehend geschlossenen Bauweise wird sichergestellt, 

dass auch bei nur einem Grundstückseigentümer je Baugebiet eine geschlossene 

Bebauung entsteht. Und zwar auch bei aneinandergrenzenden überbaubaren 

Grundstücksflächen, die mit unterschiedlicher Geschosszahl errichtet werden dürfen 

(z. B. Ecke Hohenzollernallee und angrenzende Bebauung entlang der Wohnstraße).  

Denn hier könnte aus dem Erfordernis eines Abstandflächennachweises auch eine 

Bebauung mit Lücken entstehen, die nicht gewünscht ist. Denn für Grenzabstände 

zwischen den Gebäuden und zu Nachbargrenzen gilt die Bauordnung Nordrhein-

Westfalen (BauO NRW). Für Bereiche, in denen keine aneinander grenzenden über­

baubaren Grundstücksflächen unterschiedlicher Geschossigkeit gegeben sind, ist 

diese Regelung nicht erforderlich.  

Die Festsetzung der abweichenden Bauweise ist erforderlich, da aufgrund der mögli­

chen Grundstückssituation (ein Eigentümer) die Festsetzung einer geschlossenen 

Bauweise gerade diese Bauweise nicht hinreichend sichern würde. 
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b) überbaubare und nicht überbaubare Grundstücksflächen 

Innerhalb des eingeschränkten Gewerbegebietes GEe 2 liegt in Verlängerung der 

Planstraße Hohenzollernallee die geplante Durchgangspassage, die das Plangebiet 

über das Bahngelände hinweg nach Osten anbinden soll. Als Hauptdurchgangsbe­

reich soll die Passage in der Flucht der Hohenzollernallee liegen und eine Torsituati­

on ausbilden. Um dies zu gewährleisten, sollen nördlich und südlich der Passage in 

Teilen Baulinien festgesetzt werden. Die Festsetzung von Baulinien in einer Länge 

von 15 m beginnend im Eckbereich des Baufensters ist ausreichend, um die ge­

wünschte Torsituation sicherzustellen. Die Festsetzung der überbaubaren Grund­

stücksflächen erfolgt im Übrigen mit Hilfe von Baugrenzen und orientiert sich am 

städtebaulichen Konzept des prämierten Siegerentwurfes. 

Im Allgemeinen Wohngebiet WA 1 („Meisterhäuser“) wird die überbaubare Grund­

stücksfläche auf die im Bestand bereits existierenden Gebäude mit einem gewissen 

Spielraum beschränkt, um in den rückwärtigen Grundstücksteilen Ergänzungen zuzu­

lassen. Dies geschieht, um den im Wesentlichen durch Grün geprägten Charakter 

des Bereiches mit Einzelgebäuden zu erhalten, gleichzeitig jedoch den Gebäuden in 

den von den Straßen abgewandten Bereichen die Möglichkeit zu geben, an moderne 

Wohnbedürfnisse angepasst zu werden. 

Für das innerhalb des Allgemeinen Wohngebietes WA 1 bestehende eingeschossige 

Wohngebäude mit Flachdach soll lediglich eine planungsrechtliche Abbildung des 

Bestandes erfolgen. Eine Entwicklungsmöglichkeit soll bewusst nicht definiert wer­

den, da damit ggf. eine Beeinträchtigung der Wirkung der „Meisterhäuser“ verbunden 

wäre. Das Gebäude steht parallel zur Schlüterstraße und mit seinen Außenwänden 

in Teilen auf den Grundstücksgrenzen. Der Wohnbauköper wird mit einer Baugrenze 

eingefasst. 

Im Allgemeinen Wohngebiet  WA 2 werden die überbaubaren Grundstücksflächen 

eng gefasst, um die Umsetzung des städtebaulichen Konzeptes zu sichern. 

In den allgemeinen Wohngebieten WA 3 bis WA 8 erfolgt eine Festsetzung der über­

baubaren Grundstücksflächen durch enge Baufenster um die geplanten Gebäude 

und die Umsetzung der Wohnhöfe aus dem Wettbewerbsergebnis sicher zu stellen. 
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Besonnung 

Die städtebauliche Konzeption, die dem Bebauungsplan zugrunde liegt, sieht neben 

der gewerblichen Nutzung vorrangig die Errichtung eines Wohnquartiers vor, verbun­

den mit einer innenstadttypischen baulichen Verdichtung, wie sie im weiteren Umfeld 

bereits besteht. Für Teile des Wohnquartiers wurde beispielhaft berechnet, welche 

Besonnungsverhältnisse zur Winterzeit (Beispiel 17. Januar) anzunehmen sind. Hier­

für wurden die Allgemeinen Wohngebiete WA 2, WA 3 und WA 4 herangezogen und 

mit einer ungünstigen Betrachtung bewertet. Die Berechnungen zeigen, dass am 

(Beispieltag) 17. Januar durch den Tiefstand der Sonne einzelne Gebäudebereiche 

der Blockstrukturen eine Besonnungsdauer von < 1 Stunde bzw. 1 bis 3 Stunden Be­

sonnung in den unteren Etagen aufweisen. Für Teilbereiche wäre die Gewährleistung 

einer Mindestbesonnung, wie sie die DIN 5034 (Tageslicht in Innenräumen) für Neu­

bauten als Richtwert fordert daher kritisch. Dies betrifft im Wesentlichen:  

- Die nach Norden ausgerichteten Fassaden der Allgemeinen Wohngebiete WA 2 

bis WA 7 an der Neumannstraße und an der Hohenzollernallee (bei Annahme einer 

geschlossenen Bebauung im Norden) sowie im Bereich der Wohnpromenade. 

- Die westlichen Fassaden der drei fünf- bis sechsgeschossigen Gebäude in den 

Allgemeinen Wohngebieten WA 3 bis WA 7 und einen Teil der südlich angrenzenden 

Fassaden. 

- Die Südost- und Nordfassaden im Bereich der südlichen Wohnhöfe des Allge­

meinen Wohngebietes WA 2. 

Gegenüber dem Siegerentwurf sind zur Optimierung der Besonnung folgende Ände­

rungen in die Planung eingeflossen, die unter den städtebaulichen Maßgaben mög­

lich waren: 

- Die Blockränder des Allgemeinen Wohngebietes WA 2 wurden im Vergleich zum 

Siegerentwurf um ca. 3 m nach Außen versetzt und damit der Abstand zwischen den 

Gebäuden vergrößert. Im Süden wurde die Bebauung von fünf auf drei Geschosse 

reduziert bzw. Gebäudelücken vorgesehen.  

- In den Allgemeinen Wohngebieten WA 3 bis WA 7 wurden die ursprünglich sie­

bengeschossigen Gebäude um ein Geschoss reduziert, der Abstand der vorgesehe­

nen Lücken von 7 auf 15 m vergrößert bzw. zusätzliche Lücken vorgesehen.  
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Diese Maßnahmen in Kombination mit den geplanten so genannten „durchgesteck­

ten“ Wohnungen, d. h. Wohnungen mit Fenstern an zwei gegenüberliegenden Ge­

bäudeseiten oder Ecklösungen, ermöglichen, dass ausreichende Belichtungsverhält­

nisse realisiert werden können. Die weitestgehende Ausbildung von Grundrisslösun­

gen mit „durchgesteckten Wohnungen“ wird schon durch die eng gefassten Baufens­

ter vorgegeben. Aus der geringen Bautiefe resultieren Vorgaben (mögliche Anord­

nung von Treppenhäusern, Aufzügen, Fluren, etc.) für entsprechende Grundrisslö­

sungen. Es lässt sich feststellen, dass die Besonnungsverhältnisse im geplanten 

Quartier denen anderer bestehender Stadtquartiere ähneln und gesunde Wohnver­

hältnisse durch die Planung geschaffen werden können. Weitergehende Maßnahmen 

sind daher nicht erforderlich und sollen auch nicht ergriffen werden, da sie veränderte 

Baukörperstellungen bedingen würden, die nicht mehr den Vorgaben des Entwurfs 

entsprechen würden. In der Folge könnte auch das Ziel der effektiven Bodennutzung 

nicht in der gewünschten Weise erreicht werden. 

Innerhalb der Fläche für Gemeinbedarf für eine Kindertagesstätte wird eine große 

überbaubare Grundstücksfläche festgesetzt. Erst im Rahmen der weiteren Planung 

soll über die Anordnung des Gebäudes und der Freiflächen auf dem Grundstück ent­

schieden werden.  

In den eingeschränkten Gewerbegebieten GEe 1 bis GEe 3 werden Baufelder fest­

gesetzt, welche die Stellung der zukünftigen Baukörper nicht abschließend definie­

ren, so dass die Umsetzung im Rahmen der sonstigen Vorgaben (s.o.) flexibel bleibt. 

Für das eingeschränkte Gewerbegebiet GEe 4 erfolgt eine enge Baukörperauswei­

sung analog zum Allgemeinen Wohngebiet WA 7. 

Im eingeschränkten Gewerbegebiet GEe 5 sowie im Sondergebiet Gastronomie wer­

den die überbaubaren Grundstücksflächen in Form von Baugrenzen eng um die Be­

standsgebäude gelegt, um diese planungsrechtlich zu sichern.  

In den Wohngebieten sieht der prämierte städtebauliche Entwurf eine Stellung der 

baulichen Anlagen unter Berücksichtigung der erforderlichen Abstandflächen vor. Auf 

Grund dieser Situation wären z. B. in oberen Geschossen nur Balkone gemäß den 

Vorgaben des § 6 der Bauordnung NRW zulässig. 
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Um hier Gestaltungsmöglichkeiten für die Ausbildung von wohnungsbezogenen 

hochwertigen Freiräumen wie Erkern, Balkonen oder Altanen zu schaffen, soll die 

Möglichkeit gegeben werden, auch größere als in der Bauordnung NRW vorgesehe­

ne Erker, Balkone oder Altane errichten zu können. Vor diesem Hintergrund wird ge­

regelt, dass auskragende Erker, Balkone oder Altane bis zu einer Tiefe von 3 m und 

bis zu einer Breite von 50 % der jeweiligen Außenwand an der straßenabgewandten 

Seite zulässig sind. Um eine zu massive Ausbildung von auskragenden Elementen 

zu vermeiden, wird weiterhin geregelt, dass die Breite der auskragenden Bauteile in 

der Summe auf das 1,5-fache der jeweiligen Außenwand begrenzt wird. Es handelt 

sich um balkonübliche Tiefen. Von einer geeigneten Exponierung der Wohneinheiten 

und /oder einer besonnungsgünstigen Anordnung von Wohnräumen kann ausge­

gangen werden. 

In den allgemeinen Wohngebieten WA 2 bis 7 und WA 9 sollen Nebenanlagen 

grundsätzlich nicht außerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen zulässig sein. 

Hierdurch soll gewährleistet werden, dass die das Wohnquartier prägende, einheitli­

che Freiflächengestaltung durch individuelle „Nachverdichtungen“ in ihrem Erschei­

nungsbild gestört wird. Nebenlagen, die im Zusammenhang mit Ver- und Entsor­

gungsanlagen erforderlich sind, müssen innerhalb der Gebäude in den überbaubaren 

Grundstücksflächen errichtet und integriert werden. 

4.4 	 Stellplätze und Garagen 

Auf Grund der geplanten Nutzungen werden gemäß BauO NRW ca. 4.000 Stellplätze 

im Gebiet erforderlich. 

Innerhalb der öffentlichen Straßen sind ca. 250 öffentliche Stellplätze für Besucher 

vorgesehen. Schwerpunkte liegen bei öffentlichen Stellplätzen zur Wohnnutzung im 

westlichen und südlichen Teil der Röpkestraße. In den Wohnstraßen (Verkehrsberu­

higter Bereich) sind Parkstände (Senkrechtparker) in Blöcken abgesetzt von der 

Spiel- und Gartenpromenade vorgesehen. Die Anordnung von Längsparkern erfolgt 

in der Hohenzollernallee und im östlichen Teil der Röpkestraße. Der Bedarf an öffent­

lichen Stellplätzen kann für die einzelnen Wohngebiete abgedeckt und im Einzelfall 

erhöht werden. 
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Im Plangebiet soll eine hohe Nutzungsdichte realisiert werden. Gleichzeitig ist es 

Ziel, ausreichend nicht bebaute Freiflächen vorzuhalten und diese attraktiv zu gestal­

ten, und die Aufenthaltsqualität im Plangebiet zu erhöhen. Daher sollen die erforder­

lichen privaten Stellplätze in Tiefgaragen untergebracht werden. 

Für die Allgemeinen Wohngebiete WA 2 und WA 9 wird daher festgesetzt, dass pri­

vate Stellplätze nur in Tiefgaragen integriert zulässig sein sollen. Im Allgemeinen 

Wohngebiet WA 2 sind teilweise gestaltete Vorbereiche vor den Häusern vorgese­

hen. Dem geplanten hochwertigen Erscheinungsbild entsprächen keine Garagenzu­

fahrten in den Gebäudekörper. Das Allgemeine Wohngebiet WA 9 ist Teil der Quar­

tiersmitte. Der südliche Platzbereich soll frei von Verkehren gehalten werden. Im 

nördlichen Bereich sollen Fußwegeverbindungen sowie die private Erschießung und 

angrenzend an den Metro-Park begrünte Flächen entwickelt werden. Eine Anord­

nung von Zufahrten von Garagen die in den Baukörpern integriert sind, würde den 

benannten Zielstellungen für das Allgemeine Wohngebiet WA 2 und das Allgemeine 

Wohngebiet WA 9 widersprechen. Dies wird deshalb für diese Baugebiete ausge­

schlossen. 

Für die Allgemeinen Wohngebiete WA 3 bis WA 7 wird festgesetzt, dass private 

Stellplätze nur in Tiefgaragen oder in den Baukörper integriert zulässig sein sollen. In 

diesen Baugebieten sind unmittelbare Zufahrten in den Baukörper möglich, da viele 

Fassadenbereiche direkt an die öffentliche Verkehrsfläche grenzen.  

Grundsätzlich soll geregelt werden, dass in den Allgemeinen Wohngebieten WA 2 bis 

WA 7 Rampen von Tiefgaragen innerhalb der Gebäude zu errichten sind. Für das 

Allgemeine Wohngebiet WA 9 gilt zusätzlich, dass Rampen einzuhausen sind, wenn 

sie nicht innerhalb des Gebäudes liegen. Hierdurch soll zum einen den gestalteri­

schen Vorgaben des städtebaulichen Entwurfs gefolgt werden. Zum anderen kann 

mit dieser Festsetzung insbesondere auch ein Schutz der Wohnnutzung vor Ver­

kehrslärm, im Allgemeinen Wohngebiet WA 9 auch vor Gewerbelärm (Anlieferung), 

erreicht werden. 

Stand: 26.09.2011, Anlage zur Vorlage Nr. 61/83/2011 



 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

- 45 ­

Auch in den eingeschränkten Gewerbegebieten GEe 2 bis GEe 4 sind die Stellplätze 

in Tiefgaragen anzulegen. Diese Festsetzung entspricht den Vorgaben des prämier­

ten Siegerentwurfes, der für die gewerblich genutzten Bereiche einen grünen, flie­

ßenden Raum um die Gebäude bzw. für das eingeschränkte Gewerbegebiet GEe 4 

einen begrünten Innenhof vorsieht. Dieses erfordert, dass die oberirdischen Flächen 

von Stellplatznutzungen frei zu halten sind, um sie als Räume für Begrünung oder 

gestalterische Maßnahmen nutzen zu können. Die Festsetzung entspricht auch dem 

Ziel, in den Baugebieten hochwertige gewerbliche Nutzungen anzusiedeln. Dazu ge­

hört die bereits genannte Freihaltung und hochwertige Gestaltung attraktiver Freiflä­

chen. Im eingeschränkten Gewerbegebiet GEe 5 sind 20 oberirdische Stellplätze in­

nerhalb der im Plan gekennzeichneten Fläche zulässig. Diese Festsetzung berück­

sichtigt die hier bestehenden, genehmigten oberirdischen Stellplätze. Im einge­

schränkten Gewerbegebiet GE 1 sind nur in den in der Planzeichnung gekennzeich­

neten Bereichen oberirdische Stellplätze zulässig, die im Zusammenhang mit dem 

westlich angrenzenden Kindergarten (Kita) erforderlich werden. 

Für das Allgemeine Wohngebiet WA 8 wird geregelt, dass Garagen und Stellplätze 

oberirdisch nur in die Baukörper integriert zulässig sind. Die oberirdischen Flächen 

sollen als Freiflächen und als Flächen für Begrünung zur Verfügung stehen. Stellplät­

ze in Tiefgaragen sind innerhalb der festgesetzten Bauflächen grundsätzlich zulässig. 

Insofern können in der Konzeption der Bebauung entsprechende Lösungen gefun­

den werden. 

Für das Sondergebiet Gastronomie erfolgt keine Verortung von Stellplätzen innerhalb 

des Baugebietes. Die Prüfung der ausreichenden Zahl und der Anordnung der Stell­

plätze ist im Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens erfolgt. Im Rahmen des 

Baugenehmigungsverfahrens wurde auch der Nachweis der Einhaltung der Lärm-

immissions-Richtwerte an der nächstgelegenen Wohnnutzung bei Nutzung der Stell­

plätze erbracht. 

Innerhalb der privaten Verkehrsfläche mit der Zweckbestimmung „Private Verkehrs­

fläche: Oberirdische Stellplatzanlage“ ist die Errichtung von ca. 60 Stellplätzen vor­

gesehen. Die ehemalige Bahnfläche soll als Entlastungsfläche für Stellplatzsuchende 

Nutzer der nördlich an die Fläche angrenzenden Gewerbenutzungen zur Verfügung 

gestellt werden. 
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4.5 	 Fläche für Gemeinbedarf 

Durch die Planungen wird ein Bedarf für eine dreizügige Kindertagesstätte ausgelöst. 

Der Bedarf kann weder in den bestehenden Einrichtungen und auch nicht auf städti­

schen Flächen außerhalb des Plangebietes abgedeckt werden. Im Plangebiet soll 

deshalb die östlich des Allgemeinen Wohngebietes WA 9 gelegene Fläche für die Er­

richtung einer Kindertagesstätte gemäß § 9 Abs 1 Nr. 5 als Fläche für Gemeinbedarf, 

Zweckbestimmung Kindertagesstätte planungsrechtlich gesichert werden.  

Die Anordnung von Baukörper und Freiflächen steht derzeit noch nicht fest. Um eine 

flexible Anordnung des Baukörpers und der Freiflächen zu ermöglichen, soll das ge­

samte Grundstück als überbaubare Fläche gekennzeichnet werden. Die verkehrliche 

Anbindung ist über die Hohenzollernallee, über die geplanten Fußwege (GF 1) be­

ziehungsweise über die Festsetzung eines Geh- und Fahrrechts für die Nutzer der 

Fläche für Gemeinbedarf im angrenzenden eingeschränkten Gewerbegebiet GEe 1 

hinreichend gewährleistet. Dort erfolgt auch eine Flächensicherung für Stellplätze 

zugunsten der Gemeinbedarfsfläche, so dass diese Fläche nicht innerhalb des 

Grundstücks nachgewiesen werden muss. 

4.6 	Verkehr 

4.6.1 	Verkehrskonzept 

Im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens wurde ein umfangreiches Verkehrsgut­

achten erstellt (Büro emig-vs, Juni 2011).  

Ziel war es, in einem Prognoseszenario für das Jahr 2020 zu überprüfen, ob das 

dann zu erwartende Verkehrsaufkommen leistungsfähig im Verkehrsnetz des motori­

sierten Individualverkehrs (MIV) abgewickelt werden kann. Dabei wurde auch unter­

sucht, ob oder in welchem Maße das bestehende Verkehrsnetz hinsichtlich seiner 

Struktur den zukünftigen Belastungen angepasst werden muss. Die verkehrlichen 

Zusammenhänge wurden im Einzelnen unter Bezug auf die gegebenen und gewähl­

ten Rahmenbedingungen analysiert, um notwendige Konflikte erkennen oder  Maß­

nahmen und ihre Folgen und Wirkungen beurteilen zu können. 

Zunächst wurde die bestehende Situation im Planungsraum erfasst, ausgewertet und 

analysiert. Diese Bestandsaufnahme stellte die Basis für die aufbauende Modellsimu­

lation der zusätzlichen Verkehre in Folge der Verkehrsentwicklungsplanung (VEP) 

der Stadt Düsseldorf dar.  
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Aus der Überlagerung der bestehenden Verkehrsnachfrage mit der zusätzlichen Ver­

kehrsnachfrage zum Zeitpunkt der Prognose konnte die gesamte Verkehrsnachfrage 

im Jahr 2020 über zwei Planfälle abgeschätzt werden.  

- Prognose 0-Fall: Es werden alle Veränderungen zur Siedlungs- und Verkehrsinf­

rastruktur im Rahmen des VEP 2020 der Stadt Düsseldorf sowie aus derzeit pla­

nungsrechtlich zulässigen Erweiterungsmöglichkeiten im Areal „Hohenzollernwerk“ 

berücksichtigt.  

- Prognose 1-Fall: Zusätzlich zu den im Planfall 0 berücksichtigten Verkehrsent­

wicklungen im Rahmen des VEP 2020 werden in diesem Planfall die Strukturverän­

derungen aus dem Bebauungsplan Nr. 5777/056 „Schlüterstraße / Hohenzollern“ be­

rücksichtigt, sodass in diesem Zusammenhang von zusätzlichen ca. 3.300 Beschäf­

tigten und ca. 2.100 Einwohnern ausgegangen wurde.  

Hinsichtlich der räumlichen Verteilung dieser neuen Verkehrsströme (Richtung Düs-

seldorf-Zentrum, BAB-Anschlüsse im Norden, östliche und südliche Stadtteile) wurde 

auf vorhandene Verteilungen aus dem VEP 2020 zurückgegriffen und mit den zu­

künftigen Kapazitäten der Knotenpunkte im Planungsraum abgeglichen.  

Es wird festgestellt, dass durch die Umsetzung der durch den vorliegenden Bebau­

ungsplan zu sichernden Maßnahmen die Verkehrsbelastung der umliegenden Stra­

ßen Hellweg, Schlüterstraße, Walter-Eucken-Straße und Metrostraße zunimmt. Die 

im Rahmen des Bebauungsplans zu bauende Hohenzollernallee schafft eine wichtige 

Ergänzung zur bestehenden Metrostraße, sodass die Verkehrsbelastung nach Bau 

der Hohenzollernallee auf beiden Strecken ähnlich hoch ausfällt (Hohenzollernallee 

5.300 Kfz/16h und Metrostraße 4.800 Kfz/16h). 

Durch den Neubau der Querspange Hans-Günther-Sohl-Straße – Schlüterstraße und 

die daran anschließende Abbindung des südlichen Streckenabschnittes der Schlü­

terstraße, wird dieser Abschnitt in Höhe der Realschule, zusammen mit den direkt 

anschließenden Straßen nördlich des Hellweges (Daimlerstraße / Benzstraße), stark 

entlastet. 

Die Hans-Günther-Sohl-Straße im Bereich des Rampenbauwerkes Hellweg erfährt 

eine hohe zusätzliche Belastung (ca. 14.600 Kfz/ 16h), so dass am anschließenden 

Knotenpunkt Hellweg eine Signalisierung erforderlich wird. In einer weiterführenden 
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differenzierten Betrachtung der Leistungsfähigkeiten und Kapazitäten der Knoten­

punkte im Umfeld des Plangebietes wurde ermittelt, dass eine leistungsfähige Ab­

wicklung des Verkehrs grundsätzlich möglich ist. 

Die Knotenpunkte im nördlichen Bereich des Planungsraumes (Walter-Eucken-

Straße / Metrostraße), sowie im Inneren des Plangebietes (Bereich Hohenzollernal­

lee) erweisen sich auch ohne Licht-Signal-Anlage als leistungsfähig (Qualitätsstufen 

A und B [Handbuch für die Bemessung für Straßenverkehrsanlagen (HBS) – FGSV, 

2001]). Auch der nordwestliche Knotenpunkt Schlüterstraße / Metrostraße erweist 

sich mit der Qualitätsstufe D nach HBS (2005) als noch ausreichend leistungsfähig. 

Für den nordöstlichen Knotenpunkt Walter-Eucken-Straße / Metrostraße ist die Ein­

richtung einer Licht-Signal-Anlage bei vollständiger Realisierung des Bebauungspla­

nes vorgesehen. 

Die im Zuge des Neubaus der „Querspange“ neu anzulegenden Kreisverkehre sowie 

die umzugestaltende Einmündung Hellweg / Hans-Günther-Sohl-Straße (Einrichtung 

einer Lichtsignalanlage) erreichen in den Spitzenstunden teilweise ihre Kapazität. Die 

dichte Aufeinanderfolge dieser Knotenpunkte bewirkt jedoch einen dosierten Zu- und 

Abfluss zwischen den einzelnen Knoten, sodass Fahrzeiten und Staulängen reduziert 

werden und die Verkehre insgesamt abgewickelt werden können. Am Knotenpunkt 

Hellweg/ Hans-Günther-Sohl-Straße ist für eine leistungsfähige Abwicklung des Ver­

kehrs die Errichtung einer Lichtsignalanlage zwingend erforderlich. 

Die im Bebauungsplan festgesetzten öffentlichen Verkehrsflächen ermöglichen in ih­

rer Dimensionierung einen Ausbau der Straßen, der die Abwicklung der prognosti­

zierten Verkehrsmengen gewährleistet.  

Neue Hauptverkehrsstraße Flingern 

Es bestehen konzeptionelle Überlegungen, langfristig eine innerörtliche Hauptver­

kehrsstraße zur besseren Abwicklung der Verkehre in den östlichen Stadtteilen zu er­

richten. Zielsetzung ist eine Verringerung der Immissionsbelastung in den östlichen 

Stadtvierteln, in dem Durchgangsverkehre, die heute Wohnstraßen belasten, auf der 

neuen Hauptverkehrsstraße gebündelt werden. 
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Diese Hauptverkehrsstraße soll überwiegend durch Gewerbe- und Industrieflächen 

führen. Im aktuellen Verkehrsentwicklungsplan ist für den Stadtteil Flingern Süd als 

Netzergänzung der Ausbau einer neuen Hauptverkehrsstraße als „Ortsumgehung 

Flingern zwischen Hellweg und Höherweg (2. Bauabschnitt)“ vorgesehen. Im An­

schluss an diesen Abschnitt wäre ein Abschnitt in der Verlängerung der Walter-

Eucken-Straße durch den Geltungsbereich dieses Bebauungsplans bis zum Hellweg 

denkbar. 

In dem aktuellen Verkehrsentwicklungsplan (gültig bis ca. 2020) wird die Prüfung des 

Bedarfs für einen Abschnitt nördlich des Hellwegs offengehalten. D. h. im Rahmen 

der Fortschreibung (Bearbeitung beginnend ab Ende 2011, erste Ergebnisse in den 

Folgejahren) des Verkehrsentwicklungsplanes 2025 soll eine Bedarfsermittlung an­

hand der dann gegebenen Verkehrssituation und ggf. eine Prüfung der Möglichkeiten 

für eine Realisierung erfolgen.  

Daraus folgt, dass die Wirkung einer solchen Maßnahme erst im Rahmen oder im 

Anschluss an die geplante Fortschreibung des Verkehrsentwicklungsplans der Stadt 

Düsseldorf 2011/12 ermittelt werden kann, nämlich dann, wenn ein Bedarf festge­

stellt wurde. 

Um bei einer zukünftig möglichen Entscheidung für eine neue Hauptverkehrsstraße 

einen Konflikt mit der jetzigen Planung zu vermeiden, sollen die Flächen für eine Ver­

längerung der Walter-Eucken-Straße so gesichert werden, dass eventuelle zukünfti­

ge Erfordernisse abgedeckt sind. D. h. um auch gesamtstädtische Verkehrsfunktio­

nen übernehmen zu können, sollen vorsorglich Flächen gesichert werden, die auch 

einen 4-spurigen Ausbau ermöglichen.  

Im Rahmen der Aufstellung dieses Bebauungsplans wird jedoch keine Entscheidung 

über die Herstellung einer gesamtstädtischen Verbindung und den Bau der Straße 

südlich des Geltungsbereiches dieses Bebauungsplanes getroffen. Die Grundlagen, 

die über einen aktualisierten Verkehrsentwicklungsplan (VEP) getroffen werden, und 

zur Entscheidung erforderlich sind, liegen zurzeit noch nicht vor (s.o.). Erst wenn der 

Bedarf über den novellierten VEP festgestellt wurde und im Anschluss die Planungen 

für den Straßenverlauf und -ausbau fortgeschritten sind, werden diese Fachplanun­

gen zeigen, wie mit den Randbedingungen (insbesondere räumliche und immissi­

onsschutzrechtliche Probleme) umgegangen werden kann.  
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Erst dann kann diese Entscheidung abschließend getroffen werden. Ein entspre­

chendes Planungs- und Zulassungsverfahren (Planfeststellungsverfahren) ist dann – 

mit den erforderlichen Prüfungsschritten und Beteiligungsverfahren - gesondert zu 

führen. 

4.6.2 	Öffentliche Verkehrsflächen 

Das geplante Erschließungssystem des Plangebiets beruht im Wesentlichen auf den 

Grundsätzen: 

- kein Gewerbeverkehr in Wohngebieten 

- Bündelung der gebietsfremden Durchgangsverkehre auf der Hohenzollernallee 

und der Schlüterstraße 

- Entlastung vorhandener Kapazitätsengpässe (insbesondere Knotenpunkt Hell-

weg / Daimlerstraße / Bruchstraße) 

Das Kernstück der Erschließungsplanung des zu entwickelnden Areals Hohenzol­

lernwerk bildet die geplante Hohenzollernallee. 

Diese wird das Gelände von West nach Ost durchziehen und damit die ehemalige 

Werkstraße ersetzen. Im westlichen Bereich des Verfahrensgebietes wird das Stra­

ßennetz grundsätzlich neu geordnet. 

 Planstraße Hohenzollernallee 

Die Hohenzollernallee soll die zentrale Verbindung von der Schlüterstraße bis zur 

Walter-Eucken-Straße schaffen und die notwendige Erschließungsfunktion überneh­

men. Sie ist in einer Breite von 6,00 m zuzüglich 2 mal 1,75 m breite Sicherheitsstrei­

fen vorgesehen. Auf beiden Seiten sind Längsparker, Baumpflanzungen und Geh­

wege geplant. 

Über die Passage östlich der Walter-Eucken-Straße besteht durch eine festgesetzte 

Breite in gleicher Größe wie die Hohenzollernallee in der Bebauung eine Verbindung 

für Fußgänger und Radfahrer in Richtung Ostpark und zu einem möglichen geplan­

ten Haltepunkt an der DB-Trasse. 

Der Kreuzungsbereich der Hohenzollernallee mit der Walter-Eucken-Straße ermög­

licht sämtliche Abbiegevorgänge. 
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 Schlüterstraße/Hans-Günther-Sohl-Straße 

Die Schlüterstraße wird über eine Verbindung mit der Hans-Günther-Sohl-Straße an 

den Hellweg angeschlossen. In diesem Zusammenhang sind sowohl für den Kreu­

zungsbereich der Neumannstraße mit der Schlüterstraße als auch für den Einmün­

dungsbereich des neuen Abschnitts der Neumanstraße in die Hans-Günther-Sohl-

Straße Kreisverkehre (Durchmesser der Fahrbahn rund 30,0 m) geplant.  

An den westlichen Kreisverkehr werden zusätzlich zu den öffentlichen Verkehrsflä­

chen eine bestehende Grundstückszufahrt sowie eine Zufahrt zu einer neu anzule­

genden Stellplatzanlage angebunden. Im östlichen Kreisverkehr werden die nördliche 

Schlüterstraße und die Neumannstraße angeschlossen. 

Der südliche Streckenabschnitt der Schlüterstraße soll im Bereich der städtischen 

Realschule vom gesamten nördlichen Straßennetz abgebunden werden, sodass der 

anschließende Knotenpunktbereich Daimlerstraße / Hellweg durch den Wegfall des 

Durchgangsverkehrs sehr stark entlastet wird, auch wenn in untergeordneten Teilen 

das Allgemeine Wohngebiet WA 2 über den südlichen Teil der Schlüterstraße er­

schlossen wird. 

Die ausgewiesenen Verkehrsflächen der Schlüterstraße ermöglichen einen zweistrei­

figen Ausbau der Straße. In Höhe des Allgemeinen Wohngebietes WA 1 sind auf der 

westlichen Straßenseite zwei Parkbuchten (je drei Parkstände) sowie ein kombinier­

ter Fuß- und Radweg und auf der östlichen Straßenseite ein Gehweg vorgesehen. 

Der östliche Gehweg endet südlich der Daelenstraße an einer Querungshilfe, wäh­

rend der westliche Gehweg von der Grafenberger Allee von Norden kommend über 

den geplanten Kreisverkehr im Kreuzungsbereich der Neumannstraße mit der Schlü­

terstraße in den Bereich der vor der Schule abgebundenen Schlüterstraße geführt 

wird, um neben der Schule die dort befindliche Kindertagesstätte und das Gemein­

dehaus zu erschließen. 

Der vorgesehene kombinierte Fuß- und Radweg entlang der Schlüterstraße soll un­

mittelbar westlich des Kreisverkehrs Neumannstraße / Schlüterstraße die Straße 

queren und langfristig innerhalb der öffentlichen Grünfläche unter der Brücke des 

Hellweges hindurch Richtung Süden bis zur Bruchstraße verlängert werden. 
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Nördlich des Kreisverkehrs wird auf der östlichen Straßenseite der Schlüterstraße auf 

Parkstreifen verzichtet, um die Grünsubstanz im Bereich der „Meisterhäuser“ zu er­

halten. Auf Höhe der Daelenstraße ist eine Querungshilfe geplant, um in Verlänge­

rung der Hohenzollernallee südlich der „Meisterhäuser“ eine Fuß- und Radwegever­

bindung zu der öffentlichen Grünfläche herzustellen. 

Auf dem neuen Straßenabschnitt zwischen den beiden Kreisverkehren sind Sicher­

heitsstreifen vorgesehen.  

Im Bereich der bereits bestehenden Rampe an der Hans-Günther-Sohl-Straße zwi­

schen Hellweg und Kreisverkehr sind auf Grund der vorhandenen, geringen Quer­

schnittsbreiten keine Sicherheits- oder Radfahrstreifen möglich. 

Zwischen dem Quartierseingang an den denkmalgeschützten Häusern und dem Hell-

weg wird auf Parkstreifen verzichtet, um einen reibungslosen Verkehrsablauf zu ge­

währleisten. 

An der Einmündung Hellweg / Hans-Günther-Sohl-Straße wird die Einrichtung einer 

Lichtsignalanlage erforderlich. Zukünftig sollen an diesem Knoten sämtliche Rich­

tungsbeziehungen möglich sein. Am vorhandenen Rampen- und Brückenbauwerk 

sind keine baulichen Veränderungen vorgesehen, die Verkehrsführung wird durch 

entsprechende Anpassung der Fahrbahnmarkierung sichergestellt. Diese Maßnah­

men liegen außerhalb des Plangebiets und sollen über vertragliche Regelungen mit 

dem Investor gesichert werden. 

Walter-Eucken-Straße und nördliche Anbindung Planstraße A 

Die von Norden kommende 4-spurige Walter-Eucken-Straße soll auf Grund ver­

kehrsplanerischer Anforderungen in das Plangebiet bis zum Knotenpunkt mit der Ho­

henzollernallee fortgeführt werden, sie soll eine zentrale Erschließungsfunktion über­

nehmen. 

Für die Anbindung der Planstraße A, für die ein Ringschluss mit dem Knotenpunkt 

Metrostraße / Walter-Eucken-Straße vorgesehen ist, ist südlich des Knotenpunktes 

mit der Walter-Eucken-Straße ein 2-spuriger Ausbau vorgesehen.  
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Entlang der Walter-Eucken-Straße sind im nördlichen Teil beidseitig Längsparker und 

Gehwege vorgesehen, im südlichen Teil sollen die nicht für die verkehrliche Nutzung 

erforderlichen Flächen überwiegend begrünt werden. Der östlich verlaufende Zwei­

richtungsradweg wird von der Kreuzung Metrostraße / Walter-Eucken-Straße bis zum 

Knotenpunkt mit der Hohenzollernallee geführt und an den Radweg Hohenzollernal­

lee angebunden. Weiterhin soll eine Durchbindung für Fußgänger und Radfahrer an 

den Flinger Richtweg über städtische Flächen, die außerhalb des Plangebiets liegen, 

ermöglicht werden. 

Für den geplanten Kreuzungsbereich der Walter-Eucken-Straße mit der Metrostraße 

ist eine Lichtsignalanlage geplant. 

Wesentliche Teile des Knotens Metrostraße / Walter-Eucken-Straße sowie ein Teil 

der Planstraße A sind bereits im angrenzenden Bebauungsplan Nr. 5778/29 pla­

nungsrechtlich gesichert. Die Straßenbegrenzungslinien werden nachrichtlich darge­

stellt, um den Anschluss zu verdeutlichen. 

Röpkestraße und Planstraße A 

Diese Straßen sollen insbesondere der Verkehrsverteilung im Gebiet, der Erschlie­

ßung der Grundstücke und dem ruhenden Verkehr dienen, sie sind im Trennprofil 

geplant. Der Querschnitt der Röpkestraße sieht im westlichen und im südlichen Ab­

schnitt die Anlage von Senkrechtparkern und Längsparkern, im östlichen Abschnitt 

nur Längsparker vor. Ein gesonderter Radweg ist innerhalb der Röpkestraße nicht 

vorgesehen. Auf Grund der zu erwartenden Verkehrsmengen ist hier die Benutzung 

der Straße durch Radfahrer möglich. Über die Röpkestraße erfolgt die Erschließung 

der Wohngebiete. 

Auf Grund der Randlage zur Kleingartenanlage soll die Planstraße A im Norden nur 

auf der Südseite und im Osten nur auf der Westseite der Straße einen Gehweg er­

halten. An der Ostseite ist ein Pflanzstreifen zum Schutz der Kleingartennutzung und 

als optische Abschirmung vorgesehen. Im östlichen Abschnitt der Planstraße A ist 

die Errichtung von Senkrechtparkern vorgesehen. Für den südlich gelegenen Ab­

schnitt soll die Anordnung von Senkrechtparkern auf der Nordseite und von Längs­

parkern auf der Südseite erfolgen.  
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An der Wegeverbindung für Fußgänger und Radfahrer von der Hohenzollernallee 

Richtung Osten soll in der Planstraße A ein gestalteter Übergang vorgesehen wer­

den. Ein gesonderter Radweg ist innerhalb der Planstraße A nicht vorgesehen. Auf 

Grund der zu erwartenden geringen Verkehrsmengen ist hier die Benutzung der 

Straße durch Radfahrer möglich. 

Für die Bereiche Röpkestraße und Planstraße A ist vorgesehen, die Höchstge­

schwindigkeit auf 30 km/h zu begrenzen. 

Wohnstraßen (Verkehrsberuhigter Bereich) 

Innerhalb des Kernwohnbereiches ist vorgesehen, drei Wohnstraßen als Misch­

verkehrsfläche herzustellen und als verkehrsberuhigten Bereich (StVO Zeichen 325 

und 326) zu beschildern, so dass lediglich mit Schrittgeschwindigkeit gefahren wer­

den darf. Die Wohnstraßen kreuzen die Spiel- und Gartenpromenade und sollen in 

ihrer Gestaltung in Teilen der Promenade zugeordnet sein. Die an die Spiel- und 

Gartenpromenade angrenzenden Flächen sollen so gestaltet sein, dass sie eine er­

gänzende Funktion zu der geplanten Spiel- und Gartenpromenade übernehmen kön­

nen. In diesen Bereichen sollen deshalb keine Stellplätze angeordnet werden. Diese 

sollen abgerückt jeweils im Norden und im Süden der Wohnstraßen vorgehalten 

werden. Im Bereich der Querungen der geplanten Spiel- und Gartenpromenade mit 

dem öffentlichen Straßenraum ist der Regelquerschnitt entsprechend der städtebau­

lichen Planungsziele bewusst für den Kfz-Verkehr als Engstelle ausgebildet worden. 

 Dinnendahlstraße, Neumannstraße, Daelenstraße 

Die Verkehrskonzeption sieht vor, die Dinnendahlstraße und den nördlichen Teil der 

Neumannstraße für den Zweirichtungsverkehr zu öffnen (Ein- und Ausfahrt in die ge­

plante Tiefgarage des Allgemeinen Wohngebietes WA 9). Dies wird möglich, weil mit 

der Herstellung der neuen Kreisverkehre der nördliche Teil der Neumannstraße ab­

gebunden werden kann. Auch bei einer Öffnung für einen Zweirichtungsverkehr wird 

die Verkehrsbelastung in dem benannten Bereich deutlich sinken. Lediglich für die 

Anlieger in der Daelenstraße und für Entsorgungsfahrzeuge soll die Möglichkeit be­

stehen, über die Daelenstraße auszufahren (Einbahnstraße in Ost-West-Richtung). 

Ein Zufahren von der Hohenzollernallee oder der Neumannstraße soll durch bauliche 

Maßnahmen (z. B. Steckpfosten) unterbunden werden. 
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Eigenständige Fuß- und Radwege 

Die Planung sieht vor, das Plangebiet über drei Fuß- und Radwege mit den im Süden 

anschließenden Wohngebieten zu verbinden. Der Weg zur Schlüterstraße im Westen 

wird über eine private Grundstücksfläche geführt (Allgemeines Wohngebiet WA 2). 

Eine alternative Möglichkeit zur direkten Anbindung an die Schlüterstraße und damit 

an die Thomas-Edison-Realschule und den Kindergarten besteht nicht. Die erforder­

lichen Flächen stehen nicht zur Verfügung.  

Im Bereich der Quartiersmitte soll eine Wegeverbindung zum Edisonplatz vorgese­

hen werden. Diese Fläche wird als öffentliche Verkehrsfläche, Zweckbestimmung 

Fußgänger, Radfahrer und Anlieger festgesetzt. Es erfolgt eine Anbindung an die be­

stehende Verkehrsfläche. Aufgrund der im Entwurf vorgegebenen Erschließungskon­

zeption für den westlichen Wohnungsbauriegel des Allgemeinen Wohngebietes WA 

8, wird auch geregelt, dass ein Geh- und Fahrrecht für die Anlieger besteht. So wird 

sichergestellt, dass die privaten Stellplätze der Wohnbebauung über diese Wegeflä­

che erreicht werden können. Aufgrund der begrenzten Zahl möglicher Wohneinheiten 

ist auch nicht von einem gesonderten Konfliktpotenzial zwischen den Verkehrsteil­

nehmern auszugehen. 

Im Südosten zwischen den eingeschränkten Gewerbegebieten GEe 4 und GEe 3 soll 

die dritte Verbindung entstehen. Die Verbindung liegt innerhalb der dort festgesetzten 

öffentlichen Verkehrsflächen, die im Sinne einer Vorsorgeplanung als solche gesi­

chert werden. Die Wegeverbindung wird von der Hohenzollernallee bis auf den Flin­

ger Richtweg geführt. 

Im Osten soll durch die Festsetzung nicht überbaubarer Grundstücksfläche im einge­

schränkten Gewerbegebiet GEe 3 und die anschließende öffentliche Grünfläche eine 

Verbindung zur Unterquerung der Schienentrasse der DB AG und weiter zum Ost-

park gesichert werden.  

Innerhalb des Quartiers sind weiterhin zwei Wegeverbindungen zum nördlich gele­

genen Metro-Park bzw. zum West-Ost verlaufenden Fußweg über die Quartiersmitte 

(Allgemeines Wohngebiet WA 9) vorgesehen. Hierdurch soll auch in diesem Bereich 

eine gute Durchlässigkeit des Plangebietes erreicht werden.  
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4.6.3 	 Öffentlicher Personennahverkehr (ÖPNV) / Bahnanlagen 

Bestand 

Auf der Grafenberger Allee verkehren verschiedene Straßenbahnlinien (703, 709, 

712, 713 und 719) sowie die Buslinie (733). Das Plangebiet ist über die Haltestelle 

„Schlüterstraße / Arbeitsagentur“ an das öffentliche Nahverkehrsnetz angebunden. 

Am Hellweg Haltestelle Rosmarinstraße und Daimlerstraße halten zusätzlich die Bus­

linien 725, 737 und 738. 

Planung 

Für das Plangebiet besteht seit Beginn der Planung in den 1990er Jahren das Ziel, 

eine qualitativ hochwertige Versorgung durch den öffentlichen Personennahverkehr 

zu entwickeln. Bereits im Rahmen des Vorläufer-Bebauungsplans wurden daher ver­

schiedene Möglichkeiten geprüft und eine Konzeption entwickelt.  

Insbesondere der ursprünglich geplante Regionalbahnhalt auf Höhe des Plangebie­

tes zwischen Plangebiet und Ostpark gelegen, hätte die Anbindung des gesamten 

Stadtteils verbessert und zu einer Stärkung des gesamten Siedlungsschwerpunktes 

beigetragen. 

Durch die aktuelle Entscheidung des VRR (Stand September 2011) eine mögliche 

Regionalbahn über diese Wegestrecke nicht weiterzuverfolgen (Europäische Güter­

vorrangstrecke, Sicherheitsanforderungen für den schienengebundenen Personen­

nahverkehr in Tunnelbauwerken, Trassenbelegung und Trassenpreise, bzw. Stre­

ckenausbau, Baukosten, etc.), kann die Realisierung der Ratinger Weststrecke der­

zeit nicht mehr erreicht werden. 

In die gesamtstädtische Rahmenplanung wurden jedoch auch andere Maßnahmen 

aufgenommen: 

- Für die Straßenbahntrasse in der Grafenberger Allee ist mittelfristig der Ausbau 

zur Stadtbahntrasse geplant. Dies wird die Kapazität und die Reisegeschwindigkeit 

auf der Strecke erhöhen und die Qualität der Erschließung des Standortes aufwer­

ten. Über die heutige Straßenbahn- und zukünftige Stadtbahnhaltestelle „Schlüter­

straße/Arbeitsagentur“ wird das Bürozentrum Metro gemäß der im 3. Nahverkehrs­

plan (NVP) definierten Erschließungs- und Verbindungsstandards erschlossen. Das 

Gebiet liegt innerhalb des 400 m Einzugsradius der Stadtbahnhaltestelle (dieser 

reicht bis zur Hohenzollernallee).  

Stand: 26.09.2011, Anlage zur Vorlage Nr. 61/83/2011 
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Die gemäß der Standards geforderte Direktanbindung an den Hbf im 10 min-Takt 

wird durch die Linie 709 hergestellt. 

- Im Nahverkehrsplan 2010-2015 ist für Flingern-Nord und dem Planungsraum  ei­

ne Verbesserung der ÖPNV-Anbindung in Form einer neuen Stadtteilbus-Linie vor­

gesehen. Diese führt von Gerresheim kommend über die Straßen Hellweg, Flinger 

Richtweg zentral durch das Neubaugebiet Hohenzollern über die Neumannstraße 

und Schlüterstraße zur Grafenberger Allee und von dort in Richtung des Stadtteils 

Düsseltal (Brehmplatz). 

Die Verbindung zwischen der Neumannstraße und der Straße Flinger Richtweg wird 

durch eine Busschleuse auf einem  städtischen Grundstücks erfolgen. Durch die Ein­

richtung einer Schrankenanlage wird die Nutzung dieser Durchfahrt durch den moto­

risierten Individualverkehr (MIV) unterbunden. Die ÖPNV-Planung sieht im Plange­

biet zwei neue Haltestellen vor. Die Haltestellen sollen in der Neumannstraße west­

lich des Knotenpunktes mit der Daelenstraße und im östlichen Teil des Plangebiets in 

der Planstraße Hohenzollernallee vor dem Knotenpunkt mit der Walter-Eucken-

Straße eingerichtet werden. Die Qualitätsstandards des 3. NVP zur Erschließung des 

Wohngebietes Hohenzollern (Wohngebiet mit mittlerer Dichte) werden mit dieser 

neuen Stadtbuslinie durch die Direktanbindung an die C-Zentren Gerresheim und 

Brehmplatz sowie die Anbindung der Innenstadt durch maximal einmaliges Umstei­

gen (Haltestelle Schlüterstraße/Arbeitsagentur) erfüllt.  

Durch neue Wegeverbindungen in der öffentlichen Grünfläche wird zudem die fuß­

läufige Erreichbarkeit der Straßenbahn-Haltestellen Engerstraße in der Grafenberger 

Allee und der Lichtstraße mit den Linien 709 (D-Gerresheim, Krankenhaus - D-

Grafenberg, Staufenplatz - Neuss, Theodor-Heuss-Platz) und 719 (D-Rath/ Stadt-

grenze zu Ratingen - Polizeipräsidium) sowie den Linien 703, 712, 713 und 719 ver­

bessert. 

Straßenbahn oder Stadtbahn als Alternativlösung zur Stadtteilbuslinie 

Es wurde auch die direkte Anbindung des Plangebietes mit einer Straßen- oder 

Stadtbahnlinie als Alternative zur Stadtteilbuslinie geprüft: 

- Mit einer Haltestelle in Höhe der Hohenzollernallee, bei einer Linienführung über 

die Cranachstraße und parallel zur Schlüterstraße bis zur Grafenberger Allee, wäre 

die gewünschte Erschließungsqualität des Plangebietes nicht vollständig erreicht. 

Stand: 26.09.2011, Anlage zur Vorlage Nr. 61/83/2011 
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Dem planerischen und bautechnischen Aufwand stünde i. T. nur eine relativ geringe 

Verbesserung der Erschließungsqualität gegenüber, welche mit der jetzt geplanten 

Stadtteilbuslinie deutlich besser erfüllt wird. 

- Eine Durchbindung über die Walter-Eucken-Straße mit einem Netzschluss in der 

Grafenberger Allee würde zu verkehrlichen Problemen im heute schon hoch belaste­

ten Knotenpunkt Grafenberger Allee / Simrockstraße / Walter-Eucken-Straße führen.  

Insbesondere aus verkehrs- und erschließungstechnischen aber auch aus wirtschaft­

lichen Gründen ist somit eine Andienung des Plangebietes mit einer Straßen- oder 

Stadtbahnlinie nicht zielführend.  

Aufgrund der bereits ausreichenden Versorgung durch die geplante Stadtteilbuslinie 

werden die ggf. möglichen Alternativen nicht weiter verfolgt. 

4.7 	 Geh-, Fahr- und Leitungsrechte 

Zur Sicherung von Wege- und Leitungsverbindungen setzt der Bebauungsplan Flä­

chen fest, die mit Geh-, Fahr oder Leitungsrechten zu belasten sind.  

Im Einzelnen: 

Gehrecht für die Allgemeinheit– G in der privaten Grünfläche 

Die in der Planzeichnung mit G gekennzeichnete Fläche ist mit einem Gehrecht zu 

Gunsten der Allgemeinheit zu belasten. Damit wird sichergestellt, dass die an die 

Schlüterstraße angrenzende Fläche von den Bewohnern und Beschäftigen beschrit­

ten werden kann. Weiterhin wird der offene Charakter des Eingangsbereiches gesi­

chert, indem Einfriedungen so unzulässig sind.  

Geh- und Fahrrecht und Fahrrecht für Notfallfahrzeuge – GF im eingeschränkten 

Gewerbegebiet GEe 1 

Die in der Planzeichnung mit GF gekennzeichnete Fläche ist mit einem Gehrecht zu­

gunsten der Allgemeinheit und einem Fahrrecht für die Nutzer der Fläche für Ge­

meinbedarf, Kindertagesstätte sowie für Notfallfahrzeuge zu belasten. Aufgrund der 

Lage des Grundstücks ist eine Erschließung der Fläche für Gemeinbedarf von Nor­

den nicht möglich. Eine Erschließung von Süden würde eine Aufweitung der Fläche 

für Gemeinbedarf zu Lasten des Allgemeinen Wohngebietes WA 9 und/oder des ein­

geschränkten Gewerbegebietes GEe 1 zur Folge haben.  

Stand: 26.09.2011, Anlage zur Vorlage Nr. 61/83/2011 
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Eine Aufweitung in das eingeschränkte Gewerbegebiet GEe 1 hätte insbesondere 

hier erhebliche Auswirkungen auf die mögliche Gebäudeanordnung. Um den Grund­

stücksbedarf günstig zu halten sollen deshalb erforderliche Flächen für die Zuwe­

gung und für Mitarbeiterstellplätze der Kindertagesstätte auf Flächen innerhalb des 

eingeschränkten Gewerbegebietes GEe 1 angeordnet werden, die bereits als Bewe­

gungsflächen auch für Notfallfahrzeuge geplant sind. Mit dieser Vorgehensweise 

kann erreicht werden, dass der Grundstückszuschnitt des Allgemeinen Wohngebie­

tes WA 9 und des eingeschränkten Gewerbegebietes GEe 1 beibehalten werden 

kann. 

Weiterhin wird geregelt, dass die Fläche mit einem Fahrrecht für Notfallfahrzeuge zu 

belasten ist, damit eine Erreichbarkeit der Kindertagesstätte auch für diese Fahrzeu­

ge gewährleistet ist. 

Gehrecht für die Allgemeinheit - GF 1 in den Allgemeinen Wohngebieten WA 2 bis 

WA 7 und WA 9 und in den eingeschränkten Gewerbegebieten GE 1 und GEe 4 

Die Spiel- und Gartenpromenade soll eine Verbindungsfunktion für Fußgänger in 

West-Ost-Richtung übernehmen. Weiterhin sollen dort Aufenthaltsbereiche (Pocket-

Parks) und Spielflächen für Klein- und Schulkinder errichtet werden. Auch innerhalb 

des Allgemeinen Wohngebietes WA 2 sollen Spielflächen entwickelt werden. Damit 

diese Flächen von den Bewohnern des Quartiers genutzt und die Durchgängigkeit 

gewährleistet werden kann, muss eine öffentliche Zugänglichkeit gesichert sein. Wei­

terhin muss die Erreichbarkeit für Notfallfahrzeuge sicher gestellt werden. Deshalb 

wird ergänzend geregelt, dass diese Flächen (GF 1) mit einem Gehrecht zu Gunsten 

der Allgemeinheit und einem Fahrrecht zu Gunsten von Notfallzeugen zu belasten 

sind. 

Auf eine Durchbindung der Spiel- und Gartenpromenade im eingeschränkten Gewer­

begebiet GEe 4 bis auf die Walter-Eucken-Straße wird wegen der damit erforderli­

chen Öffnung der Fassade und dem damit potenziell zukünftig möglichen Eintrag von 

Verkehrslärm verzichtet. Es soll lediglich eine Verbindung im südlichen Teil, in Ver­

längerung des südlichen Fußweges der Röpkestraße, vorgehalten werden, so dass 

nur eine Fassadenöffnung erforderlich ist. Auf diese Weise soll sichergestellt sein, 

dass im Allgemeinen Wohngebiet WA 7 und eingeschränkten Gewerbegebiet GEe 4 

ein ruhiger Wohnhof entsteht. 

Stand: 26.09.2011, Anlage zur Vorlage Nr. 61/83/2011 
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Um die Durchwegung innerhalb des eingeschränkten Gewerbegebietes GEe 1 zu si­

chern und die vorgesehenen Platzbereiche im Bebauungsplan abzubilden, werden 

die wesentlichen Platzbereiche in den Gewerbegebieten zeichnerisch festgesetzt 

(siehe auch Kap. 3.5). Weiterhin werden auch die Verbindungen der Plätze unterein­

ander als Flächen festgesetzt, die mit Gehrechten zugunsten der Allgemeinheit sowie 

mit Fahrrechten zugunsten von Notfallfahrzeugen zu belasten sind. Die Mindestbreite 

der Fußwege wird auf fünf Meter festgesetzt, um einen ausreichend großzügigen 

Weg durch den campusartigen Büro- und Dienstleistungsstandort zu sichern. Mit die­

ser Wegebreite wird auch ausreichend Raum für die Bewegung von Fußgängern ge­

sichert. 

Gehrecht für die Allgemeinheit und Fahrrecht für Radfahrer und Notfallfahrzeuge – 

GF 2 in den Allgemeinen Wohngebieten WA 3, WA 7, WA 9 und den eingeschränk­

ten Gewerbegebieten GEe 2, GEe 4 und GEe 5) 

Auch die Flächen der Quartiersmitte sollen für die Allgemeinheit zugänglich sein. 

Weiterhin soll eine Nord-Süd-Radwegeverbindung auf diesen Flächen vorgehalten 

werden und sie müssen für Notfallfahrzeuge erreichbar sein. Dies gilt auch für die 

Passage im eingeschränkten Gewerbegebiet GEe 2, die den Durchgang nach Osten 

zu dem Ostpark herstellen soll. In östlicher Verlängerung der Röpke-Straße ist ein 

Fuß- und Radweg durch die beiden Baugebiete WA 7 und GEe 4 hindurch bis zur 

Walter-Eucken-Straße geplant. Hierdurch werden Umwege für Fußgänger und Rad­

fahrer über die Hohenzollernallee vermieden. Entsprechend wird öffentlich zugängli­

che Fläche auf privatem Grund gesichert. Es wird geregelt, dass die mit GF 2 ge­

kennzeichneten Flächen mit einem Gehrecht und Fahrrecht für Radfahrer zu Guns­

ten der Allgemeinheit und mit einem Fahrrecht zu Gunsten von Notfallfahrzeugen zu 

belasten sind. Über die Radwege an der Hohenzollernallee besteht eine direkte Ver­

knüpfung der Flächen, so dass schnelle Wegeverbindungen für Radfahrer bestehen. 

Die geplante durchgehende Fuß- und Radwegeverbindung in Nord-Süd-Richtung 

(durch die Quartiersmitte) von der nördlichen Freifläche im angrenzenden Bebau­

ungsplan Nr. 5778/29 (festgesetzte Fläche zum Anpflanzen und zum Erhalt von 

Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen nördlich der eingeschränkten 

Gewerbegebiete GEe 1 / GEe 2) über die Baugebiete WA 9, GEe 5 und WA 3 bis 

zum Edisonplatz, ist somit gesichert. 

Stand: 26.09.2011, Anlage zur Vorlage Nr. 61/83/2011 
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Von der Röpkestraße soll eine fußläufige Anbindung an die Walter-Eucken-Straße 

erfolgen. Über diese Wegeverbindung soll eine Durchlässigkeit aus dem Plangebiet 

in die südlich und östlich gelegenen Gebiete und von dort in das Plangebiet ermög­

licht werden. Um eine gebündelte Wegeführung anzubieten, erfolgt die Verortung der 

Flächen, die mit einem Gehrecht und Fahrrecht für Radfahrer zugunsten der Allge­

meinheit zu belasten sind, in Verlängerung des südlichen Fußweges der Röpkestra­

ße. 

Gehrecht für die Allgemeinheit und Fahrrecht für Radfahrer - GF 3 im eingeschränk­

ten Gewerbegebiet GEe 3 

Im Osten des eingeschränkten Gewerbegebietes GEe 3 ist eine Wegeverbindung 

nach Süden zur Märchenlandsiedlung vorgesehen. Diese Wegeverbindungen sollen 

nur für Fußgänger und Radfahrer geöffnet werden. Vor diesem Hintergrund wird vor­

gegeben, dass diese Flächen (GF 3) mit einem Gehrecht und einem Fahrrecht für 

Radfahrer zu Gunsten der Allgemeinheit zu belasten sind.  

Geh-, Fahr- und Leitungsrecht für bestehende Leitungen (GFL 1 im Allgemeinen 

Wohngebiet WA 2, in der öffentlichen Grünfläche und in der privaten Verkehrsfläche) 

In dem westlichen Teil der Röpkestraße verläuft in Nord-Süd-Richtung eine Gaslei­

tung, die nach Süden in Richtung Edisonplatz über die private Grundstücksfläche des 

Allgemeinen Wohngebietes WA 2 führt. Weiterhin verläuft eine Leitung in West-Ost 

Richtung im südlichen Teil der privaten Verkehrsfläche, Zweckbestimmung Stell­

platzanlage. Für die Bereiche, in denen die Lage der Trasse (4 m) für die geplante 

Fernwärmeleitung bereits heute bekannt ist, wird die Fläche entsprechend zeichne­

risch festgesetzt. Für die Pflege- und Wartung der Leitungen wird festgesetzt, dass in 

der erforderlichen Schutzstreifenbreite die Flächen mit einem Geh-, und Fahrecht 

zugunsten des Versorgungsträgers zu belasten sind.  

Geh-, Fahr- und Leitungsrecht für geplante Leitungen (GFL 2 im MK 1 und MK 2 und 

GFL 3 in der öffentlichen Grünfläche) 

Für die Versorgung des Plangebietes mit Fernwärme ist die Erweiterung des beste­

henden Fernwärmenetzes erforderlich. Das Fernwärmenetz reicht bis in den südli­

chen Bereich der Hans-Günther-Sohl-Straße. Allerdings ist eine Anbindung an das 

Leitungsnetz im nördlichen Teil der Hans-Günther-Sohl-Straße erforderlich, da ledig­

lich dort noch der technisch erforderliche Rohrquerschnitt vorhanden ist. 

Stand: 26.09.2011, Anlage zur Vorlage Nr. 61/83/2011 
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Der Anschluss soll dort erfolgen, da sonst auf der Länge der Hans-Günther Sohl-


Straße das Rohrnetz ausgetauscht werden müsste. Dies würde einen unverhältnis­

mäßigen Aufwand darstellen. Um einen Anschluss an die bestehende Fernwärmelei­

tung zu ermöglichen, wird festgelegt, dass die heute als Zufahrtsbereich zur Tiefga­

rage genutzte Fläche mit einem Geh- und Fahrrecht für Radfahrer zugunsten der All­

gemeinheit und einem Geh-, Fahr- und Leitungsrecht zugunsten der Versorgungsträ­

ger (GFL 2) zu belasten ist. Diese Festsetzung überlagert die im angrenzenden Be­

bauungsplan Nr. 5778/35 bereits mit einem Geh- und Fahrrecht für Radfahrer jeweils
 

zugunsten der Allgemeinheit festgesetzten Flächen.  


Eine genaue Verortung der Fernwärmeleitung innerhalb der öffentlichen Grünfläche
 

ist zum gegenwärtigen Zeitpunkt noch nicht vollständig möglich. Die Gestaltung der 


Freifläche soll über einen Wettbewerb, der voraussichtlich erst nachfolgend zu die­

sem Bebauungsplanverfahren durchgeführt werden kann, gefunden werden. Erst mit 


dem Ergebnis dieses Wettbewerbes kann auch die genaue Lage der Fernwärmelei­

tung bestimmt werden. In der Planzeichnung zum Bebauungsplan wird deshalb ein 


Korridor ausgewiesen. Da die erforderliche Breite der Leitungstrasse bereits heute
 

bekannt ist, wird in den textlichen Festsetzungen genau geregelt, dass in der öffentli­

chen Grünfläche in dem bezeichneten Korridor eine Fläche in einer Breite von 4 m 


mit einem Geh-, Fahr- und Leitungsrecht zugunsten des Versorgungsträgers (geplan­

tes GFL 3) zu belasten ist. Damit kann eine ausreichende Bestimmtheit der Festset­

zung erreicht werden.  


Fahrecht für die Notfallfahrzeuge (F im eingeschränkten Gewerbegebiet GEe 4)
 

Im eingeschränkten Gewerbegebiet GEe 4 ist die Möglichkeit der Umfahrung des 


Gebäudekörpers durch die Notfallfahrzeuge (z. B. Feuerwehr) erforderlich. Um dies
 

sicherzustellen und z. B. den feuerwehrtechnischen Anforderungen zu entsprechen, 


wird geregelt, dass die im Plan mit F gekennzeichnete Fläche mit einem Fahrecht 


zugunsten von Notfallfahrzeugen zu belasten ist.
 

Stand: 26.09.2011, Anlage zur Vorlage Nr. 61/83/2011 
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Durchfahrtsbereiche in den Allgemeinen Wohngebieten WA 2 und WA 7 bzw. im ein­

geschränkten Gewerbegebiet GEe 4 

An Stellen an denen Wege oder Fahrflächen für Notfallfahrzeuge durch die Gebäude 

führen, wird mit der Regelung, dass eine Lichte Höhe von größer 4 m einzuhalten ist, 

gesichert, dass ein ausreichend großer Durchgang erstellt wird, um Angsträume zu 

vermeiden bzw. um die Durchfahrt von Notfallfahrzeugen zu ermöglichen. 

Bereiche ohne Ein- und Ausfahrt 

Allgemeines Wohngebiet WA 2 - Neumannstraße 

Für das Allgemeine Wohngebiet WA 2 wird ein Ein- und Ausfahrtsverbot entlang der 

Neumannstraße bis zu der abgebundenen Schlüterstraße festgesetzt. Ein- und Aus­

fahrten zu Tiefgaragen oder in das Wohngebiet würden den Alleecharakter stören 

und sind hinsichtlich der engen Knotenabfolge und der auf der Straße geführten Ra­

dewege kritisch zu bewerten.  Auch an den vorgesehenen Knotenpunkten ist eine 

Anbindung aus verkehrstechnischen Gründen nicht möglich und wird deshalb ausge­

schlossen. 

Eingeschränktes Gewerbegebiet GEe 1 - Hohenzollernallee 

Für das eingeschränkte Gewerbegebiet GEe 1 wird an der Hohenzollernallee gegen­

über der südlich geplanten Wohnnutzung bis auf einen definierten Bereich, ein Ein- 

und Ausfahrtsverbot zu Tiefgaragen festgesetzt. Die Lage der Zufahrt berücksichtigt 

eine auf Grundlage des städtebaulichen Entwurfs erstellte Konzeption für Tiefgara­

gen und ihre Zufahrten im eingeschränkten Gewerbegebiet GEe 1. In der derzeitigen 

Planung sind maximal nur 5 Rampenanlagen für das eingeschränkte Gewerbegebiet 

GEe 1 vorgesehen. Die Konzeption berücksichtigt als Möglichkeit die unterirdische 

Verbindung von Tiefgaragen, um die Zahl der Rampenanlagen niedrig zu halten. Je 

nach Grundstückszuschnitt könnte es aber erforderlich sein, eine Zu- und Ausfahrt 

zur Hohenzollernallee vorhalten zu müssen, um die Erschließung für ein mögliches 

separates Grundstück sicherzustellen.  

Die Begrenzung auf einen Zufahrtsbereich erfolgt, da bei einer Anordnung von meh­

reren Tiefgaragenrampen zu der Hohenzollernallee insbesondere im Nachtzeitraum 

eine erhebliche Störung der gegenüberliegenden Wohnnutzung nicht ausgeschlos­

sen werden kann. Vor diesem Hintergrund wird auch geregelt, dass die Rampe zu 

diesem Zufahrtsbereich im Gebäude errichtet werden muss.  

Stand: 26.09.2011, Anlage zur Vorlage Nr. 61/83/2011 
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Mit dieser Regelung erfolgt zugleich eine Sicherung der zur Verfügung stehenden 

Freiflächen für eine Begrünung oder gestalterische Maßnahmen. Weiterhin sind die 

mit mehreren Tiefgaragenein- und -ausfahrten verbundenen Verkehre aus städtebau­

lichen Gründen nicht erwünscht. Die Hohenzollernallee stellt zwar die zentrale Ver­

kehrsachse des Plangebietes dar, sie ist aber auch Aufenthaltsbereich und in Teilen 

Kommunikationsraum und soll deshalb auch von Verkehren entlastet werden. Da ü­

ber die Metrostraße und die Walter-Eucken-Straße ausreichende Erschließungsmög­

lichkeiten für das eingeschränkte Gewerbegebiet GEe 1 gegeben sind, erscheint es 

auch hinnehmbar, die Zufahrtsmöglichkeiten von der Hohenzollernallee zu beschrän­

ken. Im Rahmen des nachfolgenden Baugenehmigungsverfahrens ist für eine Zufahrt 

von der Hohenzollernallee nachzuweisen, dass die entsprechenden Anforderungen 

der TA-Lärm (Technischen Anleitung Lärm) eingehalten werden können. Die Ein- 

und Ausfahrt für Rettungsfahrzeuge oder Anlieferungsverkehre ist möglich. Auf 

Grund des eingeschränkten Nutzungskatalogs für die Gewerbegebiete ist dort mit der 

Entwicklung eines Bürostandortes zu rechnen. An solchen Standorten ist mit Liefer­

verkehr innerhalb des Nachzeitraumes nicht zu rechnen. Insofern sind hier auch kei­

ne weitergehenden Regelungen erforderlich. 

Ein weiteres Ein- und Ausfahrtsverbot wird im nordöstlichen Bereich des einge­

schränkten Gewerbegebietes GEe 1 angrenzend zur Metrostraße und zur Walter-

Eucken-Straße festgesetzt. Im Kreuzungsbereich soll vermieden werden, dass bei 

sich ggf. zukünftig ergebenden Rückstauungen im Kreuzungsbereich ein ordnungs­

gemäßes Ein- und Ausfahren nicht möglich wäre. Ein- und Ausfahrten in den un­

übersichtlichen Kurvenbereichen sollen aus verkehrstechnischen Gründen (Ver­

kehrssicherheit) ebenfalls vermieden werden. 

Allgemeine Wohngebiete WA 3 bis WA 7 - Spiel und Gartenpromenade (GF 1) und 

verkehrsberuhigte Bereiche 

Die in den Baugebieten WA 3 bis WA 7 vorgesehene Spiel- und Gartenpromenade 

soll von motorisiertem Verkehr möglichst freigehalten werden. Die Fläche soll als 

Aufenthalts- und Bewegungsfläche den Bewohnern der Baugebiete dienen. Deshalb 

wird dort, wo die Spiel- und Gartenpromenade an Verkehrsflächen angrenzt ein Ein-

und Ausfahrtsverbot festgesetzt. 

Stand: 26.09.2011, Anlage zur Vorlage Nr. 61/83/2011 
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Die Abschnitte der verkehrsberuhigten Bereiche, die an die Gartenpromenade an­

grenzen (Breite ca. 30 m) sowie südliche Bereiche sollen auch für Spielzwecke ge­

nutzt werden können. Deshalb werden für jene Fassaden, welche an die Bereiche, 

die auch für Spielzwecke genutzt werden sollen, angrenzen, Ein- und Ausfahrten als 

unzulässig festgesetzt. Die Anordnung von Tiefgaragenzu- und/oder Ausfahrten in 

diesen Bereichen würde zu Nutzungskonflikten führen und erscheint auch aus Si­

cherheitsgründen als nicht sinnvoll. 

Allgemeines Wohngebiet WA 9, eingeschränktes Gewerbegebiet GEe 5, Allgemeines 

Wohngebiet WA 3, Private Grünfläche - Quartiersmitte 

Mit der Quartiersmitte soll ein Platzbereich ohne motorisierte Verkehre geschaffen 

werden. Sie soll vorwiegend für Kommunikation und Aufenthalt der Bewohner des 

Quartiers zur Verfügung stehen. Die Quartiersmitte umfasst Teile des Allgemeinen 

Wohngebietes WA 9 und des eingeschränkten Gewerbegebietes GEe 5, des Allge­

meinen Wohngebietes WA 3 sowie die an diese Flächen angrenzende private Grün­

fläche. Rampenanlagen oder Stellplatzflächen sollen deshalb dort nicht angeordnet 

werden, sie würden die Fläche beschneiden und eine großzügige zusammenhän­

gende Platzfläche verhindern. Um zu vermeiden, dass die Freiflächen als Stellplatz 

für Kraftfahrzeuge oder für Schleichverkehre genutzt werden, wird für die Bereiche, 

an denen die Quartiersmitte an öffentliche Verkehrsflächen grenzt, festgesetzt, dass 

Ein- und Ausfahrten unzulässig sind. 

Eingeschränkte Gewerbegebiete GEe 4 und GEe 3  – Walter-Eucken-Straße 

Südlich der Planstraße A ist vorgesehen einen Teil der Busschleuse zu errichten, die 

eine Anbindung an den Flinger Richtweg ermöglicht. Mit der Durchbindung der Wal­

ter-Eucken-Straße ist potenziell auch die Möglichkeit verbunden, das Schleichver­

kehre entstehen. Dies könnte zu einer Beeinträchtigung der Wohnnutzung am Flinger 

Richtweg führen. Dies soll deshalb hier sowohl über technische, bauliche als auch 

strukturelle Maßnahmen verhindert werden. So ist zum einen vorgesehen, eine 

Schranke zu errichten, die die Durchfahrt für Unberechtigte verhindert. Zudem wird 

die Busschleuse mit einem nur einspurigen längeren Fahrweg konzipiert. Begeg­

nungsverkehre sind hier nicht möglich. Bereits die bauliche Ausgestaltung soll auf­

zeigen, dass hier keine Durchwegung für den motorisierten Individualverkehr besteht.  
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Um zu vermeiden, dass Parkplatzsuchverkehre im Bereich der Busschleuse stattfin­

den bzw. um Verkehre in Richtung der Busschleuse zu vermeiden, soll für die Fas­

sadenbereiche in der Walter-Eucken-Straße südlich der Planstraße A ein Ein- und 

Ausfahrtsverbot festgesetzt werden. Dies ist möglich, da für die benannten Baugebie­

te auch an anderer Stelle die Ein- und Ausfahrt in Tiefgaragen möglich bzw. bereits 

vorgesehen ist. 

4.8 	 Begrünung des Plangebietes 

Die Grünfestsetzungen im Plangebiet dienen 

- der Gliederung des Plangebiets 

- der Zäsur zwischen unterschiedlichen Nutzungen 

- teilweise dem ökologischen Ausgleich des Eingriffs 

- der Verbesserung des Stadtklimas 

- dem Ausgleich für hohe Dichten im Plangebiet 

- der Vernetzung von Freiräumen 

- der Aufenthalts- und der Wohnqualität 

- der Attraktivität des Plangebietes 

4.8.1 	Öffentliche Grünflächen 

Auf den Gleisanlagen des ehemaligen Güterbahnhofs Grafenberg soll eine öffentli­

che Grünfläche mit der Zweckbestimmung „Parkanlage mit Spielflächen“ entstehen. 

Im Rahmen der Freimachung durch die Deutsche Bahn in 2011 wurden die Kernflä­

chen geräumt und die Gleisanlagen einschließlich Schotterbett entfernt. In den 

Randbereichen konnten Gehölzstreifen erhalten bleiben. Die Geschichte des Ortes 

soll in Verbindung mit einer naturnahen Gestaltung das Leitthema bei der Ausgestal­

tung der öffentlichen Grünfläche werden. Das Freiflächenangebot für die Bewohner 

und die Beschäftigten wird mit dieser Grünanlage wesentlich erhöht. Die Grünfläche 

wird Teil eines geplanten quartiersübergreifenden Nord-Süd-Grünzugs. Weiterhin 

entstehen klimatische Ausgleichsfunktionen für die umliegenden dicht besiedelten 

Flächen. Für die Fläche ist eine extensive Grüngestaltung unter Einbeziehung von 

ursprünglichen Nutzungselementen als Reminiszenz an die ehemalige Nutzung vor­

gesehen. Die Konzeption zur Ausgestaltung soll im Rahmen eines freiraumplaneri­

schen Wettbewerbes ermittelt werden. Die Umsetzung erfolgt durch das Garten-, 

Friedhofs- und Forstamt der Stadt Düsseldorf. 
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Südlich der Röpke-Straße angrenzend an die Quartiersmitte soll eine ca. 2.300 qm 

(inklusive bestehender Baumgruppe) große öffentliche Grünfläche, Zweckbestim­

mung Parkanlage mit Spielfläche entwickelt werden. Hier sollen überwiegend Spiel­

flächen entstehen. Die bestehende Grünkulisse, mit teilweise erhaltenswertem 

Baumbestand, soll in die Planung integriert werden. 

Bei der Bedarfsermittlung für Spielflächen und öffentliche Grünflächen wurde von ca. 

1.000 neuen Wohneinheiten ausgegangen. Um die Versorgung mit Spielflächen für 

alle Wohngebiete im Geltungsbereich zu gewährleisten, sollen ca. 11.300 qm Spiel­

flächen geschaffen werden. Diese Spielflächen (mit Spielplatzflächen und Bewe­

gungsflächen) werden aufgeteilt auf die öffentliche Grünfläche auf der ehemaligen 

Bahnanlage mit ca. 4.000 qm Spielfläche, die öffentliche Grünfläche an der Röp­

kestraße (ca. 2.300 qm) und auf drei verkehrsberuhigte Bereiche (Wohnstraßen) mit 

insgesamt ca. 1.500 qm. Weiter werden Spielflächen mit ca. 3.560 qm auf öffentlich 

zugänglichen Flächen in den Allgemeinen Wohngebieten WA 2 (1.200 qm), WA 4 

und WA 6 (jeweils ca. 1.180 qm) gesichert. 

Von der Planstraße A aus nach Osten soll zukünftig eine Rad- und Fußwegeverbin­

dung in Verlängerung der Hohenzollernallee bis zum Tunnel Richtung Ostpark und 

damit auch zu der möglichen Haltestelle der Regionalbahn hergestellt werden. Der 

Bebauungsplan setzt hierzu einen Streifen öffentliche Grünfläche mit der Zweckbe­

stimmung Parkanlage mit Fuß- und Radweg fest. Die im Eigentum der Stadt Düssel­

dorf stehenden Flächen werden zurzeit auf der Grundlage zeitlich befristeter oder 

durch Kündigung beendbarer Pachtverträge als Dauerkleingärten genutzt. Die 

Pachtverträge sollen noch für jeweilig durch Miet- und Pachtverträge geregelte Zeit­

räume im Rahmen von Bestandsschutz fortgeführt werden. Die Herstellung der Pas­

sage erfolgt zunächst auf derzeit brachliegenden städtischen Flächen in einer ausrei­

chenden Breite von ca. fünf Metern. Nach Vertragsende erfolgt die Herstellung der 

Passage in der vorgesehenen Breite von ca. 22 Metern. 

4.8.2 	Private Grünflächen 

Im Bereich der Quartiersmitte ist die Ausweisung einer privaten Grünfläche (Fläche 

L) vorgesehen. Die Fläche soll vorwiegend der Erholung, dem Kinderspiel und dem 

Aufenthalt dienen und hochwertig gestaltet sein. Die Fläche verbleibt im Besitz des 

Eigentümers. 
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Es ist vorgesehen, diese Fläche dauerhaft – ebenso wie die Spiel- und Gartenpro­

menade - privat zu unterhalten und zu pflegen. Da die Flächen auch der Öffentlich­

keit zur Verfügung stehen sollen, werden sie mit einem Gehrecht zugunsten der All­

gemeinheit belastet. 

4.8.3 	Begrünung öffentlicher Verkehrsflächen 

Für öffentliche Verkehrsflächen ist vorgesehen, eine entsprechend der den Straßen 

zugeordneten Funktionen straßenbegleitende, einheitliche Begrünung herzustellen. 

So soll in der Walter-Eucken-Straße die im nördlichen Teil bereits bestehende Be­

pflanzung mit Linden fortgeführt werden. In diesem Abschnitt des Bebauungsplans ist 

eine durchgängig zwei-, in Teilen auch dreireihige Bepflanzung vorgesehen.  

Innerhalb der Hohenzollernallee erfolgt eine zweireihige Bepflanzung mit Amber-

bäumen. In den untergeordneten Erschließungsstraßen werden klein- und mit­

telgroßkronige Baumarten gepflanzt. 

Die neu geplanten Kreisverkehre im Westen werden in ihren Mittelinseln ebenfalls 

mit Bäumen bepflanzt, auch entlang des südlichen Abschnitts der Schlüterstraße er­

folgen weitere Baumpflanzungen um so den Charakter des grünen Nord-Süd-Zuges 

der öffentlichen Grünfläche zu stärken. Der Bereich rund um die „Meisterhäuser“ ist 

durch großkronige Linden und Ahornbäume geprägt. Südlich davon befindet sich 

zwischen Daelenstraße und Neumannstraße eine begrünte Dreiecksfläche innerhalb 

der Straßenverkehrsflächen. Die Hohenzollernallee, als West-Ost-Verbindung, wird 

beidseitig mit Straßenbäumen bepflanzt. Daran schließt sich östlich der Walter-

Eucken-Straße eine begrünte Passage auf privaten Flächen an, die östlich der Plan­

straße A als öffentliche Grünfläche bis an die Bahntrasse führt und eine Verbindung 

zum Ostpark herstellt. 

Die Begrünung der öffentlichen Straßenräume erfolgt neben den gestalterischen 

Gründen auch zur Gliederung des Plangebiets, zur Erhöhung des Grünanteils im 

Plangebiet, zur Verbindung von Grünräumen und zur Verbesserung der ökologischen 

und klimatischen Funktionen. 
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4.8.4 	 Begrünung der Baugebiete 

Im Plangebiet wird ein Büro- und Wohnstandort entwickelt, der sich durch hochwerti­

ge Freiflächen und Grüngestaltung innerhalb der privaten Grundstücksflächen aus­

zeichnen soll. Im Bebauungsplan erfolgen zur Sicherung der grünplanerischen Ziele 

deshalb differenzierte Festsetzungen zu den einzelnen Begrünungsmaßnahmen. 

Diese beziehen sich in Teilen allgemein auf die Baugebiete und dort, wo gesonderte 

Regelungen erforderlich sind, auf einzelne Maßnahmen. Die Festsetzungen umfas­

sen sowohl die Verpflichtung zur Herstellung, die Unterhaltung der Maßnahmen und 

in Teilen der Gestaltung durch den jeweiligen Eigentümer, so dass die Umsetzung 

und Unterhaltung langfristig gesichert ist. 

Maßnahmen zur Begrünung der Baugebiete: 

Die Festsetzungen zur Begrünung werden getroffen, um einen Mindest-Grünanteil im 

Plangebiet zu sichern, bzw. das grünplanerische Konzept „Garten im Haus“ für die 

Wohngebiete und „Haus im Garten“ (grüner Campus) für die Gewerbegebiete zu si­

chern. 

Es wird festgesetzt, dass in dem Allgemeinen Wohngebiet WA 9 und in den einge­

schränkten Gewerbegebieten GEe 1 bis GEe 3 und GEe 5 mindestens 20 % der 

Grundstücksfläche mit einer strukturreichen Mischvegetation aus standortgerechten 

Bäumen und Sträuchern und bodendeckender Bepflanzung und Rasen dauerhaft zu 

begrünen sind. Um ausreichend Flächen zu sichern, die auch langfristig natürliche 

Wachstumsbedingungen gewährleisten und Bodenorganismen Lebensraum bieten, 

wird für die eingeschränkten Gewerbegebiete GEe 1 bis GEe 3 weiterhin festgesetzt, 

dass mindestens die Hälfte dieser Flächen ohne Unterbauung vorzuhalten sind. Für 

die Allgemeinen Wohngebiete WA 1, WA 2 und WA 8 wird festgesetzt, dass mindes­

tens 40 % der Grundstücksfläche und für die Allgemeinen Wohngebiete WA 3 bis 

WA 7 und das eingeschränkte Gewerbegebiet GEe 4, dass mindestens 30 % der 

Grundstücksfläche mit einer strukturreichen Mischvegetation aus heimischen Laub­

bäumen und Sträuchern und bodendeckender Bepflanzung und Rasen dauerhaft zu 

begrünen sind. Den Vorgaben des Entwurfes folgend wird für die Allgemeinen 

Wohngebiete WA 3 bis WA 7 und das eingeschränkte Gewerbegebiet GEe 4 ein ge­

ringerer Flächenanteil für Begrünung festgesetzt, um die Errichtung der in Teilen ver­

siegelten Wohnpromenade zu ermöglichen.  
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Für das Allgemeine Wohngebiet WA 9 wird der Grünanteil aufgrund des geplanten 

offen gestalteten Quartiersplatzes reduziert. 

Begrünung im eingeschränkten Gewerbegebiet GEe1 

In dem eingeschränkten Gewerbegebiet GEe 1 sollen begrünte Platz- und Wegeflä­

chen entstehen. Es wird deshalb geregelt, dass in den mit, C , D und E gekenn­

zeichneten Flächen klein- bis mittelkronige Laubbäume zu pflanzen sind. In der Fä­

che C  mindestens 2 Bäume und in den Flächen D und E  mindestens drei Bäu­

me. Zur Sicherung der ausreichenden Größe werden auch die Pflanzqualitäten gere­

gelt. 

Zur Sicherung der geplanten begrünten Freiflächen im eingeschränkten Gewerbege­

biet GEe 1 wird weiterhin geregelt, dass außerhalb der mit GF und GF 1 gekenn­

zeichneten Flächen je angefangene 200 qm nicht überbauter Grundstücksfläche 1 

mittelgroßkroniger Laubbaum (Stammumfang 20 - 25 cm, gemessen in 1 m Höhe) zu 

pflanzen ist. 

Begrünung nicht überbaubarer Grundstücksflächen im GEe 2 

Im Norden des eingeschränkten Gewerbegebietes GEe 2 soll im Übergang zu den 

benachbarten Sportflächen eine grüne Kulisse entwickelt werden. Entsprechend wird 

geregelt, dass dort in der mit F  gekennzeichneten Fläche mindestens 10 mittel- bis 

großkronige Bäume in einer Fläche ohne Unterbauung zu pflanzen sind. 

Innerhalb der vorgesehen Passage im eingeschränkten Gewerbegebiet GEe 2 wird 

festgesetzt, dass in der mit G  gekennzeichneten Fläche 8 mittelgroßkronige Laub­

bäume in Reihe in Verlängerung der geplanten südlichen Baumreihe der Hohenzol­

lernallee zu pflanzen sind. Mit dieser Festsetzung wird ein auf die Bepflanzung der 

Hohenzollernallee abgestimmtes Erscheinungsbild gesichert. 

Zur Sicherung der geplanten begrünten Freiflächen auch im eingeschränkten Ge­

werbegebiet GEe 2 wird weiterhin geregelt, dass zusätzlich zu den Baumpflanzungen 

innerhalb der mit F und G  gekennzeichneten Flächen mindestens 12 mit­

telgroßkronige Laubbäume (Stammumfang 20 - 25 cm, gemessen in 1 m Höhe) zu 

pflanzen sind. 
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Begrünung nicht überbaubarer Grundstücksflächen im eingeschränkten Gewerbege­

biet GEe 3 

Im Bereich des eingeschränkten Gewerbegebietes GEe 3 sollen innerhalb der mit 

H  gekennzeichneten Fläche drei mittelgroßkronige Bäume und als Abpflanzung zur 

östlich angrenzenden Kleingartenanlage eine Hecke gepflanzt werden. Die Begrü­

nungsvorgabe erfolgt, um einen Sichtschutz zur angrenzenden Kleingartenanlage zu 

gewährleisten bzw. um eine grüne Kulisse zu entwickeln. 

Begrünung nicht überbaubarer Grundstücksflächen im Allgemeinen Wohngebieten 

WA 2 

Im Allgemeinen Wohngebiet WA 2 soll der Innenhof begrünt mit privaten Mietergär­

ten und Fußwegen aber auch mit öffentlich zugänglichen Spielflächen von 1.200 qm 

entwickelt werden. Für die Fläche M , in der ein Spielplatz errichtet werden soll, wird 

deshalb geregelt, dass dort mindestens 5 mittelgroßkronige Laubbäume (Stammum­

fang 20 - 25 cm, gemessen in 1 m Höhe) zu pflanzen sind, um eine Beschattung in 

den Sommermonaten zu gewährleisten. Um den geplanten Begrünungsanteil zu si­

chern wird weiterhin geregelt, dass zusätzlich mindestens 5 mittelgroßkronige Laub­

bäume (Stammumfang 20 - 25 cm, gemessen in 1 m Höhe) zu pflanzen sind. Damit 

wird den Vorgaben des Grünordnungsplans entsprochen. 

Begrünung nicht überbaubarer Grundstücksflächen in den Allgemeinen Wohngebie­

ten WA 3 bis WA 7 und in dem eingeschränkten Gewerbegebiet GEe 4 

In der Spiel- und Gartenpromenade sollen Pocket-Parks und Spielflächen auf den mit 

I und J  gekennzeichneten Flächen entwickelt werden. Für diese Flächen erfolgen 

Vorgaben für die zu pflanzenden Bäume und Angaben zur Größe der herzustellen­

den Spielflächen. 

Um eine begrünte Gliederung des Innenhofs im Bereich des Allgemeinen Wohnge­

bietes WA 7 und des eingeschränkten Gewerbegebietes GEe 4 sicher zu stellen, sol­

len entlang der Grenze Baumpflanzungen erfolgen. Deshalb werden Pflanzflächen 

festgesetzt und geregelt, dass innerhalb der mit N 1 gekennzeichneten Flächen je­

weils mindestens 3 und innerhalb der mit N 2 gekennzeichneten Flächen mindestens 

4 mittelgroßkronige Laubbäume (Stammumfang 20 - 25 cm, gemessen in 1 m Höhe) 

zu pflanzen sind. 
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Begrünung nicht überbaubarer Grundstücksflächen in dem Allgemeinen Wohngebiet 

WA 9 

In dem Allgemeinen Wohngebiet WA 9 sollen begrünte Platz- und Wegeflächen ent­

stehen. Es wird deshalb geregelt, dass in der Fläche  A  mindestens vier Bäume zu 

pflanzen sind. Zur Sicherung der ausreichenden Größe werden auch die Pflanzquali­

täten geregelt. 

Für die mit B  gekennzeichnete Fläche wird festgesetzt, dass diese Fläche als nicht 

unterbaubare begrünte Fläche vorzuhalten ist, in der mindestens 4 klein- bis mit­

telkronige Bäume zu pflanzen sind. Damit kann gewährleistet werden, dass auch in­

nerhalb des Allgemeinen Wohngebietes WA 9 ein ausreichender Anteil an Flächen 

mit Bodenanschluss vorgehalten wird. Innerhalb der Fläche soll eine Wegeverbin­

dung vorgehalten werden. Hierzu wird geregelt, dass maximal 10 % der Fläche als 

wassergebundene Wegedecke hergestellt werden dürfen. Mit der Regelung soll er­

reicht werden, dass diese Grünfläche nicht in einem zu großen Maß durch Wegeflä­

chen in Anspruch genommen wird und nur eine geringfügige Versiegelung stattfindet.  

Begrünung nicht überbaubarer Grundstücksflächen in den eingeschränkten Gewer­

begebieten GEe 5, im Allgemeinen Wohngebiet WA 3 sowie in der privaten Grünflä­

che 

Zwischen den beiden Baugebieten wird ein begrünter Durchgang nach Norden zum 

urbanen Stadtplatz im Allgemeinen Wohngebiet WA 9 entwickelt. Der Durchgang ist 

Teil einer begrünten Nord-Süd-Grünachse und wird durch eine Baumreihe begleitet, 

die die Röpkestraße mit der Hohenzollernallee verbindet. In der Quartiersmitte soll 

eine private Grünfläche mit Aufenthaltsqualität, Baumpflanzungen und ca. 900 qm 

Spielflächen entwickelt werden.  

Bei der Gestaltung der öffentlichen Grünfläche südlich der Röpkestraße sind der vor­

handene Baumbestand zu berücksichtigen und Neupflanzungen vorzusehen sowie 

Spielmöglichkeiten auf einer Fläche von 2.300 m² zu entwickeln und dauerhaft zu un­

terhalten. 

Die Flächen A , K und L  sowie die öffentliche Grünfläche südlich der Röp­

kestraße bilden die Nord-Süd-Grünachse vom bestehenden Metropark zum Edison-

Platz. 
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Begrünung von Tiefgaragen in den Gewerbegebieten 

Die durch die Anordnung von erforderlichen Stellplätzen in Tiefgaragen gewonnenen 

oberirdischen Freiflächen werden zur Gestaltung von Stadtplätzen, urbanen, begrün­

ten Plätzen und Grünflächen genutzt und das Plangebiet so insgesamt aufgewertet. 

Deshalb werden oberhalb von Tiefgaragen Begrünungsmaßnahmen vorgeschrieben. 

Es wird festgesetzt, dass auf Tiefgaragendecken oder unterirdischen Gebäudeteilen 

eine Vegetationsfläche bestehend aus einer mindestens 80 cm starken Bodensub­

stratschicht, im Bereich von Baumstandorten von mindestens 120 cm zuzüglich einer 

Drainschicht aufzubauen ist. Die Stärke der Überdeckung ergibt sich aus den Anfor­

derungen an gesunden Lebensraum für die Bäume und aus dem Ziel, die langfristige 

Begrünung durch Bepflanzungen und Bäume zu erreichen. 

Dachbegrünung 

Innerhalb dieses Bebauungsplans soll eine Dachbegrünung insbesondere wegen 

damit verbundener stadtökologischer Funktionen sowie aus gestalterischen Gründen 

erfolgen: 

- Das Plangebiet zählt laut Freiraum-Informations-System zudem zu einem Be­

reich, der sich auf Grund einer hohen Bebauungs- und Versiegelungsrate in den 

Sommermonaten in besonderer Weise aufheizt. Die in der Folge entstehende Wär­

meinsel wirkt sich klimatisch nachteilig auf das Plangebiet und die Nutzungen in der 

Umgebung aus. 

Mit Blick auf die in der Zukunft zu erwartenden häufigeren und längeren Hitzeperio­

den stellt die Begrünung von Dachflächen eine geeignete Maßnahme dar, die hilft, 

die mit den Wärmeinseln verbundenen negativen Auswirkungen und die Ausbildung 

von Wärmeinseln zu mildern.  

- Von den geplanten Hochpunkten sowie von den jeweils zur Wohnnutzung 

höher gelegenen gewerblichen Nutzungen, sind die Dachflächen einzusehen. Diese 

sollen überwiegend begrünt vorgehalten werden, um eine ansprechende Dachland­

schaft entstehen zu lassen, die dem angestrebten hochwertigen Charakter des Plan­

gebiets entspricht. Dies führt neben der bereits erwähnten begrünten Dachlandschaft 

und der Verbesserung des Mikroklimas zudem zu einer verzögerten Ableitung des 

Niederschlagswassers in die Kanalisation. Neben der Begrünung sollen aber auch 

solarenergetische Anlagen zulässig sein. Da die Kombination von extensiver Dach­

begrünung mit der Errichtung von solarenergetischen Anlagen möglich ist, sieht der 

Bebauungsplan keinen Ausschluss solcher Anlagen vor.  
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Es wird deshalb geregelt, dass Flachdächer und flach geneigte Dächer bis max. 15° 

Dachneigung unterhalb des zehnten Vollgeschosses mit einer standortgerechten Ve­

getation mindestens extensiv zu begrünen sind, soweit Belange des Brandschutzes 

nicht entgegenstehen. Um eine ausreichende Vegetation zu ermöglichen wird gere­

gelt, dass die Vegetationstragschicht mindestens 8 cm zuzüglich einer Drainage­

schicht betragen muss. Verglaste Flächen, Terrassen und technische Aufbauten 

werden hiervon ausgenommen, um diese Nutzungen zu ermöglichen. Dies gilt nicht 

für Flächen unterhalb von aufgeständerten Anlagen (zum Beispiel Solaranlagen). 

4.8.5 	 Spielflächen auf privaten Grünflächen 

Kinderspielflächen sollen im Bereich der Quartiersmitte konzentriert vorgehalten wer­

den. Es gilt, dass in der Fläche L eine Spielfläche mit mindestens 900 qm errichtet 

und dauerhaft unterhalten wird. 

4.8.6 	 Begrünung privater Verkehrsfläche (Oberirdische Stellplatzanlage) 

Die private Verkehrsfläche ist – bis auf die Fahrbahnfläche- als Stellplatzanlage in of­

fenporigem Belag oder mit Rasengittersteinen anzulegen. Je fünf Stellplätze ist ein 

hochstämmiger groß- oder mittelkroniger Laubbaum (I. oder II. Ordnung) zur Stell­

platzbegrünung in einer mindestens 12 qm großen Baumscheibe zu pflanzen. Bäume 

tragen zu einer Gliederung der Stellplatzfläche bei und gewährleisten das grüne Er­

scheinungsbild der Fläche und ihre Einbindung in den geplanten Grünraum. Sie 

verbessern die Gestalt- und Aufenthaltsqualität des Gebiets und haben einen positi­

ven Einfluss auf das Kleinklima. Daneben verhindert die Überstellung von Stellplät­

zen mit Bäumen durch Beschattung ein starkes Aufheizen der Verkehrsflächen und 

vermindert die ästhetische Beeinträchtigung des Grünraumes durch die serielle An­

ordnung von PKW. 

4.8.7 	 Eingriffe in Natur und Landschaft  

Die Ausweisung von öffentlichen Grünflächen, die umfangreiche Neupflanzung von 

Straßenbäumen und Begrünungsmaßnahmen in den Wohn- und Gewerbegebieten 

sorgen für eine stadtbildgestalterisch wirksame Durchgrünung und schaffen eine ho­

he Qualität des zukünftigen Wohn- und Arbeitsumfelds. Die öffentliche Grünfläche 

auf den Flächen des ehemaligen Güterbahnhofs Grafenberg erfüllt darüber hinaus 

wichtige ökologische Funktionen im Sinne des Biotop- und Artenschutzes und trägt 

zur Vernetzung des Gebietes mit angrenzenden Grün- und Freiflächen bei. 
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Auf Grund der Festsetzungen im geltenden Baurecht wurde für die Bilanzierung der 

auf Grundlage dieses Bebauungsplans möglichen Eingriffe die Bestandssituation vor 

Aufgabe der vorherigen Nutzung zugrunde gelegt.  

Nach Umsetzung der Planung wird unter Berücksichtigung der Festsetzungen und 

der Vorgaben zum Ausbau der öffentlichen Verkehrsgrünflächen sowie der Siche­

rung von öffentlichen Grünflächen ein positives Ergebnis der ökologischen Wertigkeit 

erzielt. Mit den Festsetzungen des Bebauungsplans werden zukünftig zulässige Ein­

griffe somit bereits vollständig ausgeglichen. Ausgleichs- oder Ersatzmaßnahmen 

sind nicht erforderlich. 

Die landschaftspflegerische Gestaltung der öffentlichen und privaten Grünflächen 

genügt auch den Ansprüchen der Kriminalprävention. Bereits der städtebauliche Ent­

wurf sieht vor, dass durch die Lage der Grünflächen und die umgebende Baustruktur 

eine hohe soziale Kontrolle gewährleistet wird. Darüber hinaus wird durch die ver­

bindlichen Grün- und Pflanzfestsetzungen eine hohe Qualität bezogen auf die Frei­

flächengestaltung erzielt.  

Dem Verlust von Brachflächen (ruderale Flächen mit unterschiedlich starkem Be­

wuchs), Kleingärten, Grünflächen und ca. 168 Bäumen (davon ca. 142 satzungsge­

schützt) stehen als Ausgleich die Anlage der großen naturnahen öffentlichen Grün­

fläche auf dem ehemaligen Bahngelände, die umfangreichen Begrünungsmaßnah­

men innerhalb der öffentlichen Verkehrsflächen, die Pflanzflächen in den Baugebie­

ten und den privaten Grünflächen, die Begrünung baulicher Anlagen und die Neu­

pflanzung von 288 Bäumen sowie der Erhalt von Altbäumen gegenüber. 

4.9 	 Festsetzungen zum Immissionsschutz 

Auf der Basis der durchgeführten Verkehrsuntersuchung und des geplanten Nut­

zungskonzeptes erarbeitete das Ingenieurbüro Peutz, Düsseldorf eine schalltechni­

sche Untersuchung (Düsseldorf August 2011). 

In Bezug auf die geplanten Gebäude wurden die Einwirkungen im Hinblick auf den 

Straßenlärm sowie den Lärm des Schienenverkehrs gemäß der schalltechnischen 

Orientierungswerte für die städtebauliche Planung (DIN 18005) ermittelt und bewer­

tet. 
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Es wurden die Auswirkungen des Verkehrslärms (Straßen- und Schienenverkehr) un­

tersucht. Zum einen wurden die Auswirkungen des Straßenneubaus sowie der we­

sentlichen Änderung von Straßen gemäß der 16. Verordnung zur Durchführung des 

Bundes-Immissionsschutzgesetzes (Verkehrslärmschutzverordnung - 16. BImSchV) 

berechnet. Des Weiteren erfolgte eine Lärmbetrachtung der geplanten Tiefgaragen­

ausfahrten im Gewerbegebiet nach der sechsten allgemeinen Verwaltungsvorschrift 

zum Bundes-Immissionsschutzgesetz (Technische Anleitung zum Schutz gegen 

Lärm - TA Lärm). Mit dem Bebauungsplan werden Maßnahmen zum Schutz vor 

schädlichen Umwelteinflüssen festgesetzt. 

4.9.1 	 Auswirkungen des Verkehrslärms auf die geplanten Gebäude nach DIN 18005 

Für die geplante Bebauung im Geltungsbereich des Bebauungsplans ist die DIN 

18005 „Schallschutz im Städtebau“ für die Abwägung maßgeblich. Im Beiblatt der 

DIN 18005 werden die Orientierungswerte gestaffelt nach dem Schutzcharakter der 

jeweiligen Baugebiete benannt. 

Durch den Schallgutachter wurden die Schallimmissionen aus dem Schienenverkehr 

auf der vorhandenen zweigleisigen Güterzugstrecke Gerresheim-Rath zu Grunde ge­

legt, die östlich des Plangebietes verläuft. Im Weiteren sind die Schallimmissionen 

aus dem Straßenverkehr berechnet. Als Grundlage hierfür dienten die Ergebnisse 

des Verkehrsgutachtens  

Im Bereich der Schlüterstraße wurden nahezu alle Gleisanlagen zurückgebaut (west­

lich des Plangebietes). In Höhe der Schule bleibt ein Rangiergleis bestehen. Dieses 

Gleis wird nur sporadisch (bis zu einmal am Tag) genutzt. Das nächstgelegene Bau­

feld Allgemeines Wohngebiet WA 2 besitzt einen Abstand von mindestens 30 m. Die 

Immissionen aus Straßenlärm dominieren deutlich die schalltechnische Situation, so 

dass sichergestellt ist, dass Schienenlärmimmissionen aus der Nutzung des letzten 

Gleises zu keiner Erhöhung der Gesamtimmissionen beitragen. 

Tagzeitraum 

Im Bereich der geplanten neuen Wohnbebauung sind Überschreitungen der schall­

technischen Orientierungswerte von 55 dB(A) um bis zu 10 dB(A) im Allgemeinen 

Wohngebiet WA 9 (Immissionsort Nr. 17 und 22) im Nahbereich der Hohenzollernal­

lee gegeben. 
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An den Immissionsorten im Bereich des eingeschränkten Gewerbegebietes tritt nur 

im eingeschränkten Gewerbegebiet GEe 5, Denkmal (Immissionsort Nr. 66) eine Ü­

berschreitung des schalltechnischen Orientierungswertes von 65 dB(A) für den Zeit­

raum des Tages von 2 dB(A) auf. 

Die Überschreitungen im Bereich des eingeschränktes Gewerbegebiets GEe 5 und 

der Allgemeinen Wohngebiete (WA 2 – WA 7, WA 9) treten insbesondere im Nahbe­

reich der Erschließungsstraßen Neumannstraße und Hohenzollernallee auf.  

Für die Sondergebietsfläche „Gastronomie“ an der Schlüterstraße liegt keine Über­

schreitung des schalltechnischen Orientierungswertes von 65 dB(A) (GE) vor.  

Die Überschreitungen an den Gebäuden Daelenstraße/Dinnendahlstraße (Allgemei­

nes Wohngebiet WA 1) betragen bis zu 15 dB(A) (Immissionsort 16) tags an den 

straßennahen Fassaden; Überschreitungen treten jedoch bereits im Bestand auf. Die 

„Meisterhäuser“ sollen aus städtebaulich-gestalterischen Gründen und als Reminis­

zenz an die Geschichte des Plangebietes erhalten werden, so dass eine aktive 

Lärmschutzmaßnahme zum Schutz gegen die hohen Immissionen in dieser beson­

deren Situation nicht gewünscht ist. Im Einzelnen wird hierzu Folgendes ausgeführt: 

- Die erforderlichen Lärmschutzwände müssten in Teilen nahe der Gebäude in 

großer Höhe errichtet werden, da in der Nähe der emittierenden Verkehrstrasse 

(Neumannstraße) kein ausreichender Platz gegeben ist. Dies soll bereits aus Grün­

den der resultierenden erheblichen Beschattung der Gebäude und Freiflächen nicht 

erfolgen. 

- In Teilen stehen die Gebäude unmittelbar an der Straßenfläche (Dinnendahlstra­

ße, Schlüterstraße), so dass auch hier keine Möglichkeiten für die Errichtung einer 

Lärmschutzwand gegeben sind. Solche Lärmschutzwände würden zudem das Er­

scheinungsbild der Hausgruppe maßgeblich verändern und die Hausgruppe nicht 

mehr - wie bisher – leicht erkennbar im Stadtgefüge belassen. 

Nachtzeitraum 

Die Berechnungsergebnisse zeigen, dass der schalltechnische Orientierungswert 

von 45 dB(A) für das Allgemeine Wohngebiet an den zur Neumannstraße bzw. Ho­

henzollernallee hin orientierten Fassaden der geplanten Gebäude (Allgemeine 

Wohngebiete WA 2 - 9) um bis zu 13 dB(A) zum Nachtzeitraum überschritten wird. 
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An den Gebäuden Daelenstraße/ Dinnendahlstraße liegen Überschreitungen von bis 

zu 17 dB(A) vor. 

Der schalltechnische Orientierungswert von 55 dB(A) zum Zeitraum der Nacht für 

das Gewerbegebiet sowie an der Sondergebietsfläche „Gastronomie“ wird in weiten 

Bereichen des Plangebietes eingehalten bzw. nur um bis zu 3 dB(A) überschritten. 

Zusammenfassende Beurteilung 

Die Betrachtung der Gesamtverkehrslärmimmissionen ergibt, dass für die Bereiche 

mit WA-Ausweisung (neue Bebauung) und den damit verbundenen zukünftigen 

Wohnnutzungen die Überschreitungen der schalltechnischen Orientierungswerte bis 

maximal 13 dB(A) betragen. Überwiegend wird der schalltechnische Orientierungs­

wert eingehalten oder nur gering überschritten. Die Überschreitungen ergeben sich 

insbesondere im Nahbereich der Haupterschließungsstraße der Hohenzollernallee 

und im Allgemeinen Wohngebiet WA 2 an der Neumannstraße. Bei Realisierung der 

geplanten Baukörper werden noch geringere Immissionen durch eine später vorhan­

dene Abschirmung vorliegen.  

An den neu geplanten Baukörpern innerhalb der Bereiche mit GE-Ausweisung wird 

der schalltechnische Orientierungswert sowohl zum Tages- als auch zum Nachtzeit­

raum eingehalten. 

Im Rahmen der schalltechnischen Untersuchung wurde bei der Berechnung der Be­

urteilungspegel innerhalb des Plangebietes die zukünftige geplante Bebauung nicht 

mit ihrer abschirmenden und reflektierenden Wirkung berücksichtigt. Insbesondere 

für die Bereiche mit einer Ausweisung als Allgemeines Wohngebiet dürften sich aber 

nach Ausbau des Plangebietes mit der Errichtung von abschirmenden Gebäudekör­

pern im Bereich der Hohenzollernallee sowie der Walter-Eucken-Straße und zur 

Bahnstrecke deutlich geringere Beurteilungspegel ergeben. Im Rahmen des Bebau­

ungsplanverfahrens wird die Berechnung aber unter einer worst-case-Annahme 

durchgeführt, die den ungünstigsten Fall für alle Immissionsorte berücksichtigt.  

Eine schalltechnisch exponierte Lage besitzen heute als auch zukünftig die Wohnge­

bäude Daelenstraße / Dinnendahlstraße mit Überschreitungen der schalltechnischen 

Orientierungswerte für allgemeine Wohngebiete von 55 dB(A) tags um 15 dB(A) und 

45 dB(A) in der Nacht um bis zu 17 dB(A).  
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Auf Grund der Überschreitung der schalltechnischen Orientierungswerte sind Festle­

gungen bezüglich Schallschutzmaßnahmen innerhalb des Bebauungsplanverfahrens 

zu treffen. 

4.9.2 	Schalltechnische Bewertung der Straßenbaumaßnahmen gemäß Verkehrslärm­

schutzverordnung - 16. BImSchV  

Zur Erschließung des Plangebietes ist der Neubau von Straßen geplant. Die überge­

ordnete Erschließung des Baugebietes erfolgt nach Westen über eine Verbindung 

zwischen Hans-Günther-Sohl-Straße und Schlüterstraße. Im östlichen Plangebiet 

werden die Bauflächen des Plangebietes über die Walter-Eucken-Straße erschlos­

sen. Die innere Erschließung erfolgt über ein Straßennetz, das auf der Grundlage der 

Mehrfachbeauftragung entwickelt wurde.  

Für einen Teilbereich der Neumannstraße und der Schlüterstraße wurde geprüft, ob 

im Sinne der 16. BImSchV eine wesentliche Änderung vorliegt.  

Nach den Bestimmungen der 16. BImSchV  ist der Neubau von Straßen im Plange­

biet zu untersuchen und zu bewerten. Geprüft wurde die Einhaltung der zulässigen 

gebietsabhängigen Immissionsgrenzwerte der 16. BImSchV im Bereich der nächst 

gelegenen bestehenden schutzwürdigen Nutzungen und derzeit planungsrechtlich 

zulässigen Nutzungen. 

Liegt eine wesentliche Änderung nach der Definition in der 16. BImSchV vor und 

werden die Immissionsgrenzwerte nach der 16. BImSchV überschritten, müssen 

nach §§ 41, 42 BImSchG entweder aktive Schallschutzmaßnahmen ergriffen oder im 

Falle von deren Unverhältnismäßigkeit die Kosten für passive Schallschutzmaßnah­

men übernommen werden. Eine Entschädigung und die Prüfung etwaiger Ansprüche 

ist aber nicht Gegenstand des Planverfahrens. Hier wird lediglich der Anspruch dem 

Grunde nach, d. h. vorbehaltlich der Ergebnisse einer Prüfung der Nutzung der be­

troffenen Räume und der bauakustischen Eigenschaften der vorhandenen Außenbe­

reichsteile festgestellt. Grundlage für die Ermittlung gegebenenfalls erforderlicher 

Schallschutzmaßnahmen ist die Vierundzwanzigste Verordnung zur Durchführung 

des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (Verkehrswege-Schallschutzmaßnahmen­

verordnung - 24. BImSchV) 
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Neubau von Straßen
 

Innerhalb des Plangebietes wurden Immissionsorte in dem Sondergebiet für gastro­

nomische Einrichtungen sowie entlang der Wohnhäuser an der Dinnendahlstraße,
 

Neumannstraße, Daelenstraße und Schlüterstraße bestimmt. Außerhalb des Plange­

bietes wurden 29 Immissionsorte, die im näheren Umfeld des Plangebietes liegen,
 

festgelegt und bewertet. 


Die Berechnungsergebnisse zeigen, dass die Immissionsgrenzwerte der 

16. BImSchV an allen Immissionsorten eingehalten werden. 

Wesentliche Änderung von Straßen 

In einem zweiten Schritt wurde die Frage geprüft, inwieweit für die Neumannstraße 

und die Schlüterstraße eine wesentliche Änderung im Sinne der 16. BImSchV vor­

liegt. Eine wesentliche Änderung liegt vor, wenn eine Straße um eine oder mehrere 

durchgehende Fahrstreifen erweitert wird oder durch einen erheblichen baulichen 

Eingriff der Beurteilungspegel des von dem zu ändernden Verkehrsweg ausgehen­

den Verkehrslärms um mindestens 3 dB(A) oder auf mindestens 70 dB(A) am Tag 

oder mindestens 60 dB(A) in der Nacht erhöht wird oder wenn der Beurteilungspegel 

von mindestens 70 dB(A) tags oder 60 dB(A) nachts durch einen erheblichen bauli­

chen Eingriff erhöht wird; dies gilt nicht in Gewerbegebieten. 

Es wurden die Beurteilungspegel an 15 Immissionsorten an den Wohngebäuden ent­

lang der Dinnendahlstraße, Daelenstraße, Neumannstraße und Schlüterstraße ermit­

telt. An 12 Immissionsorten im Plangebiet wurde eine Erhöhung des Pegels um min­

destens 3 dB(A) festgestellt. Insofern handelt es sich für den untersuchten Teilbe­

reich um eine wesentliche Änderung im Sinne der 16. BImSchV. 

In der Folge wurden die Beurteilungspegel, die auf der Grundlage der Planung (Pro­

gnose Mitfall) berechnet wurden, mit den Immissionsgrenzwerten der 16. BImSchV 

verglichen. Für das Gebäude im Eckbereich Schlüterstraße/Daelenstraße und die 

„Meisterhäuser“ entlang der Daelenstraße (Daelenstraße 1a, 1, 3, 5, 7, 9 und 11) 

kommt es zu Überschreitungen des Immissionsgrenzwertes für den Tag (59 db(A)) 

von bis zu 6,0 dB(A) und für die Nacht (49 db (A)) von 8,2 dB(A) (Daelenstraße 9/11). 

Insofern besteht Anspruch auf Schallschutz. 
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4.9.3 	Schallminderungsmaßnahmen 

Zum Schutz gegen Lärm ist eine Vielzahl von Maßnahmen möglich. Grundsätzlich 

wird zwischen aktiven und passiven Maßnahmen unterschieden, wobei sich aktive 

Maßnahmen auf die eigentliche Schallquelle und den Schallausbreitungsweg bezie­

hen und passive Maßnahmen auf den Bereich des Empfängers beschränkt sind.  

 Aktiver Lärmschutz 

Die Möglichkeit aktiven Lärmschutzes z. B. als Lärmschutzwand oder -wall für die 

angrenzenden Wohnnutzungen an der Schlüterstraße (Allgemeines Wohngebiet 

WA 1 und Allgemeines Wohngebiet WA 2), und an der Hohenzollernallee (Allgemei­

ne Wohngebiete WA 3 bis WA 7 und Allgemeines Wohngebiet WA 9) wird wegen 

fehlender Grundstücksverfügbarkeiten, aus verkehrstechnischen Anforderungen 

(vorgegebene Lage der Straßenachse Schlüterstraße und der Querspange zur Hans 

Günther-Sohl-Straße aus dem Bestand) und vor allem aus städtebaulich­

gestalterischen Gründen nicht weiterverfolgt.  

Im Ergebnis der städtebaulichen Konzeption und der damit verbundenen Grund­

stückszuschnitte sind zudem sich selbst schützende Bebauungsstrukturen möglich, 

so dass auf aktive Maßnahmen hier verzichtet wird. 

Für Flächen, die zukünftig als Außenspielbereich innerhalb der Fläche für Gemein-

bedarf (Kindertagesstätte) genutzt werden, wird geregelt, dass entlang der südlichen 

Grundstücksgrenze eine mindestens 3 Meter hohe und jeweils anschließend entlang 

der östlichen und westlichen Grundstückgrenze, in einer Länge von mindestens 2 

Meter eine mindestens 2 Meter hohe geschlossene bauliche Anlage zu errichten ist. 

Die bauliche Anlage kann in Form eines Gebäudes und/oder einer Wand errichtet 

werden. Es muss durch bauliche Maßnahmen sichergestellt sein, dass in einer Höhe 

von 1,8 m über Gelände 55 d B(A) nicht überschritten werden. Mit dieser Regelung 

ist, in Kombination mit dem festgesetzten großen Baufenster, in der weiteren Pla­

nung eine flexible Anordnung von Gebäuden und Freiflächen möglich. Der ausrei­

chende Schutz der Außenspielbereiche vor Verkehrslärm kann durch das Gebäude 

selbst, durch sonstige bautechnische Maßnahmen wie zum Beispiel eine Mauer oder 

Lärmschutzwand oder durch eine Kombination von Gebäude und Mauer erreicht wer­

den. 
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Um einen Schutz der Wohnnutzung vor nächtlichen Ruhestörungen durch Verkehrs-

lärm zu ermöglichen, wird für die allgemeinen Wohngebiete WA 2 bis WA 7 und WA 

9 geregelt, dass Rampen von Tiefgaragenzu- und -ausfahrten in den Gebäuden an­

zuordnen sind. Für das Allgemeine Wohngebiet WA 9 wird zusätzlich geregelt, dass 

Rampen einzuhausen sind, wenn sie nicht im Gebäude liegen. Die Festsetzung ist 

erforderlich, da im Allgemeinen Wohngebiet WA 9 größere Baufenster vorgesehen 

sind und eine Anordnung von Rampen auch außerhalb des Gebäudes möglich ist. 

 Passiver Lärmschutz 

Gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse können im gesamten Plangebiet durch die 

Festsetzung passiver Schallschutzmaßnahmen gewährleistet werden. Im Bereich der 

in der Planzeichnung festgesetzten Lärmpegelbereiche sind die entsprechenden 

Schalldämmmaße einzuhalten. Der Nachweis ist im Bauantragsverfahren zu führen. 

Darüber hinaus kann durch die Grundrissgestaltung der größtenteils durchgebunde­

nen Wohnungen (zwei Belichtungsseiten) eine lärmabgewandte Ausrichtung der 

empfindlichen Raumnutzungen (Schlaf- und Kinderzimmer) erfolgen. 

Lärmpegelbereiche 

Entsprechend den im Bebauungsplan festgesetzten Lärmpegelbereichen (LPB) sind 

Schallschutzmaßnahmen an Außenbauteilen gemäß DIN 4109 (Schallschutz im 

Hochbau, November 1989) vorzusehen.  

Lärmpegelbereiche wurden nur für die Bereiche festgesetzt, in denen sich voraus­

sichtlich Menschen aufhalten werden. Diese Festsetzung wird zum Schutz der Be­

wohner und der Beschäftigten der geplanten Büronutzung vor Immissionen durch 

Verkehrslärm, sich zusammensetzend aus dem Summenpegel aus dem Straßenver­

kehrslärm der umliegenden Verkehrstrassen und den Planstraßen im Verfahrensge­

biet getroffen. Mit dieser Festsetzung ist den allgemeinen Anforderungen an gesunde 

Wohn- und Arbeitsverhältnisse (§ 1 Abs. 6, Ziffer 1 BauGB) entsprochen. 

Bei Außenlärmpegeln von nachts über 45 dB(A) sollen die Fenster grundsätzlich ge­

schlossen bleiben, um die Einhaltung der empfohlenen Innenpegel von 35 dB(A) zu 

gewährleisten. Hier muss die Belüftung über geeignete schallgedämmte Lüftungs­

elemente oder mittels gleichwertiger Maßnahmen geregelt werden, um gesunden 

Schlaf zu ermöglichen. 
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Die festgesetzten Maßnahmen sind notwendig und gerechtfertigt, da gesunde Wohn- 

und Arbeitsverhältnisse gesichert werden müssen. 

4.9.4 	 Betrachtung der geplanten Tiefgaragenausfahrten im Gewerbegebiet nach TA Lärm 

Die Schallemmissionen der geplanten gewerblich genutzten Tiefgaragen können nur 

abgeschätzt werden, da im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens keine konkreten 

Ausführungsplanungen erfolgen. Zusätzlich können auf der Grundlage von Erfah­

rungswerten Hinweise zur Planung gegeben werden. Eine Berechnung der Schall­

emissionen aus der Tiefgarage unter Berücksichtigung der Größe der Tiefgarage 

nach dem vorliegenden städtebaulichen Entwurf und einer darauf erstellten Tiefgara­

genkonzeption ergab, dass die Rampen von Tiefgaragenein- und ausfahrten an der Ho­

henzollernallee einen Abstand von mindestens 20 m von der südlich gelegenen Wohn­

bebauung einhalten müssen. Dies wird durch die Breite der Hohenzollernallee bereits er­

reicht. Zum Schutz der Wohnbebauung wird weiterhin geregelt, dass im eingeschränk­

ten Gewerbegebiet GEe 1 Rampen von Tiefgaragenein- und ausfahrten innerhalb 

des Gebäudes anzuordnen sind und dass der Nachweis, dass die Immissionsricht­

werte an den Fassaden der südlich der Hohenzollernallee gelegenen Wohngebäude 

eingehalten werden, gesondert zu führen ist. Auf Grund der im Schallgutachten auf­

gezeigten möglichen Konflikte mit benachbarter Wohnbebauung wird weiterhin 

zeichnerisch ein Ein- und Ausfahrtsverbot zu Tiefgaragen an der Hohenzollernallee 

für das eingeschränkte Gewerbegebiet GEe 1 festgesetzt. 

Da nicht wesentlich störende Nutzungen für das Gewerbegebiet festgesetzt sind, war 

eine Gewerbelärmuntersuchung nicht erforderlich. Insofern trifft der Bebauungsplan 

auch keine weitergehenden Festsetzungen wie eine Kontingentierung des Gewerbe­

lärms. Im Baugenehmigungsverfahren ist jedoch der Nachweis zu führen, dass durch 

die geplanten Nutzungen die Richtwerte der TA Lärm eingehalten werden. 

Ein- und Ausfahrtsverbot zu Tiefgaragen 

Auch um weitere Verkehre aus der Hohenzollernallee zu vermeiden soll lediglich ein 

Ein- und Ausfahrtsbereich möglich sein. Im nachfolgenden Baugenehmigungsverfah­

ren ist für diese Ein- und Ausfahrt nachzuweisen, dass die Richtwerte der TA-Lärm 

für die südlich angrenzende Wohnbebauung eingehalten werden.  
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4.9.5 	 Gewerbliche Emissionen aus dem SO Gastronomie 

Im Rahmen der Baugenehmigung für einen Gastronomiebetrieb im SO Gastronomie 

wurde ein Lärmgutachten erarbeitet, das die von der geplanten Gastronomienutzung 

ausgehenden Emissionen untersucht hat. Das Gutachten kam zu dem Ergebnis, 

dass eine Außengastronomie auf dem südlichen Grundstücksbereich nur zum Ta­

geszeitraum möglich ist. Eine Nutzung nach 22:00 Uhr ist nur auf dem westlichen 

Grundstück möglich, da hier das bestehende Gebäude abschirmende Wirkung zur 

nächstgelegenen Wohnnutzung hat. Der Gutachter empfiehlt zusätzlich eine Lärm­

schutzwand. 

Da es sich hier um einen Angebots-Bebauungsplan handelt und auch eine andere 

Gastronomie-Nutzung zulässig wäre, kann die Lärmschutzwand für diese spezielle 

Nutzung im Bebauungsplan nicht festgesetzt werden.  

Der Nachweis der Einhaltung der Richtwerte der TA Lärm muss im jeweiligen Bau­

genehmigungsverfahren erfolgen. 

4.9.6 	Luftschadstoffe 

Emissionen aus dem motorisierten Verkehr 

Von den Verkehrsströmen auf den mit dem Bebauungsplan zugelassenen Verkehrs­

wegen ist nicht zu erwarten, dass sie für sich genommen zu einer Überschreitung der 

Grenzwerte der 39. Bundesimmissionsschutzverordnung (39. BImSchV) führen wer­

den. Daher kann der Plangeber die Problembewältigung der Luftreinhaltung gemäß 

der 39. BImSchV dem nach dieser Verordnung vorgesehenen Verwaltungsverfahren 

überlassen (Luftreinhalteplan). 

Die Festsetzungen zur Entlüftung der Tiefgaragen dienen insbesondere dem Schutz 

der benachbarten Wohnbebauung vor Schadstoffimmissionen. Mit der nach Stell­

platzgrößen gestaffelten Regelung sind angemessene und ausreichende Maßnah­

men gegeben, die gesunde Wohnverhältnisse im Nahbereich von Entlüftungsanlagen 

oder Ein- bzw. Ausfahrten zu Tiefgaragen gewährleisten.  

Emissionen durch Hausbrand 

Mit der Umsetzung des Vorhabens sind im Plangebiet in Abhängigkeit von der Art 

der Energieversorgung möglicherweise deutlich steigende Emissionen insbesondere 

durch Hausbrand zu erwarten. Konkrete Angaben liegen hierzu nicht vor. Die Art der 

Energieversorgung ist nicht festgelegt.  
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Für Feuerungsstätten wird daher die Verwendung von Kohle und stückigem Holz zu 

Heizzwecken gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 23 a BauGB ausgeschlossen. Damit soll der Ein­

trag von Schadstoffen wie Ruß und Staub in die Luft durch die Verwendung dieser 

Brennstoffe während der Heizperiode im Dauerbetrieb vermieden werden. Durch die 

Neuplanung soll die Luftqualität an diesem innerstädtischen Standort möglichst we­

nig zusätzlich belastet werden. Durch die Beschränkung des Ausschlusses auf Heiz­

zwecke ist die Verwendung dieser Brennstoffe jedoch für den zeitlich sehr begrenz­

ten Einsatz in offenen Kaminen, Kaminöfen u.ä. möglich. 

Mit dieser Regelung kann auch den Vorgaben des gesamtstädtischen Luftreinhalte­

plans (Bezirksregierung Düsseldorf, 01.01.2008), der eine Senkung der so genann­

ten regionalen Hintergrundbelastung auch durch Reduzierung der gesamtstädtischen 

Emissionen im Bereich des Hausbrandes empfiehlt, gefolgt werden. 

4.10 Festsetzungen zur Gestaltung 

4.10.1 Dachformen 

Die Dachneigung wird in den Allgemeinen Wohngebieten WA 2 bis WA 9 und den 

eingeschränkten Gewerbegebieten GEe 1 bis GEe 4 auf maximal 15 begrenzt, um 

die Entwicklung einer ruhigen Dachlandschaft zu sichern. Im WA 1 erfolgt gemäß der 

Bestandsituation die Festsetzung des Satteldaches für die „Meisterhäuser“. Lediglich 

für den entstandenen Neubau wird das Flachdach festgesetzt. Mit der Regelung des 

Satteldaches soll gewährleistet werden, dass der Charakter des Erscheinungsbildes 

der Siedlung erhalten bleibt.  

Mit Ausnahme des Allgemeinen Wohngebietes WA 1 und des eingeschränkten Ge­

werbegebietes GEe 5 werden Staffelgeschosse oberhalb des obersten zulässigen 

Vollgeschosses im gesamten Plangebiet ausgeschlossen. Damit werden die Vorga­

ben des Entwurfs, der keine Staffelgeschosse vorsieht, umgesetzt. 

4.10.2 Dachaufbauten 

Technische Aufbauten, Fahrstuhlüberfahrten oder Treppenräume, sind bis maximal 

20 % der Grundfläche oberhalb des obersten zulässigen Vollgeschosses bis zu einer 

Höhe von max. 2,5 m zulässig. Sie sind um das Maß ihrer Höhe von der Außenkante 

des darunter liegenden Geschosses zurückzusetzen. Technische Aufbauten sind 

einzuhausen, die Einhausung ist geschlossen auszuführen. 

Stand: 26.09.2011, Anlage zur Vorlage Nr. 61/83/2011 



 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

- 86 ­

Mit diesen Regelungen soll gewährleistet werden, dass die Dachlandschaft im Plan­

gebiet - auch in den gewerblichen Baugebieten - dem Charakter eines hochwertigen 

Büro-Standortes entspricht. Die Anlage von solarenergetischen Anlagen soll zulässig 

sein, um eine Nutzung der regenerativen Energieform zu ermöglichen. 

4.10.3 Werbeanlagen 

Aus gestalterischen Gründen werden Festsetzungen zu Werbeanlagen getroffen. Es 

wird geregelt, dass Werbeanlagen ausschließlich am Ort der Leistung zulässig sind 

und sich in Größe, Form, Material, Farbe und Lichtwirkung dem Erscheinungsbild der 

Fassade unterzuordnen haben. Oberhalb der Gebäudeaußenwand (Attika) sind 

Werbeanlagen ebenfalls nicht zulässig, um die Dachlandschaft frei zu halten. Bei 

Schriften wird festgesetzt, dass Einzelbuchstaben bis zu einer Höhe von 0,40 m zu 

verwenden sind. Weiterhin sind Werbepylone und Fremdwerbeanlagen unzulässig. 

Mit diesen Festsetzungen können Fremdwerbung und eine gestalterisch uner­

wünschte Häufung von Werbeanlagen sowie zu große Schriften auf und an Gebäu­

den und auf den Freiflächen verhindert werden. Der geplante campusartige Büro­

standort soll sich insbesondere durch grüne Freiräume, urbane gestaltete Flächen 

und Plätze auszeichnen. Einem solchen Erscheinungsbild würde eine zu starke Wer­

belandschaft entgegenstehen. Sie wird deshalb entsprechend begrenzt. 

4.10.4 Einfriedungen 

Ein städtebauliches Charakteristikum des beabsichtigten neuen Bürostandortes ist 

der großzügige Freiraum zwischen den Gebäuden. Die sich ergebenden Freiflächen 

sollen als gestaltete Freibereiche und urbane Plätze den Beschäftigten und Bewoh­

nern zur Verfügung stehen. Grundstückseinfriedungen würden dem Anspruch nach 

einer offenen Stadtlandschaft hier entgegenstehen. Um die benannten Qualitäten 

sowie den städtebaulichen Freiraumansatz für die Gewerbegebiete zu sichern ist es 

daher erforderlich in den eingeschränkten Gewerbegebieten GEe1 bis GEe 5 Einfrie­

dungen auszuschließen. Gleichzeitig kann festgestellt werden, dass die nach dem 

Bebauungsplan zulässigen Nutzungen dadurch nicht eingeschränkt werden.  
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Um dem Schutzbedürfnis der privaten Nutzer in den Allgemeinen Wohngebieten WA 

2 bis WA 9 Rechnung zu tragen, wird im Bebauungsplan festgesetzt, dass Einfrie­

dungen von privaten Gärten an den Grenzen zu öffentlichen Verkehrsflächen und 

GF-Flächen ausschließlich in Form von Hecken bis zu einer Höhe von maximal 1,7 m 

zulässig sind.  

Zum einen wird damit ein ausreichender Schutz der Privatsphäre sichergestellt, zum 

anderen wird gewährleistet, dass ein durchgrüntes einheitliches und hochwertiges 

Erscheinungsbild an den Grenzen zu den öffentlichen Verkehrsflächen und GF-

Flächen erreicht werden kann. Vor diesem Hintergrund sollen Einfriedungen nur in 

Form von Hecken zulässig sein. Ausnahmsweise sind Drahtzäune bis zu einer Höhe 

von 1,20 m zulässig, sofern sie in die Heckenpflanzung integriert sind. 

4.10.5 Müllbehälter 

Um ein hochwertiges Erscheinungsbild zu erreichen und Flächen für die Begrünung 

zu sichern, wird für die eingeschränkten Gewerbegebiete GEe 1 bis GEe 4 geregelt, 

dass Müllstandorte in die Gebäude oder in die Tiefgaragen zu integrieren sind. Für 

das Allgemeine Wohngebiet WA 8 wird geregelt, dass Flächen für Abfallstandorte 

einzugrünen sind. 

5. Soziale Maßnahmen 

Das Plangebiet befindet sich fast ausschließlich in der Hand eines Eigentümers. Überplante 

Nutzungen, die durch den Bebauungsplan nicht gesichert werden, sollen noch für jeweilig 

durch Miet- und Pachtverträge geregelte Zeiträume im Rahmen des Bestandsschutzes fort­

geführt werden. Soziale Maßnahmen sind nicht erforderlich. 

6. Bodenordnende Maßnahmen 

Bodenordnende Maßnahmen sind nicht erforderlich. 
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7. Kosten für die Stadt 

Hinsichtlich der mit der Planung verbundenen Kosten soll ein Kostenübernahmever­

trag mit dem Grundstückseigentümer geschlossen werden. 

Die Erschließung und in diesem Zusammenhang erforderliche Flächenabtretungen 

und Flächentausch werden vertraglich mit dem Grundstückseigentümer geregelt. 

Die zukünftig öffentlichen Grünflächen liegen auf heute privaten Grundstücksflächen. 

Die Flächen sind durch die Stadt zu erwerben. Für die Kosten zur Herstellung der öf­

fentlichen Grünflächen südlich der Röpkestraße (2.300 qm), auf den Flächen des e­

hemaligen Güterbahnhofs Grafenberg (ca. 22.000 m²) und im Osten des Bebau­

ungsplangebietes (ca. 1.000 m²), als Verbindung zum Ostpark, sind insgesamt ca. 

900.000 € vorzusehen. Die Kosten für den Flächenerwerb und die Freimachung sind 

darin nicht enthalten.  
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Teil B - Umweltbericht 


gemäß § 2a BauGB 


zum Bebauungsplan-Entwurf Nr. 5777/056 


- Schlüterstraße / Hohenzollern - (2 Blätter) 


Stadtbezirk 2 Stadtteil Flingern 

Darstellung der Umweltauswirkungen der o. g. Planung unter Berücksichtigung der 

Stellungnahmen der Träger der Umweltbelange (TUB) 

1. Zusammenfassung 

Das Plangebiet ist Teil des Rahmenplans Schlüterstraße. Für die mit überwiegend 

aufgegebenen Industrieanlagen und Gütergleisen belegten Flächen sind zukünftig 

sowohl Wohn- als auch Gewerbegebiete geplant. Im Westen auf den ehemaligen 

Bahnflächen sieht der Bebauungsplan eine öffentliche Grünfläche mit einem Sonder­

gebiet „Gastronomie“ vor. Ferner wird eine Fläche für Gemeinbedarf mit der Zweck­

bestimmung Kindertagesstätte vorgesehen. Die beiden unter Denkmalschutz ste­

henden Gebäude des ehemaligen Hohenzollernwerks sowie sechs ehemalige 

Werkswohnungsgebäude (Meisterhäuser) werden in die Konzeption integriert. 

Aufgrund der industriellen Vornutzung sind bereits ca. 66 % des Plangebiets versie­

gelt. Weitere 15 % des Plangebiets bestehen aus Schotterrasen als PKW-

Aufstellfläche und Schotterflächen ehemaliger Bahnanlagen mit jungen Ruderalge­

wächsen. Insgesamt wird die Versiegelung zukünftig gegenüber den sehr hohen 

Werten der vormaligen industriellen Nutzung zurückgehen. 

Das Freirauminformations-System Düsseldorf ordnet nur den vorhandenen Kleingär­

ten im Nordosten des Plangebietes eine Vorbehaltsfunktion als Grünflächen mit be­

sonderer Erholungseignung zu. Nach der Systematik des FIS können solche Flächen 

aber grundsätzlich einer baulichen Nutzung zugeführt werden. 
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Das Plangebiet um die Hohenzollernallee gehört laut Klimaanalyse der Stadt Düssel­

dorf (1995) zu einem Lastraum der Industrieflächen. Aus stadtklimatischer Sicht ist 

insbesondere die Umwidmung des ehemaligen Nord-Süd-gerichteten Gleiskörperbe­

reiches in eine öffentliche Grünfläche zu begrüßen. Der Luftaustausch des Gebiets 

und der südlich angrenzenden Wohngebiete wird sich gegenüber der ursprünglichen 

Situation der industriellen Nutzung kleinräumig verbessern. 

Der zum Bebauungsplan erstellte Grünordnungsplan bilanziert im Rahmen der Ein­

griffs- und Ausgleichsberechnungen eine leicht positive Situation. Die Ausweisung 

von öffentlichen Grünflächen, die umfangreiche Neupflanzung von Straßenbäumen 

und Begrünungsmaßnahmen in den Wohn- und Gewerbegebieten sorgen für eine 

stadtbildgestalterisch wirksame Durchgrünung und schaffen eine hohe Qualität des 

zukünftigen Wohn- und Arbeitsumfeldes. Die Grünachse Nord-Süd auf der ehemali­

gen Bahnanlage erfüllt darüber hinaus wichtige ökologische Funktionen im Sinne des 

Biotop- und Artenschutzes und vernetzt das Gebiet mit angrenzenden Grün- und 

Freiflächen. 

Das Plangebiet wird durch verschiedene vorhandene und geplante Verkehrswege 

(Straße und Schiene) zum Teil stark mit Lärm belastet. Da die Durchführung aktiver 

Schallschutzmaßnahmen in Form von Lärmschutzwänden aufgrund der örtlichen 

Gegebenheiten nicht möglich ist, werden erhöhte Anforderungen an den baulichen 

Schallschutz entsprechend DIN 4109 festgesetzt.  

Im Plangebiet liegen mehrere Altstandorte. Durch entsprechende Maßnahmen in den 

Baugenehmigungsverfahren werden die allgemeinen Anforderungen an gesunde 

Wohn- und Arbeitsverhältnisse und die Berücksichtigung der Belange des Umwelt­

schutzes gemäß BauGB für die Flächen der Altstandorte sichergestellt. 

2. Beschreibung des Vorhabens 

Beschreibung der Festsetzungen für das Vorhaben sowie des Plangebietes und sei­

ner Umgebung 
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Das ehemals industriell geprägte und nun neu zu überplanende Areal von ca. 20 ha 

Größe liegt im Düsseldorfer Stadtteil Flingern-Nord. Das Plangebiet umfasst die letz­

ten Teilflächen des Rahmenplanes Schlüterstraße, für die noch kein neues Baurecht 

durch die Aufstellung von Bebauungsplänen geschaffen wurde. Überwiegend liegt 

das Gelände derzeit brach, nachdem die dort aufgegebenen Industrieanlagen ab­

gebrochen worden sind. Noch aufstehende Gebäude sind mit Zwischennutzungen 

belegt oder teilweise renoviert und für Büro- und Dienstleistungsnutzungen herge­

richtet worden. Östlich der Schlüterstraße und nördlich der Daelenstraße befinden 

sich einige ehemalige Werkswohnungsgebäude („Meisterhäuser“), die auch heute 

noch zu Wohnzwecken genutzt werden. Westlich der Schlüterstraße befanden sich 

die Gleisflächen sowie befindet sich das Gebäude des ehemaligen Güterbahnhofs 

Düsseldorf-Grafenberg. Grünflächen und nicht bzw. teilversiegelte Flächen befinden 

sich hauptsächlich im Westen des Plangebietes. 

Die zukünftige Bebauung soll sowohl von der Bauhöhe und der baulichen Dichte als 

auch vom Störgrad der zulässigen Nutzungen von Norden nach Süden abgestuft 

werden. Angrenzend an das nördlich gelegene Plangebiet des Bebauungsplans Nr. 

5778/029 „Östlich Schlüterstraße“ sind überwiegend eingeschränkte Gewerbegebiete 

vorgesehen. Im Süden sind angrenzend an die Wohnbebauung der Eythstraße All­

gemeine Wohngebiete vorgesehen. Auch die Grundstücke mit den Meisterhäusern 

sollen als Allgemeines Wohngebiet festgesetzt werden. An der öffentlichen Grünflä­

che im Westen ist ein Sondergebiet „Gastronomie“ geplant. Ferner wird eine Fläche 

für Gemeinbedarf mit der Zweckbestimmung Kindertagesstätte vorgesehen. 

Im Westen sieht der Bebauungsplan eine öffentliche Grünfläche auf den ehemaligen 

Bahnflächen vor. In Ost-Westrichtung schließt an diese öffentliche Grünfläche stra­

ßenbegleitend zur Neumannstraße ein Baumbestand an, der durch die geplante Be­

grünung der Hohenzollernallee eine Verbindung bis zum Ostpark herstellen soll. Die­

se Wegeverbindung wird im Bereich der denkmalgeschützten Gebäude des ehemali­

gen Hohenzollernwerks von einer inneren grünen Nord-Süd-Achse gekreuzt, die sich 

bis zum Edisonplatz südlich des Plangebietes erstreckt. 

Die Grundflächenzahlen (GRZ) liegen in den Allgemeinen Wohngebieten zwischen 

0,4 und 0,8 sowie in den eingeschränkten Gewerbegebieten bei 0,6 bzw. 0,8. Es 

werden zahlreiche grünplanerische Maßnahmen festgesetzt (Tiefgaragen-, Dach- 

und Stellplatzbegrünungen sowie die Darstellung von Pflanzflächen). 
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3. 	 Ziele von Umweltfachplanungen im Gebiet 

Fachlich relevante Planungen gibt es auf den Gebieten Freiraum, Grünordnung, Luft­

reinhaltung und Stadtklima. 

Die Einstufungen im Freirauminformations-System sind im Abschnitt „FIS“, die grün­

planerischen Empfehlungen des „Grünordnungsplans für den Stadtbezirk 2“ im Ab­

schnitt „Tiere, Pflanzen und Landschaft“ und die Aussagen der „Klimaanalyse Düs­

seldorf“ im Abschnitt „Stadtklima“ wieder gegeben. 

Der Luftreinhalteplan Düsseldorf umfasst das gesamte Stadtgebiet. In ihm sind zahl­

reiche Maßnahmen beschrieben, die geeignet sind die Luftqualität insbesondere im 

hochverdichteten Innenbereich der Stadt zu verbessern. Die Maßnahmen betreffen 

überwiegend nicht die Bauleitplanung. Dennoch wurde durch den Ausschluss von 

Brennstoffen, die Planung der großen Grünflächen und durch die umfangreichen 

Grünfestsetzungen im Bebauungsplan der Intention des Luftreinhalteplans gefolgt. 

4. 	Schutzgutbetrachtung 

Im folgenden wird die Umwelt im Einwirkungsbereich des Vorhabens je Schutzgut 

beschrieben und werden die aus dem Festsetzungsumfang des Planes resultieren­

den Eingriffe dargestellt, die nachteiligen Umweltauswirkungen herausgearbeitet so­

wie mögliche Vermeidungsstrategien aufgezeigt. 

4.1 	 Auswirkungen auf den Menschen 

a) Lärm 

Verkehrslärm 

Das Plangebiet wird durch den Lärm von den verschiedenen vorhandenen und ge­

planten Verkehrswegen stark belastet. Weiter östlich verläuft die Güterzugstrecke El­

ler - Rath, im Südwesten ragt noch ein gelegentlich genutztes Rangiergleis in das 

Plangebiet hinein. 

Zukünftig wird das Plangebiet durch Straßenverkehrslärm der Metrostraße, der Wal­

ter-Eucken-Straße, der Schlüterstraße und der Hans-Günther-Sohl-Straße durch den 

Neu- bzw. Umbau der Hohenzollernallee und der Neumannstraße belastet.  
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Zudem wurde die Anlage der Röpke-Straße als Erschließungsstraße für die Allge­

meinen Wohngebiete WA 3 bis WA 8 im schalltechnischen Gutachten berücksichtigt. 

Der mögliche vierspurige Ausbau der Walter-Eucken-Straße mit Weiterführung in 

Richtung Hellweg wurde im Bereich des Plangebietes nicht berücksichtigt, da bisher 

keine konkrete Straßenplanung vorliegt und hierfür zu gegebener Zeit ein eigenstän­

diges Planungsverfahren durchgeführt werden soll. 

16. BImSchV - Straßenneubau und wesentliche Änderung einer Straße 

Durch den Neubau der Hohenzollernallee sowie der Planstraßen ergeben sich für die 

vorhandene Bebauung innerhalb und außerhalb des Plangebietes keine Überschrei­

tungen der Immissionsgrenzwerte der 16. BImSchV. Durch die wesentliche Änderung 

bzw. die Verschiebung der Neumannstraße sowie den Bau des Kreisverkehres im 

Bereich der Schlüterstraße/Neumannstraße ergeben sich Überschreitungen der Im­

missionsgrenzwerte der 16. BImSchV im Bereich der sog. Meisterhäuser. Dabei wer­

den an mehreren Fassaden die Beurteilungspegel um mehr als 3 dB(A) erhöht. 

Demnach sind an den betroffenen Fassaden der Gebäude Daelenstraße 1a, 1, 3, 5, 

7, 9 und 11 Ansprüche auf Schallschutzmaßahmen dem Grund nach gegeben. Der 

tatsächliche Anspruch wird im Rahmen der Straßenumbaumaßnahme geprüft. 

Schienenlärm 

Die Lärmimmissionen des letzten sporadisch (max. einmal pro Werktag) genutzten, 

bis fast auf Höhe der Schule Schlüterstraße verlaufenden Rangiergleises, werden 

aufgrund der deutlich dominierenden Immissionen des Straßenverkehrslärms zu kei­

ner Erhöhung der Gesamtimmission während der Tagzeit führen. Sollten Fahrten in 

Einzelfällen während des Nachtzeitraums stattfinden, sind auf Grund der Entfernung 

von über 100 m zum nächstgelegenen Baufeld Allgemeines Wohngebiet WA 2 keine 

relevanten Auswirkungen zu erwarten. 

Gesamtverkehrslärmbetrachtung 

Die Schienenverkehrslärmemissionen der zweigleisigen Güterzugstrecke Gerres-

heim - Rath sind in der Gesamtverkehrslärmbetrachtung (Straße / Schiene) integriert. 

Dabei werden insgesamt in weiten Bereichen bei freier Schallausbreitung die Orien­

tierungswerte des Beiblattes 1 der DIN 18005 Teil 1 für allgemeine Wohngebiete und 

Gewerbegebiete überschritten. Die Situation in den einzelnen Baugebietskategorien 

stellt sich wie folgt dar: 
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Allgemeine Wohngebiete (Orientierungswerte der DIN 18005: 55/45 dB(A) 

tags/nachts) 

Die Verkehrslärmimmissionen von der Schlüterstraße, der Hauptverkehrsachse der 

Neumannstraße und der Hohenzollernallee führen teilweise zu erheblichen Über­

schreitungen der Orientierungswerte im Allgemeinen Wohngebiet WA 1 (sog. Meis­

terhäuser - Bestand) um bis zu 14 dB(A) tags und 16 dB(A) nachts an den straßen­

nahen Fassaden. Die maximalen Beurteilungspegel liegen an der Daelenstraße 1a 

entlang der Schlüterstraße bei knapp unterhalb 70 dB(A) am Tag und bei bis zu 62 

dB(A) in der Nacht. 

Im Nahbereich der Hohenzollernallee liegen die höchsten Überschreitungen bei bis 

zu 10 dB(A) tags und bei bis zu 13 dB(A) nachts (WA 9). Die Beurteilungspegel 

betragen an dieser Stelle 65 dB(A) tags und 57 dB(A) nachts. 

In den abseits der Hauptverkehrswege gelegenen Allgemeinen Wohngebieten neh­

men die Überschreitungen der Orientierungswerte ab und verringern sich, wenn die 

Abschirmung durch die geplanten Gebäude entlang der Hauptverkehrsachsen wirk­

sam wird.  

Da die Durchführung aktiver Schallschutzmaßnahmen für die Gebäude in Form von 

Lärmschutzwänden aufgrund der örtlichen Platzgegebenheiten nicht möglich ist, 

werden erhöhte Anforderungen an den baulichen Schallschutz bis zu Lärmpegelbe­

reich V gemäß DIN 4109 entsprechend der Ergebnisse des vorliegenden Schall­

schutzgutachtens festgesetzt. Bei Wohn- und Übernachtungsräumen entsprechend 

Lärmpegelbereich IV oder höher sind zusätzlich schallgedämmte Lüfter einzubauen. 

Zudem ist die erhöhte Störwirkung von ein- und ausfahrenden Fahrzeugen bei Tief­

garagen durch Beschleunigungsvorgänge, mögliche Rampenauffahrten sowie durch 

Motorlaufgeräusche bei Wartezeiten zum Öffnen von Toren und die Toröffnungsge­

räusche selbst sowie das mögliche Überfahren von Entwässerungsrinnen zu berück­

sichtigen. Deshalb ist für Fenster, die zur Belüftung von Wohn-, Arbeits- oder Schlaf-

räumen in Wohngebäuden dienen, aus Lärmschutzgründen ein Abstand von mindes­

tens 5 m um fassadenintegrierte Tiefgaragenein- und -ausfahrten bzw. deren Ein­

hausungen vorzusehen. 
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Eingeschränkte Gewerbegebiete (Orientierungswerte der DIN 18005: 65/55 dB(A) 

tags/nachts) 

Eine geringfügige Überschreitung von 1,2 dB(A) tritt tagsüber lediglich im einge­

schränkten Gewerbegebiet GEe 5 im Nahbereich der Hohenzollernallee auf. Nachts 

ergeben sich einzelne Überschreitungen mit maximal 8,3 dB(A) an der östlichen Sei­

te des eingeschränkten Gewerbegebietes GEe 2 durch die Emissionen der Güter­

zugstrecke. 

Aufgrund der in den Baugebieten zulässigen Nutzungen ergeben sich daraus keine 

erforderlichen Maßnahmen. Nach Errichtung der Gebäude in den eingeschränkten 

Gewerbegebieten GEe 1 bis 4 ergibt sich durch die dann existierende Abschirmung 

zudem für weite Bereiche des übrigen Plangebietes eine weitergehende Reduzierung 

des Bahnlärms. 

Für die im schalltechnischen Gutachten gekennzeichneten Fassaden der einge­

schränkten Gewerbegebiete werden erhöhte Anforderungen an den baulichen 

Schallschutz entsprechend Lärmpegelbereich IV gemäß DIN 4109 festgesetzt. 

SO-Gebiet „Gastronomie“ (Orientierungswerte der DIN 18005 analog eines Gewer­

begebietes: 65/55 dB(A) tags/nachts) 

Im Bereich der Sondergebietsfläche „Gastronomie“ treten Überschreitungen in Höhe 

von bis zu 0,2 dB(A) tags und von bis zu 3 dB(A) nachts an den zur Schlüterstraße 

orientierten Fassaden auf. Die Beurteilungspegel liegen bei bis zu 65 dB(A) am Tag 

und 58 dB(A) in der Nacht. 

Für die zur Schlüterstraße ausgerichteten Fassaden werden erhöhte Anforderungen 

an den baulichen Schallschutz entsprechend Lärmpegelbereich IV gemäß DIN 4109 

festgesetzt.  

Fläche für Gemeinbedarf „Kindertagesstätte“ (Orientierungswert der DIN 18005 ana­

log eines Allgemeinen Wohngebietes bzw. einer Park-/Kleingartenanlage: 55 dB(A) 

tags) 

An der südlichen Baugrenze auf der Fläche für Gemeinbedarf liegt der Beurteilungs­

pegel bei bis zu 65 dB(A) am Tag. Für die zur Hohenzollernallee ausgerichteten Fas­

saden werden daher erhöhte Anforderungen an den baulichen Schallschutz entspre­

chend Lärmpegelbereich IV gemäß DIN 4109 festgesetzt.  
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Da die genaue Lage des Gebäudes bzw. seine Stellung noch nicht feststehen, wird 

zum Schutz der benötigten Freifläche (Außenspielbereich) vor Lärmemissionen fest­

gesetzt, dass durch bauliche oder sonstige technische Maßnahmen sichergestellt 

werden muss, dass ein Beurteilungspegel von 55 dB(A) in 1,8 m Höhe nicht über­

schritten wird. 

Öffentliche Grünfläche im Westen des Plangebietes (Orientierungswert der DIN 

18005 analog einer Park-/Kleingartenanlage: 55 dB(A) tags) 

Das Areal der öffentlichen Grünfläche im Westen des Plangebietes wird an den Rän­

dern vom Verkehrslärm der Schlüterstraße und der verschobenen Neumannstraße 

mit bis zu 65 dB(A) beaufschlagt. Mit zunehmendem Abstand zum Rand nimmt die 

Verkehrslärmbelastung allerdings ab. Ihrer gewünschten Funktion als Erholungsraum 

kann sie bei Überschreitungen von bis zu 10 dB(A) nicht in auf allen Flächen gerecht 

werden. 

Gewerbelärm 

Aufgrund der in den eingeschränkten Gewerbegebieten zulässigen Nutzungen sind 

zukünftig, neben den haustechnischen Anlagen und LKW-Fahrten auf dem Betriebs­

gelände, die Tiefgaragenzufahrten die einzigen relevanten Emissionsquellen von 

Gewerbelärm. Zum Schutz der zukünftigen Bewohner vor Beeinträchtigung wird die 

hoch absorbierende Ausführung der Wände und Decken von Tiefgaragenzu- und ­

ausfahrten festgesetzt. Ferner sollte im Rahmen der Bauausführung sichergestellt 

werden, dass entsprechend der aktuellen Lärmminderungstechnik kein zusätzliches 

Geräusch durch Überfahren von Entwässerungsrinnen entsteht. 

Das Schallgutachten kommt zu dem Ergebnis, dass bei Zugrundelegung der in der 

Bauleitplanung abzuleitenden Verhältnisse ein Mindestabstand von 20 m von den 

gewerblich genutzten Tiefgaragenzufahrten zur nächstgelegenen, schützenswerten 

Wohnbebauung einzuhalten ist. Der Nachweis, dass die Immissionsrichtwerte der 

TA-Lärm an den Fassaden der südlich der Hohenzollernallee gelegenen Wohnge­

bäude tatsächlich eingehalten werden, ist im Baugenehmigungsverfahren gesondert 

zu führen. Eine entsprechende Regelung wurde in die Festsetzungen aufgenommen. 
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b) Elektromagnetische Felder (EMF) 

Im Plangebiet befindet sich bis auf eine Verteiler- und Netzumspannstelle, welche im 

Zuge der Baumaßnahmen verlagert wird, keine weitere Quelle starker elektromagne­

tischer Felder. 

Weitere Trafostationen zur Nahversorgung sollten nicht in der unmittelbaren Nähe 

sensibler Nutzungen (Wohnungen, Schule, Kindertagesstätten) angeordnet werden. 

Insbesondere ist auch eine Anordnung in Kellerräumen von Wohngebäuden zu ver­

meiden. Bei Berücksichtigung der Vorgaben der Verordnung über elektromagneti­

sche Felder (26. Verordnung zum Bundesimmissionsschutzgesetz), des Abstandser­

lasses NRW von 2007 sowie des Runderlasses des Ministeriums für Umwelt und Na­

turschutz, Landwirtschaft und Verbraucherschutz vom 09.11.2004 beim Neubau als 

auch beim Heranrücken schützenswerter Nutzungen an bestehende Anlagen sind 

keine nachteiligen Umweltauswirkungen zu besorgen. Eine über diese Vorgaben hi­

nausgehende Minimierung von Strahlenbelastungen ist aus gesundheitlicher Sicht 

jedoch empfehlenswert. 

c) Kinderfreundlichkeit 

Die Nord-Süd-Grünverbindung auf dem ehemaligen Güterbahnhof im Westen des 

Plangebiets sichert auch hohe Freiraumqualitäten für Kinder, indem hier ein Erlebnis-

raum besonderer Ausprägung geschaffen werden kann. Innerhalb der öffentlichen 

Grünfläche von 22.000 qm werden ca. 4.000 qm Spielflächen angelegt. 

Auf den festgesetzten Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonsti­

gen Bepflanzungen in den Baugebieten GEe 5 und WA 2 sind Spielflächen für Kinder 

vorgesehen. Die öffentliche Grünfläche mit Spielfläche südlich der Röpke-Straße be­

sitzt eine Größe von ca. 2000 qm und die private Grünfläche nördlich der Röpke-

Straße 900 qm. Beide Flächen sollen ein Spiel- und Aufenthaltsangebot für Kleinkin­

der und jüngere Schulkinder erhalten. 

Über die ausreichende Festsetzung von Geh- und Fahrrechten für Radfahrer zuguns­

ten der Allgemeinheit wird die gefahrlose Durchwegungen des Plangebietes für Kin­

der gesichert. Zielsetzung ist es zusätzlich durch den Neu- bzw. Umbau von Straßen, 

die Schlüterstraße auf Höhe der Realschule abzubinden und somit ein erhebliches 

Gefährdungspotenzial rund um die dort vorhandene Schule und die bestehende Kin­

dertagesstätte zu reduzieren.  
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Die neuen Wohnstraßen sind nur mit Erschließungsverkehr belastet bzw. sollen teil­

weise als Mischflächen ausgebildet werden. Die Übergänge vom weiteren Straßen­

netz in die Wohnbereiche sollen durch Aufpflasterungen verdeutlicht werden. Zufahr­

ten von den Mischflächen zu den Gewerbegebietsgrundstücken werden begrenzt. 

Diese Maßnahmen sollen ebenfalls das Gefährdungspotenzial für Kinder auf der 

Straße senken. 

Die zukünftigen Bewohner der Wohnbebauung werden einen zusätzlichen Bedarf an 

Kindertagesstättenplätzen auslösen, der durch die bestehenden Einrichtungen au­

ßerhalb des Plangebietes nicht gedeckt werden kann. Der Bedarf soll deshalb durch 

eine Einrichtung im Plangebiet gedeckt werden (Fläche für Gemeinbedarf „Kinderta­

gesstätte“). Der bereits ohne Realisierung der Planung im Stadtteil bestehenden For­

derung nach einer Jugendfreizeiteinrichtung soll außerhalb des Plangebietes nach­

gekommen werden. 

d) Städtebauliche Kriminalprävention 

Die öffentlich zugänglichen Plätze und Grünflächen in den allgemeinen Wohngebie­

ten sind einsehbar und unterliegen durch die angrenzende Bebauung einem Min­

destmaß an sozialer Kontrolle. Die Nutzungsmischung ist günstig und die städtebau­

liche Struktur leicht nachvollziehbar, so dass die Orientierung erleichtert wird. Somit 

sind die Aspekte der städtebaulichen Kriminalprävention im vorliegenden Bebau­

ungsplan für die geplanten Wohnbauflächen ausreichend berücksichtigt.  

Weitere Aspekte baulicher Kriminalprävention wie die Anzahl der Treppenhäuser, die 

Art der Bepflanzung und die Gestaltung der Tiefgaragen werden in den jeweiligen 

Baugenehmigungsverfahren geregelt. 

4.2 	 Natur und Freiraum 

a) Freirauminformations-System (FIS) 

Das Freirauminformations-System Düsseldorf ordnet nur den vorhandenen Kleingär­

ten am nordöstlichen Rand des Plangebietes eine Vorbehaltsfunktion als Grünflä­

chen mit besonderer Erholungseignung zu. Nach der Systematik des FIS können 

solche „Vorbehaltsflächen@ grundsätzlich einer baulichen Nutzung zugeführt werden. 

Weitere Flächen mit Vorbehalts- oder Vorrangfunktion sind im Plangebiet nicht ent­

halten. 
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b) Tiere, Pflanzen und Landschaft 

Das Plangebiet liegt außerhalb des Geltungsbereichs des Landschaftsplans.  

Im Grünordnungsplan (GOP I) sind die Kleingärten am nordöstlichen Rand des Plan­

gebiets als entfallend gekennzeichnet, während die östlich angrenzende ebenfalls 

außerhalb des Plangebiets liegende Anlage als zu sichernder Bestand und Teil einer 

Grünverbindung entlang der nach Norden im Tunnel weiter verlaufenden Bahnstre­

cke dargestellt ist. Weitere Grünflächen sowie ein Spielplatz sind im Westen auf e­

hemaligem Bahngelände sowie im Süden innerhalb der geplanten Wohnbebauung 

ausgewiesen.  

Laut „Grün- und Freiflächenkonzept Oberbilk/Flingern“ (GOP II, 2003) gilt es für den 

Raum zwischen Grafenberger Allee, Altenbergstraße, Bahnlinie und Wohnbebauung 

im Süden eine Vernetzung zwischen Grün- und Spielflächen untereinander sowie mit 

der Umgebung zu schaffen und die Straßenräume zu begrünen.  

Begleitend zur Aufstellung des Bebauungsplanes wurde als Fachgutachten ein 

Grünordnungsplan (GOP) erarbeitet. Der GOP beschreibt und bewertet in Karten und 

Erläuterungsbericht die Bestandssituation und die Auswirkungen auf Natur und 

Landschaft und macht Vorschläge für grünordnerische Maßnahmen. Die Bestands­

kartierungen für die Bewertung des Ausgangszustandes basieren auf örtlichen Erhe­

bungen aus den Jahren 2000 (Hohenzollern-Gelände) und 2004 (Güterbahnhof / 

Schlüterstraße) sowie 2009 (Stellplatzbereich an der Hans-Günther-Sohl-Straße) und 

einer Bestandsaufnahme 2010, in der alle bisherigen Erfassungen aktualisiert wur­

den. Der Grünordnungsplan wurde zwar laufend aktualisiert, aber die Bestandspläne 

stellen den Zustand zu Beginn des Bauleitplanverfahrens mit der Nummer 5777/048 

dar. In den letzten Jahren sind in Vorbereitung der geplanten baulichen Entwicklung 

erhebliche Veränderungen im Bebauungsplangebiet erfolgt, z.B. durch den großflä­

chigen Abriss von lndustrieanlagen und Stilllegung des Güterbahnhofes. Die Auswei­

sung neuer Wohn- oder Gewerbegebiete auf den Brachflächen wird deshalb nicht als 

Neuversiegelung bewertet, sondern dem ursprünglichen, stark versiegelten Zustand 

gegenübergestellt. 

Die Gesamtbilanz der ökologischen Bewertung ergibt somit ein leicht positives Er­

gebnis. Dies liegt an dem ursprünglich hohen Anteil an versiegelten Flächen sowie 

an den geplanten Begrünungsmaßnahmen, insbesondere den umfangreichen 

Baumpflanzungen und an der ökologischen Aufwertung der Bahnflächen. 
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Im Bebauungsplangebiet kommt es zum Verlust von ca. 168 Bäumen, davon sind ca. 

142 satzungsgeschützt. Nach den Bestimmungen der Baumschutzsatzung wird der 

Wertersatz durch Neupflanzungen im Rahmen der Plan- und Baugenehmigungsver­

fahren geregelt. Der Verlust der satzungsgeschützten Bäume wird durch die Neu­

pflanzung von ca. 280 Laubbäumen ausgeglichen.  

Darüber hinaus wird im Plangebiet prägender Baumbestand erhalten:  

- die großkronigen Linden rund um die Meisterhäuser  

- die begrünte Dreiecksfläche zwischen Daelenstraße und der westlichen Verlänge­

rung der Hohenzollernallee 

- schützenswerte Baumgruppen im eingeschränkten Gewerbegebiet GEe 5 und in 

den öffentlichen Grünflächen 

Das Bebauungsplangebiet zeichnet sich durch Brachflächen verschiedener Ausprä­

gung aus. Über den Zeitraum von 10 bis 15 Jahren und teilweise länger haben sich 

Biotoptypen mit altem Baumbestand, ältere und jüngere ruderale Gehölzflächen und 

Flächen mit beginnender Gehölz-Sukzession und Spontanvegetation entwickelt. Mit 

Ausnahme der älteren Baumbestände konnten sich die jüngeren Brachflächen erst 

durch die Nutzungsaufgabe und den großflächigen Abriss der lndustrieanlagen ent­

wickeln. In ihrer natürlichen Dynamik sind diese Brachen von lokaler Bedeutung für 

den Arten- und Biotopschutz im innerstädtischen Bereich.  

Mit Umsetzung der Bauleitplanung werden die Brachflächen südlich der Hohenzol­

lernallee durch Wohn- und Gewerbegebiete beseitigt. Gemäß § 4 Abs. 3 Nr. 3. Land­

schaftsgesetz NRW gilt die Beseitigung von durch Sukzession entstandenen Bioto­

pen nicht als Eingriff, wenn die Flächen in der Vergangenheit rechtmäßig baulich o­

der für verkehrliche Zwecke genutzt waren und die Wiederaufnahme einer neuen 

Nutzung erfolgt (Natur auf Zeit). Dem Verlust dieser Brachflächen steht jedoch das 

Potential auf der stillgelegten Bahnfläche des ehemaligen Güterbahnhofes Grafen­

berg gegenüber. Nach der Entwidmung der Bahnfläche wird diese bedeutende 

Grünachse als öffentliche Grünfläche im Bebauungsplangebiet dauerhaft gesichert. 

Bei behutsamer Gestaltung und fachgerechter Pflege erfüllt diese Grünfläche neben 

den Freiraumfunktionen auch wesentliche Funktionen im Sinne des Biotop- und Ar­

tenschutzes (z.B. für Insekten, Vögel und Fledertiere).  
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Die Konzeption einer naturnahen, blütenreichen, halboffenen und offenen Brache 

stellt auch landschaftsgestalterisch einen belebenden Kontrast zu den intensiv ges­

talteten Grünflächen der umgebenden Gewerbegebiete dar. Dieses Gestaltungskon­

zept nimmt Bezug auf die frühere Nutzung und sorgt so für einen unverwechselbaren 

Charakter der Grünanlage. Fuß- und Radwege sowie Spiel- und Erholungsflächen 

können integriert werden.  

Entlang der Hohenzollernallee werden ebenso wie in den angrenzenden Straßen 

beidseitig Straßenbäume gepflanzt. Die Begrünung in den Baugebieten wird durch 

die Festsetzungen zur Bepflanzung gewährleistet. 

Die grünordnerischen Festsetzungen sind ausführlich im Grünordnungsplan (GOP) 

beschrieben. Für die Baugebiete werden zeichnerische und textliche Festsetzungen 

zur Bepflanzung in den Bebauungsplan aufgenommen. Darüber hinaus wird für die 

Baugebiete die Begrünung der baulichen Anlagen mit einer Dach- oder Tiefgaragen­

begrünung festgesetzt, was die negativen Auswirkungen der Versiegelung mindert. 

Die Gesamtheit der Begrünungsmaßnahmen bewirkt eine überwiegend positive Be­

wertung der Bauleitplanung für die Belange Grünordnung und Artenschutz.  

Artenschutzrechtliche Beurteilung 

Bei Planaufstellungsverfahren sind gem. § 1 Abs. 6 Nr. 7a) Baugesetzbuch insbe­

sondere die Belange des Naturschutzes und die Auswirkungen auf Tiere, Pflanzen 

und die biologische Vielfalt zu berücksichtigen. Für das Bebauungsplangebiet wurde 

aus diesem Grund eine artenschutzrechtliche Vorprüfung durch das Büro Hamann & 

Schulte Umweltplanung durchgeführt. Darauf aufbauend erfolgte eine artenschutz­

rechtliche Ersteinschätzung durch die Untere Landschaftsbehörde. Diese Erstein­

schätzung dient der Feststellung, ob Biotope mit besonderer Bedeutung für Flora und 

Fauna oder besonders oder streng geschützte Arten vorkommen, deren Lebensraum 

oder Populationen durch die geplanten Nutzungsänderungen beeinträchtigt werden 

könnten. Damit wird den artenschutzrechtlichen Vorschriften nach dem Bundesnatur­

schutzgesetz (BNatSchG) entsprochen. 
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Bei dem Plangebiet handelt es sich überwiegend um Gewerbeflächen, eine größere 

Brache und in geringem Umfang um ein Wohngebiet. Aufgrund der Ausstattung der 

Fläche und der vorliegenden Ersteinschätzung lag der Schwerpunkt der Erfassung 

auf den Artengruppen Vögel und Fledertiere. Zudem wurde das Vorkommen anderer 

planungsrelevanter Arten wie Amphibien (Kreuzkröte), Reptilien (Zauneidechse) und 

Schmetterlinge besonders betrachtet. 

Im Ergebnis der Erfassung konnte aus der Artengruppe der Fledertiere die Zwergfle­

dermaus mit ihrem vermutlichen Quartier an der Dinnendahlstraße (Meisterhäuser) 

nachgewiesen werden. Im Rahmen der weiteren Potentialanalyse konnte die zeitwei­

se Nutzung der Gebäude im Plangebiet durch weitere Fledermausarten - vor allem 

während des Durchzuges und als Winterquartier - nicht völlig ausgeschlossen wer­

den. Weitere planungsrelevante Arten wurden aktuell weder vor Ort noch über die 

Messtischblatt-Auswertung festgestellt.  

Mit der Bachstelze wurde eine regional gefährdete Art als Nahrungsgast nachgewie­

sen. 

Die artenschutzrechtliche Ersteinschätzung durch die Untere Landschaftsbehörde 

ergab zudem, dass der Turmfalke durch die Planung Jagdgebiete verlieren wird, da 

er zurzeit die Brachflächen als Jagdlebensraum nutzt. Er kommt in Düsseldorf mit 

Ausnahme des Stadtzentrums annähernd flächendeckend vor und gilt als ungefähr­

det. Jagdlebensräume sind in ausreichender Anzahl im Stadtgebiet vorhanden, es 

mangelt eher an geeigneten Brutplätzen. Daher wird sich die Planung nicht negativ 

auf die Population dieser Art auswirken.  

Im Umfeld des Gebietes sind weitere planungsrelevante und bemerkenswerte Arten 

nachgewiesen (Abendsegler, Wasserfledermaus, Zwergfledermaus, Grünspecht, 

Sperber, Waldkauz, Hirschkäfer im Ostpark; Zwergfledermaus, Kleinabendsegler 

Gartengelände Märchenland; Kleiner Teichfrosch, Kammmolch in einem Gartenteich; 

Nachtkerzenschwärmer in einem Gartengelände), die jedoch in anderen Lebensräu­

men vorkommen und somit nicht von der Planung beeinträchtigt werden. Bei mehre­

ren dieser Arten ist eher mit einer Zunahme an Lebensräumen (Gärten) zu rechnen. 
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Unter Berücksichtigung von Hinweisen zur Konfliktvermeidung und -minderung, z. B. 

Erhalt der Verkehrsgrünfläche südlich der Daelenstraße, sind artenschutzrechtliche 

Verbotstatbestände nicht gegeben. 

4.3 	Boden 

a) Maß der baulichen Nutzung: Verdichtung und Versiegelung 

Insgesamt ist die Versiegelung bzw. insbesondere die Teilversiegelung in den ver­

gangenen Jahren aufgrund von Abriss bzw. Umnutzungen gegenüber den sehr ho­

hen Werten der vormaligen industriellen Nutzung zurückgegangen. Aktuell sind ca. 

66 % des Plangebiets als versiegelt anzusprechen. Weitere 15 % des Plangebiets 

bestehen aus Schotterrasen als PKW-Aufstellfläche und Schotterflächen ehemaliger 

Bahnanlagen mit jungen Ruderalgewächsen. Die Ansiedlung von Wohnnutzungen 

mit den dazugehörigen privaten Grünbereichen und die Realisierung neuer öffentli­

cher und privater Grünflächen werden den Anteil an begrünten Flächen im Plange­

biet deutlich erhöhen. Insbesondere wurden bei einigen Pflanzflächen explizit festge­

setzt, dass sie nicht unterbaut werden dürfen, um die Bodenfunktionen in diesen Be­

reichen weitgehend zu erhalten (z. B. eingeschränktes Gewerbegebiet GEe 5 / All­

gemeines Wohngebiet WA 3). 

Die Obergrenze der Grundflächenzahl (GRZ) für die Bestimmung des Maßes der 

baulichen Nutzung gemäß § 17 BauNVO liegt für Wohngebiete bei 0,4 und für Ge­

werbegebiete bei 0,8. Die Planung berücksichtigt für die Allgemeinen Wohngebiete 

WA 1, WA 2 und WA 8 die Vorgaben der BauNVO, während in den Allgemeinen 

Wohngebieten WA 3 bis WA 7 und WA 9 mit festgesetzten Werten von 0,5 bzw. 0,8 

Überschreitungen zugelassen werden. Diese Zulässigkeit der erhöhten „oberirdi­

schen Versiegelung“ wird durch die gleichzeitige Ausweisung großer Grünflächen 

und der vorgesehenen Maßnahmen zur Begrünung von Dächern und Tiefgaragen 

kompensiert. 

In den eingeschränkten Gewerbegebieten GEe 1, GEe 2 und GEe 5 kann mit einer 

GRZ von 0,8 die maximale Vorgabe der BauNVO ausgeschöpft werden, während in 

den eingeschränkten Gewerbegebieten GEe 3 und GEe 4 die GRZ auf 0,6 begrenzt 

wird. 
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Um die Errichtung von Tiefgaragen für die benötigten Stellplätze zu ermöglichen, ist 

es in allen Baugebieten außer in den Allgemeinen Wohngebieten WA 1, WA 2 und 

WA 8 sowie im eingeschränkten Gewerbegebiet GEe 5 zulässig, die GRZ durch un­

terirdische Bebauung bis zu einem Wert von 0,9 bzw. 1,0 zu überschreiten. 

Versiegelungsbilanz (laut Angaben im Grünordnungsplan) 

versiegelt 
(m²) 

% teilversiegelt 
(m²) 

% unversiegelt 
(m²) 

% Summe 
(m²) 

Bestand 135.500 66 30.500 15 39.000 19 205.000 
Planung 129.000 63 12.500 6 63.500 31 205.000 
%-Bilanz - 3 - 9 +12 

b) Altablagerungen im Umfeld des Plangebietes 

Im Umfeld des Plangebietes befinden sich die Altablagerungen mit den Kataster-Nrn. 

50, 73, 161, 164, 166, die kleinräumigen Verfüllungen mit den Kataster-Nrn. 274, 338 

und 342, sowie die Lärmschutzwälle mit den Kataster-Nrn. 500 bis 503. Aufgrund 

vorliegender Erkenntnisse aus dem Bodenluft-Messprogramm und der Verfüllmate­

rialien sind Auswirkungen durch Gasmigration nicht zu besorgen. 

c) Altablagerungen im Plangebiet 

Gemäß dem Kataster der Altablagerungen und Altstandorte der Landeshauptstadt 

Düsseldorf befinden sich im Plangebiet keine Altablagerungen. 

d) Altstandorte im Plangebiet 

Im Plangebiet liegen die Altstandorte mit den Kataster-Nr. 5298, 5299, 5885, 5889 

und 5911. 

Altstandort 5298 

Die vorliegenden Gutachten zeigen für diesen Bereich keine industrielle Nutzung, 

sondern eine ehemalige Nutzung als Park, Kleingartenanlage und Lagerhallen. Es 

wurden Auffüllungen bis 0,85 m Tiefe ohne nutzungsbedingte und auffüllungsbeding­

te Verunreinigungen angetroffen. Für diesen Bereich ergibt sich im weiteren Planver­

fahren kein Handlungsbedarf. 
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Altstandort 5299 

Der Altstandort wurde seit Mitte des 19. Jahrhunderts für den Lokomotivenbau mit 

den entsprechenden Werksbereichen wie Schmieden, Schleifereien, Gießerei, La­

ckiererei und Werkstätten genutzt. Bei den Bodenuntersuchungen wurden flächen­

deckende Auffüllungen mit Mächtigkeiten von ca. 2 m (max. 3,5 m ehem. Bomben­

trichter) mit unterschiedlichen Beimengungen von Bauschutt, Asche und Schlacke 

festgestellt. Lokal wurden erhöhte Gehalte an Blei, Arsen, Kupfer, Chrom und Zink, 

vornehmlich im östlichen Teil des Bebauungsplangebietes, in oberflächennahen Be­

reichen festgestellt, die an die vorhandene Auffüllung gebunden sind. Im mittleren 

Bereich des Plangebietes (Allgemeine Wohngebiete WA 5 bis 7, ehem. Halle 25) 

wurden bis in einer Tiefe von 1 m unter Geländeoberkante (GOK) auffällige Gehalte 

an polyzyklischen aromatischen Kohlenwasserstoffen (PAK) bis max. 150 mg/kg er­

mittelt, die an die Schlacken in der Auffüllung gebunden sind. Im Zuge der durchge­

führten Abbruchmaßnahme wurden die belasteten Auffüllungen teilweise mittels 

Aushub beseitigt. Im nachfolgenden Baugenehmigungsverfahren wird die Aufnahme 

verbliebener, belasteter Auffüllungen geregelt. 

Eine Verunreinigung mit Mineralölkohlenwasserstoffen (MKW) wurde im Bereich des 

eingeschränkten Gewerbegebietes GEe 4 festgestellt, die mit 9.100 mg/kg bis in den 

gesättigten Bodenbereich reicht.  

Diese Verunreinigung wurde horizontal und vertikal eingegrenzt und im Rahmen des 

Abbruchs mittels Aushub saniert.  

Im Bereich des geplanten Allgemeinen Wohngebietes WA 9 und der Fläche für Ge­

meinbedarf (Kindertagesstätte) wurde bei Untersuchungen im Jahre 2001 eine Ver­

unreinigung der Bodenluft mit chlorierten Kohlenwasserstoffen (CKW) und unterge­

ordnet aromatische Kohlenwasserstoffe Benzol, Toluol, Ethylbenzol und Xylole 

(BTEX) festgestellt, durch die nachfolgend eine Grundwasserverunreinigung mit 

CKW entstanden ist. Die maximalen CKW-Gehalte in der Bodenluft betrugen 1.700 

mg/m3. Im Zeitraum von Anfang 2004 bis August 2006 wurde die Sanierung der Bo­

denluftverunreinigung mittels Bodenluftabsaugung durchgeführt. Eine Überprüfung 

der Bodenluft im Jahre 2007 zeigte Maximalgehalte von 45,8 mg/m3. Im Zuge der 

Sanierungsmaßnahme wurden 265 Kg CKW aus der Bodenluft entfernt. Die Durch­

führung weiterer Maßnahmen, die im Rahmen einer Neunutzung der Flächen erfor­

derlich werden, wird in den nachfolgenden Baugenehmigungsverfahren geregelt. 
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Altstandort 5885 

Die vorliegende Nutzungsrecherche ergab für dieses Grundstück eine Nutzung als 

Fabrikationsstätte für Ventilatoren. Die darauf aufbauende Gefährdungsabschätzung 

zeigte eine flächige Auffüllung mit einer maximalen Mächtigkeit von 3 m, bestehend 

aus Sanden und Kiesen mit Beimengungen aus Schotter, Bauschutt, Ziegelbruch 

und Schlacken. Die chemische Analytik ergab auffüllungsgebundene Belastungen 

durch Schwermetalle und PAK. Nutzungsbedingte Auffälligkeiten wurden nicht ermit­

telt. 

Altsstandort 5889 

Auf dem Gelände des ehemaligen Güterbahnhofs Grafenberg befanden sich u. a. ei­

ne Tankanlage, ein Öltank und Werkstätten. Im Bereich des Altstandortes liegen Auf­

füllungen mit einer Mächtigkeit von bis zu 2,0 m mit Beimengungen von Bahnschot­

ter, Asche, Schlacke und Bauschutt vor. Lokal auffällige Gehalte an PAK, MKW und 

Chrom sind an die Asche- und Schlackebeimengungen dieser Auffüllung gebunden. 

Der Bereich des ehemaligen Güterbahnhofs Grafenberg soll entsprechend den Pla­

nungen zukünftig als öffentliche Grünfläche gestaltet werden. Unabhängig von der 

Art der Gestaltung ist zu gewährleisten, dass im oberen Bodenhorizont (Gelände­

oberkante GOK bis 0,10 m unter GOK) der Grünfläche die Prüfwerte für Park- und 

Freizeitanlagen der Bundesbodenschutzverordnung Anhang 2 Nr. 1 unterschritten 

werden. Die derzeit an der Geländeoberfläche anstehenden Materialien erfüllen nach 

den vorliegenden Untersuchungen diese Anforderungen nicht durchgängig. Da je­

doch weder die flächig vorhandenen Auffüllungsmaterialien noch der unterlagernde 

Sandboden als geeignetes Substrat für die Anlage einer Grünfläche mit entspre­

chender Vegetation geeignet sind, wird der Gefährdungspfad Boden-Mensch im 

Rahmen des Aufbringens eines ausreichend mächtigen kulturfähigen Bodens unter­

bunden. Für die Ausgestaltung der Grünfläche liegen derzeit zwei Optionen vor. In 

diesem Zusammenhang ist ggf. auch die Anlage von Sukzessionsflächen vorgese­

hen, die der natürlichen Entwicklung überlassen bleiben sollen. Da hierbei vorhande­

ne Gleise, Schotterflächen und Auffüllungsmaterialien vor Ort verbleiben sollen und 

kein kulturfähiger Boden aufgebracht wird, ist durch entsprechende Maßnahmen 

(z. B. dichte Randbepflanzung) sicher zu stellen, dass durch die Nutzung dieser Flä­

chen keine Gefährdung resultieren kann.  
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Altstandort 5911 

Auf dem Grundstück war in der Vergangenheit ein Kfz-Werkstattbetrieb angesiedelt. 

Im Rahmen einer Nutzungsänderung wird das Grundstück heute zu Wohnzwecken 

genutzt. Zum Zeitpunkt der Nutzungsänderung war das Grundstück noch nicht im 

Kataster der Altstandorte und Altablagerungen als Altstandort erfasst. Vor diesem 

Hintergrund wurden Untersuchungen im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens 

nicht mehr durchgeführt. 

Fazit Altstandorte: 

Die geplante Bebauung sieht für die Errichtung der Tiefgaragengeschosse und Un­

terkellerung bautechnisch bedingten Aushub vor. Hierdurch werden vorhandene Bo­

denbelastungen und Auffüllungsmaterialien mittels Aushub beseitigt und einer ge­

ordneten Entsorgung zugeführt. Verbleibende Auffüllungsmaterialien sind bei der 

Gebäudegründung zu beachten. 

Im Bereich verbleibender oberflächennaher Auffüllungen der zu bebauenden Flächen 

sind zur Unterbindung der Kontaktgefährdung und zur Reduzierung von Nieder­

schlagswassereintritt zusätzliche Maßnahmen (Bodenauftrag, lokaler Aushub etc.) 

erforderlich, die im nachfolgenden Baugenehmigungsverfahren geregelt werden. 

Gleiche Maßnahmen sind für den Bereich der öffentlichen Grünflächen erforderlich. 

Da hier jedoch kein Baugenehmigungsverfahren nachfolgt, sind die entsprechenden 

Regelungen vor Satzungsbeschluss durch Verpflichtungserklärung der Stadt recht­

lich zu sichern. Die für die Grünfläche im westlichen Plangebiet (ehemals Güter­

bahnhof Grafenberg), die Grünfläche/Kinderspielplatz südlich der Röpke-Straße und 

die Grünfläche im östlichen Plangebiet in Abhängigkeit von der konkreten Gestaltung 

der Flächen ggf. erforderlichen Untersuchungen zur Beurteilung des Gefährdungs­

pfades Boden-Mensch bzw. zur Überprüfung hinsichtlich der Prüfwerte für Kinder­

spielflächen und/oder Park- und Freizeitanlagen der Bundesbodenschutzverordnung 

Anhang 2 Nr. 1 werden im Rahmen dieser Verpflichtungserklärung festgelegt.  

Durch die beschriebenen Maßnahmen werden die allgemeinen Anforderungen an 

gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse und die Berücksichtigung der Belange des 

Umweltschutzes gemäß BauGB für die Flächen der Altstandorte mit den Kataster-

Nrn. 5299, 5885 und 5889 sichergestellt.  

Stand: 26.09.2011, Anlage zur Vorlage Nr. 61/83/2011 



 
 

 

 

 

   

 

 

 

 

 

   

 

 

 

- 108 ­

Im gesamten Bereich der Altstandorte ist mit erhöhten Aufwendungen (Entsorgung 

belasteten Auffüllungsmaterials, Fachgutachter, zusätzlicher Aushub von belasteten 

Böden und Bodenauftrag) zu rechnen. Deswegen ist eine Kennzeichnung der Alt­

standorte 5299, 5885 und 5889 nach § 9 Abs. 5 Nr. 1 und 3 BauGB im Bebauungs­

plan vorgenommen worden. 

4.4 	Wasser 

a) Grundwasser 

Grundwasserstände 

Die höchsten bisher gemessenen Grundwasserstände liegen im Plangebiet bei 37 m 

über Normalnull (HGW 1988 - höchster periodisch wiederkehrender Grundwasser­

stand). Der für 1926 für eine Phase bisher höchster Grundwasserstände in weiten 

Teilen des Stadtgebietes ermittelte Grundwasserstand liegt bei ca. 39 m über NN 

(HHGW 1926 - höchster dem Umweltamt bekannter Grundwasserstand). Eine sys­

tematische Auswertung der seit 1945 im Stadtgebiet gemessenen Grundwasserstän­

de zeigt für das Plangebiet im Bereich der geplanten Grünfläche und im westlichen 

Teil der zu bebauenden Fläche einen minimalen Grundwasserflurabstand von 3 bis 

5, im östlichen Teil von 2 bis 3 m. Bei einer Geländehöhe von ca. 39 bis 40 m über 

NN können demnach ungünstigstenfalls Grundwasserstände von 37 bis 38 m über 

NN auftreten. 

Grundwassergüte 

Im Bereich der Schlüterstraße/Dinnendahlstraße befindet sich eine kleinräumige 

Grundwasserverunreinigung mit CKW, ausgehend von der bereits genannten Boden­

luftverunreinigung im Bereich des WA 9 und der Fläche für Gemeinbedarf „Kinderta­

gesstätte“. In den letzten zwei Jahren wurden im Grundwasser abnehmende Schad­

stoffgehalte ermittelt. Der 2006 maximal ermittelte Wert für die Summe der CKW be­

trug 27 µg/l. Aktuelle Beprobungsergebnisse aus 2011 zeigen Gehalte von 14 µg/l für 

die Summe CKW, die nahezu vollständig dem Einzelstoff cis-1,2 Dichlorethen zuzu­

ordnen sind. Darüber hinaus zeigt die Grundwassergüte Eisengehalte im Mittel von 

1,4 mg/l. 

Im Falle einer Bauwasserhaltung ist nach den §§ 8, 9 und 10 Wasserhaushaltsgesetz 

(WHG) eine wasserrechtliche Erlaubnis bei der Unteren Umweltschutzbehörde zu 

beantragen. 
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Der Umfang des Wasserrechtsantrages sollte im Vorfeld mit der Unteren Umwelt­

schutzbehörde abgestimmt werden, wobei sicherzustellen ist, dass durch die Was­

serhaltung keine nachteiligen Auswirkungen bei der Entnahme (Verlagerung von 

Schadstoffen) und Ableitung des geförderten Grundwassers (ggf. Aufbereitung) zu 

besorgen sind. 

b) Niederschlags- und Abwasserbeseitigung 

Da das Plangebiet bereits kanaltechnisch erschlossen und bereits vor dem 

01.01.1996 bebaut worden ist, besteht keine gesetzliche Verpflichtung zur ortsnahen 

Niederschlagswasserbeseitigung gemäß § 51a Landeswassergesetz (LWG). 

Aufgrund der Altlastensituation ist darüber hinaus eine ortsnahe Beseitigung von an­

fallendem Niederschlagswasser durch Versickerung wasserrechtlich nicht genehmi­

gungsfähig. 

Das anfallende Niederschlagswasser ist daher in die vorhandene öffentliche Misch­

wasserkanalisation einzuleiten. 

c) Oberflächengewässer 


Oberflächengewässer sind im Plangebiet nicht vorhanden. 


d) Wasserschutzzonen 


Das Plangebiet liegt nicht im Bereich eines Wasserschutzgebietes. 


4.5 	Luft 

a) Lufthygiene 

Ist-Zustand 

Das Plangebiet befindet sich am Rande des hochverdichteten Innenstadtbereichs 

von Düsseldorf. Ehemalige industrielle Emittenten haben mittlerweile den Betrieb 

aufgegeben, daher wird derzeit die lufthygienische Situation maßgeblich durch die 

Verkehrsbelastung aus dem Umfeld des Plangebiets geprägt. Die Ergebnisse der 

Berechnungen mit dem Programm IMMISluft belegen, dass derzeit im Plangebiet 

selber keine Grenzwertüberschreitungen der 39. Bundes-Immissionsschutz­

verordnung (39. BImSchV) zu befürchten sind. Die lufthygienische Gesamtsituation 

kann daher trotz der zentralen Lage als vergleichsweise gut angesehen werden. 
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Plan-Zustand 

Inwieweit die künftige, lufthygienische Situation sich im kritischen Bereich bewegt, 

wird maßgeblich von der Höhe der zu erwartenden Verkehrsbelastung und der stra­

ßenbegrenzenden Bebauung beeinflusst. Auf Grundlage des aktuellen Verkehrsgut­

achtens (emig-vs, Juni 2011) sind sowohl der Hellweg mit künftig maximal 19.600 

Fahrzeugen täglich sowie die Schlüterstraße mit künftig maximal 15.200 Fahrzeugen 

als lufthygienisch besonders belastend zu beurteilen. Grenzwertüberschreitungen 

gemäß 39. BImSchV werden jedoch nicht erwartet.  

Maßnahmen bei Tiefgaragen 

Wegen der Lage im Stadtgebiet und des derzeitigen Planungsstandes kann bezüg­

lich der Tiefgaragenentlüftung nur folgendes Grundsätzliche festgesetzt werden:  

Sollten Tiefgaragen mit mehr als 150 Stellplätzen vorgesehen werden, so ist die 

betreffende Tiefgarage über Dach der aufstehenden und angrenzenden Gebäude zu 

entlüften, da Grenzwertüberscheitungen gemäß 39. BImSchV nicht ausgeschlossen 

werden können. Anderweitige Lüftungsanlagen sind dann zulässig, wenn über ein 

mikroskaliges Ausbreitungsgutachten nachgewiesen wird, dass die umliegenden 

Nutzungen nicht von Grenzwertüberschreitungen gemäß 39. BImSchV beeinträchtigt 

werden. 

Eine Entlüftung der Tiefgaragen über Dach der aufstehenden und angrenzenden 

Gebäude ist bei weniger 150 Stellplätzen als entbehrlich anzusehen. In diesem Fall 

ist aus Gründen der Gesundheitsvorsorge um die Lüftungsschächte nur ein nicht zu 

betretender Sicherheitsabstand von mindestens 2 m zu wahren. Mit Hilfe einer ge­

eigneten Bepflanzung lässt sich der begehbare Aufenthaltsbereich wirksam begren­

zen. Darüber hinaus darf der Abstand zwischen Lüftungsschächten der Tiefgaragen­

rampe zu den Fenstern von Aufenthaltsräumen von neu zu errichtenden Gebäuden 5 

m nicht unterschreiten. 

Emissionen durch Hausbrand 

Mit der Umsetzung des Vorhabens sind im Plangebiet in Abhängigkeit von der Art 

der Energieversorgung möglicherweise steigende Emissionen durch Hausbrand zu 

erwarten. Konkrete Angaben liegen hierzu nicht vor und die Art der Energieversor­

gung ist nicht festgelegt.  
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Ausgeschlossen werden sollte jedoch die Verwendung von Kohle und stückigem 

Holz zu Heizzwecken in neu errichteten Heizungsanlagen, um der Intention des ge­

samtstädtischen Luftreinhalteplans zu entsprechen. 

b) Umweltfreundliche Mobilität 

Für die umweltfreundliche Mobilität stehen nordwestlich und südlich des Plangebie­

tes mehrere Straßenbahn- und Buslinien sowie das umliegende und im Gebiet ge­

plante Radwegenetz (u. a. Schlüterstraße, Daelenstraße und Hohenzollernallee) zur 

Verfügung. Die auf der Grafenberger Allee verlaufenden Straßenbahnlinien sollen 

langfristig als Stadtbahnlinien ausgebaut werden: Die Erreichbarkeit der Haltestellen 

wird über die Wegeverbindungen in und durch die neue öffentliche Parkanlage ver­

bessert. 

Zur Reduzierung des PKW-Verkehrs wird eine verbesserte unmittelbare Anbindung 

an den öffentlichen Personennahverkehr (ÖPNV) angestrebt. So sollen zwei Bushal­

testellen neu eingerichtet und eine Buslinie durch das Plangebiet selbst geführt wer­

den. Dem gleichen Ziel dient die Anlage von Radwegen entlang der Hauptver­

kehrsachsen des Gebietes, die an das vorhandene System der Umgebung anknüp­

fen. 

c) Energie 

Durch die geplante Errichtung von Wohn- und Gewerbegebäuden auf den Flächen 

eines stillgelegten Industriebetriebes ist zukünftig ein erhöhter Energiebedarf im 

Plangebiet zu erwarten. Die im Folgenden aufgeführten planerischen Grundsätze 

sollten berücksichtigt werden, um den zukünftigen zusätzlichen Energiebedarf und 

den damit einhergehenden CO2-Ausstoß zu minimieren: 

Zukünftige Baukörper sollten möglichst kompakt ausgeführt werden, um Wärmever­

luste gering zu halten. Eine Gebäudehauptseite sollte nach Süden ausgerichtet wer­

den, um solare Energiegewinne zu maximieren.  

Die Baufelder in den Allgemeinen Wohngebieten WA 1 bis WA 8 sind diesbezüglich 

überwiegend ungünstig ausgerichtet. Lediglich das Baufeld WA 9 ist unter diesem 

Aspekt als günstig anzusehen. 
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Die Stellung der Gebäude, ihre Höhe und ihre Abstände untereinander sowie die ge­

ringen Querschnitte der Erschließungsstraßen führen dazu, dass in den Teilberei­

chen von den Allgemeinen Wohngebieten WA 3 bis WA 7 trotz Einhaltung der Ab­

standsflächen gemäß Bauordnung Nordrhein-Westfalen (BauO NW) ein Großteil der 

Fassaden in den unteren Etagen relativ wenig besonnt werden. 

Es empfehlen sich auf jeden Fall durchgesteckte Wohnungen. Die durch Baugrenzen 

markierten „Baufenster" können alternativ auch durch Lücken weiter aufgelockert 

werden. 

Im Allgemeinen Wohngebiet WA 2 werden Teile des geplanten Riegels im Innenhof 

sowie voraussichtlich Teilbereiche des parallel hierzu verlaufenden nordwestlichen 

Riegels nicht ausreichend besonnt, sodass hier in Abhängigkeit von den konkreten 

Wohnungszuschnitten keine gesunden Wohnverhältnisse gegeben sein könnten. 

Abhilfe könnte zum Beispiel mit durchgesteckten Wohnungen sowie durch eine ent­

sprechende Auflockerung des Baublockes parallel zur Schlüterstraße geschaffen 

werden. 

Zur Erzeugung von Wärmeenergie sollten möglichst effiziente Technologien wie die 

Kraft-Wärme-(Kälte-)Kopplung eingesetzt werden, zum Beispiel durch Nutzung von 

Fernwärme. Eine entsprechende Fernwärmeleitung verläuft etwa 150 m westlich des 

Plangebietes entlang der Hans-Günther-Sohl-Straße. Kann die Nutzung von Kraft­

Wärme-(Kälte-)Kopplung nicht wirtschaftlich dargestellt werden, sollten alternativ re­

generative Energieträger wie Sonne oder Erdwärme über die Mindestvorgaben des 

Gesetzes zur Förderung Erneuerbarer Energien im Wärmebereich (Erneuerbare­

Energien-Wärmegesetz, EEWärmeG) verwendet werden. 

Das Plangebiet verfügt über ein gutes geothermisches Potenzial, sodass hier eine ra­

tionelle Nutzung von Erdwärme möglich ist. Der Betrieb von Photovoltaikanlagen auf 

den begrünten Flachdächern ist besonders effizient möglich. 

Eine über die Vorgaben der Energieeinsparverordnung (EnEV) hinausgehende 

Wärmedämmung der Gebäudehülle ist aus energetischer Sicht empfehlenswert und 

im Sinne einer Gesamtkostenrechnung auch wirtschaftlich. In den Teilen des Plan­

gebietes, in denen erhöhte Anforderungen an den Lärmschutz wie z.B. mechanische 

Belüftung gestellt werden, sollte der Passivhaus-Standard in Betracht gezogen wer­

den. 
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4.6 	Klima 

a) Globalklima 

Zum Schutz des Globalklimas tragen vor allem die Verringerung von Treibhausgas­

emissionen durch Einsparung von fossil erzeugter Energie bzw. der Einsatz regene­

rativer Energieträger bei. Hierzu zählen u. a. Maßnahmen an Gebäuden und die 

Vermeidung von Kfz-Verkehr. Zahlreiche Möglichkeiten ergeben sich allerdings erst 

im Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens (Wärmedämmung, sommerlicher Hit­

zeschutz) und durch die Regelungen der Bauordnung zu den Abstandsflächen (Be­

lichtung und natürliche Belüftung). 

Hinweise zum Einsatz effizienter Energieversorgungstechniken (z. B. Fernwärme, 

Kraft-Wärme-(Kälte)-Kopplung), der Nutzung passiver Solarenergie und den Einsatz 

regenerativer Energien finden sich in Kapitel 4.5 c). 

Zur Vermeidung von Autofahrten ist unter dem Stichwort „Stadt der kurzen Wege“ die 

sinnvolle Einordnung des Plangebietes in die Stadtstruktur, die Schaffung woh­

nungsnahen Einzelhandels und sozialer Infrastruktur sowie von quartiersbezogenen 

Aufenthalts- und Erholungsräumen im Bebauungsplan berücksichtigt worden. 

Hinweise zur umweltfreundlichen Mobilität sind im Kapitel 4.5 b) erläutert. 

b) Stadtklima 

Ausgangssituation 

Das Plangebiet um die Hohenzollernallee gehört laut Klimaanalyse der Stadt Düssel­

dorf (1995) zu einem Lastraum der Industrieflächen. Typischerweise sind diese Ge­

biete durch große Hallen, Verwaltungs- und Gewerbebauten und durch große versie­

gelte Lager- und Freiflächen gekennzeichnet. Die großen Dachflächen fungieren als 

Hauptenergieumsatzflächen, wodurch es zu einer starken Aufheizung und bioklimati­

scher Belastung, insbesondere in den Sommermonaten kommt. 

Die Empfehlungen der Klimaanalyse (1995) sehen in solchen Bereichen die Siche­

rung, den Ausbau und die Vernetzung von vorhandenen Grün- und Freiflächen wie 

auch die Schaffung neuer derartiger Flächen durch Begrünungs- und Entsiege­

lungsmaßnahmen vor. 

Ein großer Teil des ehemaligen Hohenzollernwerkes stellt sich derzeit als ungenutzte 

Brachfläche dar. Nach Norden setzt sich das derzeitige Gewerbegebiet mit dem Met­

rogelände fort.  
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Im Süden grenzt eine sehr locker und offen bebaute Einfamilienhaussiedlung an. Ei­

ne Umnutzung und Neugestaltung besonders der ehemals schwerindustriell genutz­

ten Flächen birgt die Chance, durch eine deutliche Verbesserung der Versiegelungs­

bilanz auch eine Aufwertung der klimatischen Situation im Plangebiet zu erreichen. 

Im Nordosten des Plangebietes liegt mit dem Grafenberger Wald ein wichtiges 

Frischluftentstehungsgebiet. Besonders in Nächten mit geringer Bewölkung und 

schwachen Winden (nächtliche Strahlungswetterlagen) wird von dort Kaltluft heran 

transportiert. Dem Plangebiet kommt somit eine verzahnende Funktion mit dem sich 

im Westen anschließenden Lastraum der hochverdichteten innenstadtnahen Berei­

che zu. 

Insbesondere in ost-westlicher Richtung sollte daher auf das Freihalten von Belüf­

tungsbahnen geachtet werden, damit kühlere und relativ unbelastete Frischluft so 

weit wie möglich in die stärker belasteten Siedlungsbereiche eindringen kann.  

Planung 

Aus stadtklimatischer Sicht ist die Umwidmung des ehemaligen Nord-Süd­

gerichteten Gleiskörperbereiches in eine öffentliche Grünfläche zu begrüßen. Bereits 

als Gleiskörperanlage übernahm dieser Bereich eine stadtklimatische Funktion hin­

sichtlich Belüftung und Abkühlung. In Form einer bepflanzten Grünfläche erweitert 

sich das positiv wirkende Spektrum: Die Fläche bekommt durch ihre verdunstungsak­

tive Oberfläche den Charakter eines bioklimatischen und immissionsklimatischen 

städtischen Grünzuges. In der konkreten Ausgestaltung ist auf eine durchlässige, lo­

ckere Vegetation zu achten. Diese Forderung entspricht dem geplanten Gestaltungs­

konzept, hier eine naturnahe, blütenreiche, halboffene und offene Brache zu entwi­

ckeln. 

An diesen Grünzug schließt sich eine bestehende Verkehrsgrünfläche nördlich der 

Neumannstraße an. Diese Fläche soll erhalten bleiben, wodurch ein Luftaustausch in 

Richtung Plangebiet ermöglicht wird. Positiv wirkt sich insbesondere für das angren­

zende Wohngebiet der (Teil-)Erhalt bzw. Ausbau der Freifläche als Grünfläche östlich 

und südlich des eingeschränkten Gewerbegebietes GEe 5 aus. 
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In Ost-West-Richtung bildet die Hohenzollernallee eine etwa 20 m breite Achse, in 

Nord-Süd-Richtung werden die Hauptachsen von der ca. 30 m breiten Walter-

Eucken-Straße und der etwa 20 m breiten Röpke-Straße gebildet. Die Qualität der 

Achsen hinsichtlich der Durchlüftung des Plangebietes ist jedoch durch die relativ ge­

ringe Breite und den zu erwartenden Verkehr insbesondere auf der Hohenzollernal­

lee gemindert. 

Die vorgesehene Anbindung der begrünten Nord-Süd-Achse, die z.T. als verkehrsbe­

ruhigte Wegverbindung zwischen den Baugebieten GEe 5 und WA 3 verläuft, an den 

Metro-Park im nördlichen Plangebiet, wird aus stadtklimatischer Sicht begrüßt. Zwi­

schen den Baugebieten WA 3 bis WA 7 ist durch die Öffnung der Riegelbebauung 

ein gewisser Luftaustausch möglich. 

Um der Wärmebelastung im gesamten Plangebiet wirksam entgegen zu treten, wer­

den umfangreiche grünplanerische Maßnahmen festgesetzt, die sich positiv auf den 

klimatischen Nahbereich auswirken. 

c) Klimaanpassung 

Aufgrund der erwarteten Klimaveränderung muss auch die Stadtplanung bereits heu­

te Möglichkeiten zur Anpassung an die zukünftigen Bedingungen im Gebiet berück­

sichtigen. Zu rechnen ist vor allem mit einer zunehmender Erwärmung sowie ver­

mehrten Niederschlägen und Starkregenereignissen. Die Verringerung der Wärme­

abstrahlung von Oberflächen, das Freihalten von Lüftungsschneisen und Maßnah­

men zur Bewirtschaftung von Niederschlagswasser sind daher hier vorrangig zu 

nennen. Die Maßnahmen zur Beschattung versiegelter Flächen sowie zur Bepflan­

zung von Dächern, Tiefgaragen und nicht überbauten Flächen wurden bereits in den 

Kapiteln 4.2 b) und 4.6 b) beschrieben. Die festgesetzte Begrünung von Dächern 

wird ebenfalls zur Verzögerung des Spitzenabflusses bei Niederschlägen beitragen. 

In den Grünflächen und den Teilflächen ohne Unterbauung im Plangebiet wird der 

Wasserhaushalt durch die natürliche Versickerung weiterhin erhalten bleiben. Geziel­

te Versickerungsmaßnahmen sind wie in Kapitel 4.4. b) beschrieben auf Grund vor­

handener Bodenbelastungen nicht möglich. 
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4.7 	 Kulturgüter und sonstige Sachgüter 

Im Plangebiet befinden sich zwei Bereiche mit zu erhaltendem Gebäudebestand oder 

unter Denkmalschutz befindlichen Baukörpern. Im Allgemeinen Wohngebiet WA 1 

(Meisterhäuser) wird die überbaubare Grundstücksfläche auf die im Bestand bereits 

existierenden Gebäude beschränkt, die jedoch in den rückwärtigen Grundstückstei­

len ergänzt werden können. Dies geschieht, um den im Wesentlichen durch Grün 

geprägten Charakter des Bereiches mit Einzelgebäuden zu erhalten. Gleichzeitig soll 

jedoch den Gebäuden in den von der Straße abgewandten Bereichen die Möglichkeit 

zu geben, an moderne Wohnbedürfnisse angepasst zu werden. 

Die beiden denkmalgeschützten Gebäude des ehemaligen Hohenzollernwerks wur­

den bereits aufwändig saniert. Die Gebäudeumrisse werden mit Baugrenzen nach­

vollzogen, so dass die Festsetzungen des Bebauungsplans keine bauliche Erweite­

rung zulassen. Das unmittelbare Umfeld der Gebäude ist durch verschiedene Fest­

setzungen zum Anpflanzen von Baumgruppen gestalterisch gefasst. 

5. 	 Geprüfte anderweitige Lösungsmöglichkeiten 

Der 1991 bis 1994 aufgestellte und in größeren Teilen bereits realisierte Rahmenplan 

Schlüterstraße sah noch umfangreichere Gewerbe- und weniger Wohnbauflächen 

vor. Für die Wohnbereiche war in erster Linie Geschosswohnungsbau und wenig Ein­

familienhausbau vorgesehen. Die seitdem eingetretenen Veränderungen in der 

Stadtentwicklungsplanung (STEK 2020+) und im Nachfragebereich führten zu den 

nun vorgesehenen Ausweisungen. Die Umweltauswirkungen der beiden Planvarian­

ten sind grundsätzlich vergleichbar, wobei der Versiegelungsanteil insgesamt in der 

nun vorliegenden Alternative durch die geringen Grundflächenzahlen niedriger und 

der stadtklimatisch relevante Grünanteil somit höher sein wird als es die ursprünglich 

vorgesehenen Gewerbegebietsausweisungen festgesetzt hätten. 

6. 	Nullvariante 

Die noch vorhandenen Gebäude auf dem Gelände würden bei Nichtdurchführung der 

Planung weiterhin überwiegend mit Lagernutzung oder sonstigen gewerblichen Nut­

zungen belegt.  
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Die Brachflächen könnten ebenfalls zu Lager- oder Abstellzwecken genutzt werden. 

Durch den mit der Neubebauung verbundenen bautechnisch bedingten Bodenaus­

hub werden die in diesem Bereich vorhandenen auffüllungsbedingten Bodenbelas­

tungen voraussichtlich vollständig aufgenommen und entsorgt. Im Bereich verblei­

bender oberflächennaher Auffüllungen der zu bebauenden Flächen sind zusätzliche 

Maßnahmen (Bodenauftrag, lokaler Aushub etc.) erforderlich. Weiterhin werden ggf. 

teilweise vorhandene unzureichende Entwässerungseinrichtungen (Gruben, Schäch­

te etc.) der Altbebauung entfernt und die gesamte Entwässerungssituation neu ge­

ordnet, was im Falle der Nichtdurchführung der Planung nicht erfolgen würde. Das 

Bebauungsplanverfahren trägt somit insgesamt zu einer Verbesserung des Zustan­

des des Bodens und des Grundwassers bei. 

Die prognostizierten Lärm- und Luftschadstoffbelastungen, die nach den Festsetzun­

gen des Bebauungsplans aus dem Gebiet als Verkehrs- und Gewerbeemissionen 

ausgehen werden, würden nicht entstehen. Die Verkehrslärmbelastung, die bereits 

heute von der Schlüterstraße und der Metrostraße ausgeht, wird sich mit dem weite­

ren Ausbau des Metrogeländes eher verstärken. 

In Teilen würde sich auf dem Gelände, insbesondere auf dem Güterbahnhofsgelän­

de, eine Ruderalvegetation entwickeln, soweit keine andere Nutzung der Flächen er­

folgt. Diese wird in dem Umfang, wie sie sich entwickeln kann, auch Lebensraum für 

Tiere und Insekten bieten. 

Die verkehrliche Gefahrensituation für die an der Schlüterstraße anliegende Schule 

und die Kindertagesstätte bliebe bestehen. Die geplante Grünverbindung von den 

Grünanlagen an der Metrostraße zum Wohngebiet und die Durchwegung des Gebie­

tes in Nord-Süd- und in Ost-West-Richtung für Fußgänger und Radfahrer würden 

nicht hergestellt. 

Die Pflanzmaßnahmen würden ohne Plandurchführung nicht erfolgen. Der Grünzug 

auf dem Gelände des ehemaligen Güterbahnhofs würde nicht hergestellt und die 

prognostizierten positiven stadtklimatischen und lufthygienischen Wirkungen würden 

sich nicht einstellen. 
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7. Geplante Überwachungsmaßnahmen (Monitoring) 

Es kann davon ausgegangen werden, dass eine Beobachtung der Luftschadstoffbe­

lastung des Plangebietes mittels der stadtweiten kontinuierlichen Luftgüteüberwa­

chung ausreichend ist. 

Die gutachterlich prognostizierten Verkehrs-Lärmimmissionen sind anhand der re­

gelmäßig aktualisierten Verkehrslärmkarte der Landeshauptstadt Düsseldorf auf Ab­

weichungen zu überprüfen. 

Die Umsetzung und Entwicklung der aufgrund von textlichen Festsetzungen vorge­

sehenen grünplanerischen Maßnahmen wird durch die Untere Landschaftsbehörde 

beobachtet werden. Die nicht versiegelten Flächen sind festzustellen und mit der 

Versiegelungsprognose zu vergleichen. 

Erhebliche Umweltauswirkungen gem. § 4c BauGB (unvorhergesehene nachteilige 

Auswirungen) können für das Schutzgut Wasser im Rahmen der regelmäßigen 

Grundwasserüberwachung (Grundwasserstände und Grundwassergüte) erkannt 

werden und im Rahmen der Überwachung der Bauwasserhaltung in diesem Gebiet 

überprüft werden. Nachteilige Veränderungen können beispielsweise durch defekte 

Kanäle oder den unsachgemäßen Umgang mit Chemikalien verursacht werden. Soll­

ten im Rahmen der geplanten Bebauung unvorhergesehene Bodenverunreinigungen 

erkannt werden, so können diese, falls erforderlich, über ein spezielles Monitoring 

(z.B. gutachterliche Begleitung von Sanierungs- oder Sicherungsmaßnahmen) über­

wacht werden. 

Auch Auswertungen der Beschwerdedatenbanken des kommunalen Umweltamtes 

sind für das Monitoring heranzuziehen, um unerwartete Umweltauswirkungen zu er­

mitteln. 

Das Monitoring beginnt 5 Jahre nach Ende der öffentlichen Auslegung und ist in ei­

nem 5-Jahres Turnus regelmäßig durchzuführen. 5 Jahre nach Beendigung der Bau-

arbeiten ist die Überwachung der Umweltauswirkungen letztmalig durchzuführen. 

8. Weitere Angaben 

Die verwendeten technischen Verfahren und Regelwerke zur Ermittlung der Schutzgut be­

zogenen Auswirkungen sind gegebenenfalls in den jeweiligen Fachkapiteln bzw. in den 

zugrundeliegenden Gutachten erläutert. 
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Auch Art und Umfang der erwarteten Emissionen können gegebenenfalls den jeweiligen
 

Fachabschnitten des Umweltberichtes entnommen werden. 


Technische Lücken und fehlenden Kenntnisse sind im vorliegenden Bebauungsplan nicht 


bekannt. 
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